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1 Abwägung der Stellungnahmen 

1.1 Beteiligung der Öffentlichkeit 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit – öffentliche Auslegung erfolgte vom 11. Januar 2016 bis zum 10. Februar 2016 gemäß § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch. 

Nr. Stellungnahme (Kurzfassung), Schreiben / Mail vom … Abwägungsvorschlag Beschlussvor-
schlag 

1 Wohngruppe, Schreiben vom 07.01.2016            
1.1 Während des Aufstellungsverfahrens gab es mehrere Ab-

stimmungsgespräche zwischen der Wohngruppe und der 
Verwaltung. Im Rahmen der Gespräche wurde die barriere-
freie Erschließung der Erdgeschosse der Gebäude für die 
Wohngruppe erörtert. Geplant ist eine Rampenkonstruktion 
an der Längsseite der Gebäude. Ein hierfür notwendiges 3 
Meter breites Baufenster wurde im Bebauungsplanentwurf 
nicht übernommen. Die für die Wohngruppe notwendige 
barrierefreie Zugänglichkeit ist nicht gewährleistet. 

Zur Gewährleistung der Barrierefreiheit sind für die Erschlie-
ßung der Gebäude Rampen erforderlich. Da es sich dabei um 
ein Bauwerk handelt, wird eine Fläche für Nebenanlagen für 
die Errichtung der Rampe vorgesehen. 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 

    2 Bürger, Mail vom 17.01.2016                         
2.1 Der Bürger hat nicht unerhebliche Bedenken, dass bei Be-

zug der neuen Wohnungen ein erhöhtes Verkehrsaufkom-
men und insbesondere die damit verbundene Parksituation 
ein deutlicher, negativer Einfluss für ihn entstehen wird. 
Durch den Verlust der Querparkplätze der US-Streitkräfte 
in der Kirschgartenstraße wird befürchtet, dass bei Bezug 
der neuen Wohnungen dann auch Parkplatzverhältnisse 
wie in der Weststadt entstehen werden. 
In den Planungen ist eine für die Kirschgartenstraße neut-
rale Parkplatzbelastung zu berücksichtigen. 
Es wird um Mitteilung der derzeit vorhandenen Anzahl der 
Parkplätze sowie der im Planungsentwurf vorgesehenen 
Parkplätze gebeten, um beurteilen zu können, ob trotz des 
Wegfalls der zahlreichen Querparkplätze ausreichend 
Parkplätze auf dem Gelände, beziehungsweise in den vor-
gesehenen Tiefgaragen nachgewiesen werden können, so-
dass die Auswirkungen für die Kirschgartenstraße be-
grenzt, am besten noch neutral gehalten werden können. 

Im Bebauungsplan sind Flächen für die Errichtung von privaten 
Stellplätzen als oberirdische Stellplatzanlage als auch in Form 
von Tiefgaragen vorgesehen. Auch sind die 
Straßenverkehrsflächen so dimensioniert, dass zwischen den 
Fahrbahnen und den Gehwegen öffentliche Stellplätze als 
Längsparkplätze eingerichtet werden können. Im 
Bebauungsplanentwurf Stand Offenlage sind ausreichend 
Stellplatzflächen für die geplanten Wohneinheiten vorgesehen. 
Die nach Landesbauordnung vorgegebene Anzahl an privaten 
Stellplätzen ist im Rahmen der Baugenehmigung nachzuwei-
sen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis 
genommen. 
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    3 Bürgerin, Schreiben vom 21.01.2016  
3.1 Im WA 3.1 plant die Gemeinschaft barrierearmes Wohnen. 

Es sind zu berücksichtigen: 
siehe Abwägungsvorschlage zu 3.2 bis 3.4 Siehe Beschlussvor-

schlag zu 3.2 bis 3.4. 
3.2 - an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten Bestandsge-

bäude an der Ostseite an den Treppenhäusern der Anbau 
von Außenfahrstühlen, mindestens am südlichen Trep-
penhaus. 

Zur Gewährleistung der Barrierefreiheit sind für die Erschlie-
ßung der Gebäude Fahrstühle erforderlich. Da es sich dabei 
um ein Bauwerk handelt, wird das Baufenster um die Abmes-
sungen der Fahrstuhlkonstruktion erweitert. 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 

3.3 - an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten Bestandsge-
bäude an der Ostseite in Höhe des 3. Obergeschosses 
ein Laubengang vom südlichen zum nördlichen Treppen-
haus. 

Der Laubengang ist innerhalb des Baufensters vorzusehen. Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

3.4 - an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten Bestandsge-
bäude an der Ostseite kleine Außenbalkons. 

Außenbalkone sind als untergeordnete Bauteile möglich, wenn 
sie nicht breiter als 5 m sind, nicht mehr als 1,5 m vortreten. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

3.5 Auf der westlichen Seite des Baufeldes 1.3 ist parallel zur 
Roeblingstraße die Anzahl der Vollgeschosse auf 4 zu re-
duzieren, um  
- die Blickachse zur Bergkulisse zumindest punktuell zu er-
halten, 
- sich an die umliegende Bebauung besser anzugleichen, 
- den Bürgerwünschen (Bürgerbeteiligung) entgegen zu 
kommen. 

Der Bedarf an Wohnungen in Heidelberg ist groß. Gemäß 
Wohnungsbedarfsanalyse 2012 liegt das ermittelte Defizit bei 
6.200 Wohnungen. Die quantitativen Ergebnisse der Studie 
zeigen, dass die Fertigstellung der Bahnstadt und die Neunut-
zung der Wohngebäude auf den vormals vom US Militär ge-
nutzten Konversionsflächen den Heidelberger Wohnungsmarkt 
nur vorübergehend entlasten werden. Noch vor 2020 ist wieder 
mit einer erhöhten Anspannung des Wohnungsmarktes zu 
rechnen. Vor diesem Hintergrund ist eine Reduzierung der 
Vollgeschosse und somit eine damit einhergehende Reduzie-
rung der geplanten Wohneinheiten aus planerischer Sicht nicht 
zielführend.  
Die gesetzlich vorgeschriebenen Abstandsflächen gemäß Lan-
desbauordnung werden eingehalten: Gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse werden gewährleistet. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 

3.6 Die Zufahrt auf der westlichen Seite des Baufeldes 1.3 zur 
Tiefgarage ist von der Roeblingstraße zur Rheinstraße o-
der Mark-Twain-Straße außerhalb des Wohnbereiches zu 
verlegen. 

Die Ein- und Ausfahrt in die Tiefgarage soll innerhalb der Ge-
bäude erfolgen. Demzufolge ist eine Verlegung zur Mark-
Twain-Straße nicht möglich. Die Rheinstraße soll Bestandteil 
eines zentralen Bereiches einer neuen Stadtteilmitte für die 
Südstadt mit Einzelhandels-, Gastronomie und Dienstleistungs-
angebot werden. Aus städtebaulicher Sicht ist somit eine Ein- 
und Ausfahrt für eine Tiefgarage in diesem Bereich ausge-
schlossen. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 
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4 Bürgerin, Schreiben vom 27.01.2016           
4.1 Im WA 3.1 plant die Gemeinschaft eine barrierefreie Er-

schließung des zur Roeblingstraße ausgerichteten Be-
standsgebäudes mit Aufzügen und Laubengänge. Für die 
zwei Aufzüge sind im Bebauungsplanentwurf dafür keine 
Baufenster berücksichtigt. Der Bebauungsplan ist entspre-
chen zu ergänzen 

Zur Gewährleistung der Barrierefreiheit sind für die Erschlie-
ßung der Gebäude Fahrstühle erforderlich. Da es sich dabei 
Bauwerke handelt, wird das Baufenster um die Abmessungen 
der Fahrstuhlkonstruktionen erweitert. 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 

4.2 Die Bebauung im westlichen Bereich des Baufeldes 1.3 
sollte nicht zu massiv sein und im Bereich der besonderen 
Wohnformen keine 5-stöckige Bebauung vorsehen. Dieses 
wurde trotz der Zusage in der Öffentlichkeitsbeteiligung 
nicht umgesetzt. 

Im Protokoll zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung ist fest-
gehalten, dass die 5-Geschossikeit einzelne Ecken an der 
Rheinstraße umfasst und die Gebäudehöhen sich an der First-
höhe der Bestandsgebäude orientieren. 
Zudem ist der Bedarf an Wohnungen in Heidelberg groß. Ge-
mäß Wohnungsbedarfsanalyse 2012 liegt das ermittelte Defizit 
bei 6.200 Wohnungen. Die quantitativen Ergebnisse der Studie 
zeigen, dass die Fertigstellung der Bahnstadt und die Neunut-
zung der Wohngebäude auf den vormals vom US Militär ge-
nutzten Konversionsflächen den Heidelberger Wohnungsmarkt 
nur vorübergehend entlasten werden. Noch vor 2020 ist wieder 
mit einer erhöhten Anspannung des Wohnungsmarktes zu 
rechnen. Vor diesem Hintergrund ist eine Reduzierung der 
Vollgeschosse und somit eine damit einhergehende Reduzie-
rung der geplanten Wohneinheiten aus planerischer Sicht nicht 
zielführend.  
Die gesetzlich vorgeschriebenen Abstandsflächen gemäß Lan-
desbauordnung werden eingehalten. Gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse werden gewährleistet. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 

4.3 Die Festsetzungen zur Tiefgarage treffen mit einer Festle-
gung für eine Oberkantenangabe für die Gemeinschaft 
nicht zu. Die Tiefgarage liegt Großteils unter dem Gebäude 
an der Rheinstraße. Ein kleiner Teil, im Bebauungsplan ge-
kennzeichnet, liegt als Gemeinschaftsterrasse genutzt vor 
dem Gebäude zum Innenhof. Durch diese Nutzung kann 
die Oberkante nicht 40 cm oder sogar 80 cm unter die Erd-
oberfläche gelegt werden. Zudem würde im Untergeschoss 
die Doppelparker dann nicht mehr funktionieren und die 
Garage müsste größer werden. 

Die Festsetzungen wurden gewählt, um einen begrünten In-
nenhof gestalten zu können.  
Die textliche Festsetzung setzt fest, dass die Tiefgarage min-
destens 40 cm unter der Erdoberkante zu planen ist und die 
begrünten Bereiche mindestens 80 cm mit einer Substrat-
schicht zu bedecken sind. In Bereichen von Terrassen und 
Durchwegungen entfällt die erforderliche Bodensubstratschicht 
von 80 cm. 

Der Stellungnahme 
wird teilweise gefolgt. 

4.4 Die Festsetzung Nummer 2 enthält divergierende Angaben 
der zu den Innenhöfen ausgerichteten Balkone. Für die 

Generell kann die Überschreitung von Baugrenzen durch Ter-
rassen und Balkone im Erdgeschoss bis zu einer Tiefe von 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 
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Balkone von Außenseiten sind Tiefen von 1 ,50m festge-
legt worden. 

3,50 m und in den darüber liegenden Geschossen bis zu einer 
Tiefe von 2,50 m zu den Hofseiten zugelassen werden kann. 
Die Tiefe von Balkonen und Terrassen bis zu einer Tiefe 
von 1,5 m bezieht sich auf die Dachflächen. Die textliche 
Festsetzung wird redaktionell geändert um die Aussage 
klarer zu formulieren. 

    5 Mieterverein Heidelberg, Schreiben vom 27.01.2016  
5.1 Um den Verlust von circa 2.000 m² Wohnfläche durch die 

sinnvolle Veränderung der Baulinie an der Kirschgarten-
straße zum Erhalt der dortigen Bäume auszugleichen sol-
len folgende Maßnahmen ergriffen werden: 

siehe Abwägung zu 5.2 bis 5.5  

5.2 Auf den drei viergeschossig geplanten Punkthäusern in 
den Ecken der dann geschlossenen U-förmigen Wohn-
blocks westlich der Römerstraße sollen jeweils zwei Ge-
schosse ergänzt werden.  
 
 
 
 
 
 
 
Es gilt ebenso für die beiden Punkthäuser in den mittleren 
quadratförmigen Bebauungsblöcken auf der Westseite der 
Römerstraße nördlich der Rheinstraße. 

Ein zentrales Ziel des Bebauungsplanentwurfes MTV-Nord ist 
es, die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die Schaffung und 
Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen, die Eigentumsbil-
dung weiter Kreise der Bevölkerung und die Anforderungen 
kostensparenden Bauens sowie der Bevölkerungsentwicklung 
zu gewährleisten. Vor diesem Hintergrund ist eine Erhö-
hung der Vollgeschosse bei zwei der geplanten Punkthäu-
ser um jeweils ein Vollgeschoss gerechtfertigt. Beim nördli-
chen Punkthaus im Bereich WA 1.1 ist eine Erhöhung aus 
Lärmschutzgründen nicht möglich. 
 
Aufgrund des städtebaulichen Bildes durch den Wechsel zwi-
schen 4 und 5 Geschossen ist eine Erhöhung der Punkthäuser 
in diesem Bereich nicht angestrebt. 

Der Stellungnahme 
wird in dem beschrie-
benen Umfang ge-
folgt. 

5.3 Entlang der östlichen Seite der Römerstraße gibt es an fünf 
Stellen eine dreistöckige Bebauung. Hier ist eine Erhöhung 
auf vier Stockwerke ebenfalls geeignet, neue Wohnflächen 
vorzusehen. 

Entlang der Römerstraße sollen durch den Wechsel zwischen 
3 und 4 Geschossen abwechslungsreiche und lebendige Kuba-
turen erzeugt werden. Zur Kirschgartenstraße hin stuft sich die 
Bebauung ab, um einen Übergang zu der offenen Bestandsbe-
bauung herzustellen. Eine Erhöhung der Geschossigkeit ent-
lang der östlichen Römerstraße würde dazu führen, dass das 
angewandte Prinzip der Höhenentwicklung nicht mehr lesbar 
ist. Zum anderen würden die Innenhöfe in ihrer Belichtung und 
Aufenthaltsqualität eingeschränkt werden. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 

5.4 Es ist sinnvoll, alle diese Planänderungen vorzunehmen, 
so dass mehr Wohnfläche als durch den Verlust von 

Eine moderate Erhöhung der Wohnflächen wurde geprüft und 
in Teilen gefolgt - siehe Abwägungsvorschlage zu 5.2 und 5.3. 

Siehe Beschlussvor-
schlag zu 5.2 und 
5.3. 
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Wohnfläche an der Kirschgartenstraße entsteht. Die Ge-
schossflächenzahlen sind dementsprechend anzupassen. 
 
Die Stellungnahme wird begründet: 
- durch die Notwendigkeit das hohe Defizit an Wohnraum 
in Heidelberg abzubauen, da das in der Wohnungsbedarfs-
analyse 2013 ermittelte Defizit von 6.200 Wohnungen 
durch die aktuellen Entwicklungen überholt und daher noch 
höher ist. 
- und durch die Sorge um das Erreichen der wohnungspoli-
tischen Ziele im Mark-Twain-Village, bei denen erstmals 
seit langer Zeit die Schaffung von erheblichen Anteilen 
preisgünstiger Mietwohnungen und auch Eigentumswoh-
nungen und eine gute soziale Mischung des Quartiers kon-
krete Ziele sind. 
Es wird nicht verkannt, dass durch die vorgeschlagenen 
Maßnahmen die urbane Dichte des Quartiers leicht erhöht 
wird. Diese Vorgehensweise ist aber insbesondere im Inte-
resse der gesamtstädtischen wohnungspolitischen Ziele 
notwendig und auch richtungsweisend, da das Mark-
Twain-Village das erste umgebaute frühere US-Armee-Ge-
biet ist. Es wird ausdrücklich angeregt, diese positiven 
Planänderungen nicht nur mit den Anwohnern des Mark-
Twain-Village sondern auch bei Bürgeranhörungen in allen 
anderen Stadtteilen zu besprechen. 

    6 Bürger, Schreiben vom 27.01.2016      
6.1 Bei der ersatzweisen Neubebauung im Bereich Rhein-

straße / John-Zenger-Straße sind von der Wohngruppe 
Aufzüge und Laubengänge zur barrierefreien Erschließung 
der Wohnungen geplant.  
Um das an der Roeblingstraße gelegene Bestandsge-
bäude weitgehend barrierefrei auszustatten, ist an den 
Treppenhaus-Ausgängen zur Roeblingstraße hin mindes-
tens an dem südlichen Treppenhaus ein Außenaufzug ge-
plant. Optional ist ein zweiter am nördlichen Treppenhaus 
vorgesehen. Der Bebauungsplanentwurf sind keine ent-
sprechenden notwendigen Baufelder von circa 4m x 3,50 

Zur Gewährleistung der Barrierefreiheit sind für die Erschlie-
ßung der Gebäude Fahrstühle erforderlich. Da es sich dabei 
Bauwerke handelt, wird das Baufenster um die Abmessungen 
der Fahrstuhlkonstruktionen erweitert. 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 
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m Größe festgesetzt. Gemäß den städtischen Zielprogram-
men zur Barrierefreiheit und zur Schaffung von senioren- 
und behindertengerechtem Wohnraum werden diese An-
bauten für die Zukunft für unumgänglich gehalten.  

6.2 Die Schaffung eines Laubenganges im Dachgeschoss des 
an der Roeblingstraße gelegenen Bestandsgebäudes im 
Baufeld 3.1 vom südlichen Aufzug zur Erschließung aller 
Wohnungen im Dachgeschoss ist durch die Bebauungs-
planvorlage nicht gesichert. Bei der Festsetzung wird durch 
die Einschränkung „Einschnitte bis zu einer Tiefe von 1m 
und einer Länge von 5m“ wird der Laubengang wahr-
scheinlich baurechtlich nicht möglich sein. Die Festsetzung 
ist so zu ändern, dass die Wohnungserschließung wie ge-
plant hergestellt werden kann. 

Bei der Festsetzung handelt es sich um Vorbauten, die über 
die Baugrenze hinausragen. Sofern der Laubengang innerhalb 
der festgesetzten Baugrenze liegt, ist er über die gesamte Flä-
che zulässig. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnisge-
nommen. 

6.3 Die Festlegung der Balkonflächen im 3.OG könnte - irrtüm-
lich auch auf die Flachdachvariante übertragen - für unnö-
tig kleine und schmale Balkone bei großen Wohnungsty-
pen führen. Eine Breite von 2,50 m zum Innenhof bei 
Flachdächern sollte zugunsten des zurückspringenden Ge-
schosses möglich sein. 

Eine Breite der Balkone von bis zum 5,00 m ist im Dachge-
schoss möglich. Lediglich die Tiefe, die über die Baugrenze 
hinüberragt ist auf 1,50 m beschränkt.  
Bei Flachdächern gibt es keine „Dachgeschosse“ -  es gilt die 
Festsetzung mit 2,5 m Tiefe zu der Innenhofseite und 1,5 m 
Tiefe zu der Straßenseite. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnisge-
nommen. 

6.4 Wohl versehentlich sind in der Festsetzung Nummer 2 di-
vergierende Angaben zu den Balkonen nach den Innenhö-
fen gemacht worden. Die kleinen Balkone mit 1,50 m Tiefe 
waren bisher nur für die Außenseiten festgelegt worden. 

Generell kann die Überschreitung von Baugrenzen durch Ter-
rassen und Balkone im Erdgeschoss bis zu einer Tiefe von 
3,50 m und in den darüber liegenden Geschossen bis zu einer 
Tiefe von 2,50 m zu den Hofseiten zugelassen werden kann. 
Die Tiefe von Balkonen und Terrassen bis zu einer Tiefe 
von 1,5 m bezieht sich auf die Dachflächen. Die textliche 
Festsetzung wird redaktionell geändert um die Aussage 
klarer zu formulieren. 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 

6.5 Entgegen den Wünschen nach einer nicht zu massiven Be-
bauung und den Zusagen in der Öffentlichkeitsbeteiligung 
wurde die Vorgabe (Protokoll frühzeitige Bürgerbeteili-
gung): „Die 5-Geschossigkeit umfasst punktuell einzelne 
Ecken an der Rheinstraße. Die Gebäudehöhen orientieren 
sich an der Firsthöhe der Bestandsgebäude.“ auf der west-
lichen Seite des Baufeldes 1.3 parallel zur Roeblingstraße 
nicht umgesetzt. Der östliche Gebäuderiegel hat fast über 
die gesamte Länge eine 5-Geschossigkeit anstelle der 
Eckbetonung Rheinstraße / Roeblingstraße. Gerade an 

Der Bedarf an Wohnungen in Heidelberg ist groß. Gemäß 
Wohnungsbedarfsanalyse 2012 liegt das ermittelte Defizit bei 
6.200 Wohnungen. Die quantitativen Ergebnisse der Studie 
zeigen, dass die Fertigstellung der Bahnstadt und die Neunut-
zung der Wohngebäude auf den vormals vom US Militär ge-
nutzten Konversionsflächen den Heidelberger Wohnungsmarkt 
nur vorübergehend entlasten werden. Noch vor 2020 ist wieder 
mit einer erhöhten Anspannung des Wohnungsmarktes zu 
rechnen. Vor diesem Hintergrund ist eine Reduzierung der 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 
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diesem relativ engen Straßenprofil ist im Straßenverlauf 
eine maximal 4-geschossige Bebauung parallel zur westli-
chen Seite notwendig, um ein gleichmäßiges Straßenprofil 
sicherzustellen. 
Durch die überhöhte Bebauung werden sowohl Sonnenein-
strahlung, Blickbeziehung als auch ein ruhiger Straßen-Be-
bauungs-Querschnitt verschlechtert und die akzeptierte 
Eckbetonung wird entlang der gesamten Straße unnötig 
aufgegeben. Eine derartig massive Nachbarschaftsbebau-
ung sollte gerade verhindert werden. Gefordert wird eine 
Änderung des Bebauungsplanes mit Anpassung der paral-
lelen Gebäudehöhen auf 4 Geschosse und einer Ausbil-
dung der Eckbetonung auf 5 Geschosse. 

Vollgeschosse und somit eine damit einhergehende Reduzie-
rung der geplanten Wohneinheiten aus planerischer Sicht nicht 
zielführend. 
Der Abstand zwischen den Gebäuden beträgt rund 25 m, wo-
bei das viergeschossige Bestandsgebäude einen hohen So-
ckel aufweist. Die gesetzlich vorgeschriebenen Abstandsflä-
chen gemäß Landesbauordnung werden eingehalten. Ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse werden gewährleistet. 

6.6 Gemäß der Festsetzung Nummer 4 sind die Oberkanten 
von Tiefgaragen zwischen 40 und 80cm unter der Erdober-
kante zu planen. Wie von der Wohngruppe geplant sind 
- keine Doppelparker mehr möglich und die müsste Garage 
größer werden, um noch ausreichend Parkplätze zu 
schaffen. 

- einem Teil der Tiefgarage eine Gemeinschaftsterrasse 
vor dem Gebäude zum Innenhof entstehen soll, die unter 
sich keine Aufschüttung von Erdreich benötigt.  

Ein zusätzlicher Eintrag A2 an der Tiefgarage im Bebau-
ungsplan würde die barrierefreie Nutzung der Terrasse auf 
der Tiefgarage sicherstellen. 

Die Festsetzungen wurden gewählt, um einen begrünten In-
nenhof gestalten zu können.  
Die textliche Festsetzung setzt fest, dass die Tiefgarage min-
destens 40 cm unter der Erdoberkante zu planen ist und die 
begrünten Bereich mindestens 80 cm mit einer Substratschicht 
zu bedecken sind. In Bereichen von Terrassen und Durchwe-
gungen entfällt die erforderliche Bodensubstratschicht von 80 
cm. 
Es ist Aufgabe des Architekten, im vorgegebenen Rahmen 
eine barrierefreie Nutzung der Terrasse herzustellen. 

Die Stellungnahme 
wird teilweise gefolgt. 

6.7 Die im Bebauungsplan markierte Tiefgaragenzufahrt liegt 
teilweise neben dem Gebäude an der Rheinstraße, obwohl 
aus Lärmschutzgründen eine überdachte und teilweise ge-
schlossene Abfahrt verpflichtend ist. Die Zufahrt muss vor 
das Gebäude und der ausgewiesene Baumstandort etwas 
verschoben werden. 

Der im Bebauungsplan markierte Ein- und Ausfahrtsbereich 
setzt neben der Tiefgaragenein-/ -ausfahrt zusätzlich einen Be-
reich für die Ein- und Ausfahrt des Hofes für Rettungsfahr-
zeuge fest. Baumstandorte können gemäß der Festsetzung um 
bis zu 5 Meter verschoben werden, um entsprechende Lösun-
gen zu finden. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

6.8 Die vorgegebenen Werte zum Maß der baulichen Nutzung 
werden für von der Wohngruppe vorgesehene Bebauung 
auf dem vorgesehenen Grundstück knapp ausreichen. Es 
können daher keine Flächen an andere Wohngruppen ab-
getreten werden, die nach eigenen Angaben mit ihren Pla-
nungen das Maß der baulichen Nutzung nicht einhalten 
können. Um vorprogrammierte Konflikte zu vermeiden wird 

Die Festsetzung zum Maß der baulichen Nutzung bezieht sich 
auf den Blockbereich insgesamt. Eine Grundstücksteilung sieht 
der Bebauungsplanentwurf nicht vor. Sofern Grundstücke ge-
bildet werden, ist darauf zu achten, dass das im Bebauungs-
planentwurf festgesetzte Maß der baulichen Nutzung eingehal-
ten wird. Eine Anpassung der Festsetzung wird nicht erfolgen. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 
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eine Überprüfung der Festsetzung und entsprechende An-
passung angeregt. 

6.9 Es wird um Aufklärung über die rechtliche Bedeutung des 
sogenannten Gestaltungsplans gebeten, in dem eine Weg-
führung enthalten ist, die im Grenzbereich zum Gebäude 
der angrenzenden Wohngruppe liegt. 

Der Gestaltungsplan zeigt die mögliche zukünftige Gestaltung 
auf. Der Gestaltungsplan ist Anlage der Begründung und hat 
nicht die unmittelbare Bindung einer Satzung.  

Der Stellungnahme 
wird entsprochen. 

    7 Bürger, Mail vom 31.01.2016     
7.1 Im WA 3.1 plant die Gemeinschaft barrierearmes Wohnen. 

Es sind zu berücksichtigen: 
Siehe Abwägungsvorschlag 7.2 bis 7.5 Siehe Beschlussvor-

schlag 7.2 bis 7.5 
7.2 - an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten Bestandsge-

bäude an der Ostseite an den Treppenhäusern der Anbau 
von Außenfahrstühlen, mindestens am südlichen Trep-
penhaus. 

Zur Gewährleistung der Barrierefreiheit sind für die Erschlie-
ßung der Gebäude Fahrstühle erforderlich. Da es sich dabei 
um ein Bauwerk handelt, wird das Baufenster um die Abmes-
sungen der Fahrstuhlkonstruktion erweitert. 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 

7.3 - an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten Bestandsge-
bäude an der Ostseite in Höhe des 3. OG ein Lauben-
gang vom südlichen zum nördlichen Treppenhaus. 

Sofern der Laubengang innerhalb der festgesetzten Baugrenze 
liegt ist er über die gesamte Fläche zulässig. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

7.4 - an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten Bestandsge-
bäude an der Ostseite kleine Außenbalkons 

Außenbalkone sind als untergeordnete Bauteile möglich, wenn 
sie nicht breiter als 5 m sind, nicht mehr als 1,5 m vortreten. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

7.5 Auf der westlichen Seite des Baufeldes 1.3 ist parallel zur 
Roeblingstraße die Anzahl der Vollgeschosse auf 4 zu re-
duzieren, um  
- die Blickachse zur Bergkulisse zumindest punktuell zu er-
halten, 
- sich an die umliegende Bebauung besser anzugleichen, 
- den Bürgerwünschen (Bürgerbeteiligung) entgegen zu 
kommen. 

Der Bedarf an Wohnungen in Heidelberg ist groß. Gemäß 
Wohnungsbedarfsanalyse 2012 liegt das ermittelte Defizit bei 
6.200 Wohnungen. Die quantitativen Ergebnisse der Studie 
zeigen, dass die Fertigstellung der Bahnstadt und die Neunut-
zung der Wohngebäude auf den vormals vom US Militär ge-
nutzten Konversionsflächen den Heidelberger Wohnungsmarkt 
nur vorübergehend entlasten werden. Noch vor 2020 ist wieder 
mit einer erhöhten Anspannung des Wohnungsmarktes zu 
rechnen. Vor diesem Hintergrund ist eine Reduzierung der 
Vollgeschosse und somit eine damit einhergehende Reduzie-
rung der geplanten Wohneinheiten aus planerischer Sicht nicht 
zielführend.  
Die gesetzlich vorgeschriebenen Abstandsflächen gemäß Lan-
desbauordnung werden eingehalten: Gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse werden gewährleistet. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 

    8 Bürger, Mail vom 21.01.2016    
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8.1 In den ausgelegten Unterlagen konnte keine Hinweise ge-
funden werden, ob die Auswirkungen des Vorhabens auf 
das Verkehrs- und Lärmaufkommen sowie die Parkplatzsi-
tuation im Bereich Kreuzung Rheinstraße/Rohrbacher 
Straße untersucht wurden. 

In der Anlage zum Lärmgutachten gibt es eine Berechnung, in 
der auch der Verkehr berücksichtigt wurde. 
Der Kontenpunktbereich Rheinstraße/ Rohrbacher Straße liegt 
außerhalb der Bebauungsplangrenzen. Eine überschlägige Be-
trachtung des Verkehrsaufkommens der Rheinstraße erfolgte 
für den Bereich östlich der Römerstraße im Zuge des konzepti-
onellen Verkehrsgutachtens durch das Ingenieurbüro PTV AG. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

8.2 In der Begründung zum Bebauungsplan Südstadt "Mark-
Twain-Village - Nord" heißt es zur zukünftigen Funktion der 
Rheinstraße: "Die Feuerbachstraße im Norden, die zentral 
gelegene Rheinstraße und die Sickingenstraße im Süden 
vernetzen das Plangebiet in West-Ost-Richtung bis zur 
Rohrbacher Straße (B3)." Damit wird deutlich, dass die 
Rheinstraße eine wichtige vernetzende Funktion hat. Diese 
Funktionsweise wird infolge der Nachnutzung der Konver-
sionsfläche und insbesondere durch die Ansiedlung von 
Infrastruktureinrichtungen (Einzelhandel) im Bereich der 
Rheinstraße zu einem deutlich erhöhten Verkehrsaufkom-
men und Parkplatzbedarf in der Rheinstraße führen. 

Die erwähnte Erschließungsfunktion der Rheinstraße bezieht 
sich in erster Linie auf den Bereich westlich der Römerstraße. 
Nutzungsbedingt ist die Einrichtung von Infrastruktureinrichtun-
gen / Einzelhandel mit einem gewissen Kfz-Verkehrsaufkom-
men verbunden. In allen Bürgerforen hat sich eine deutliche 
Mehrheit für die Etablierung solcher Einrichtungen ausgespro-
chen. Die Zufahrt wird jedoch überwiegend von der Römer-
straße und nicht von der Rohrbacher Straße aus stattfinden. 
Da der Einzelhandel größentechnisch auf die Stadtteilversor-
gung ausgerichtet ist, ist mit einer für den Umweltverbund 
(Fuß-, Rad- und ÖPNV-Verkehr) günstigen Verkehrsmittelwahl 
zu rechnen. 
Der Nachweis über die erforderlichen Stellplätze erfolgt im 
Baugenehmigungsverfahren.  

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

8.3 Im Bereich der Kreuzung Rheinstraße/Rohrbacher Straße 
befindet sich die Haltestelle "Rheinstraße" der Straßen-
bahnlinien 23 und 24. Beim Anhalten und Losfahren der 
Straßenbahnen kommt es bereits jetzt zu wesentlichen 
Lärmemissionen. Wenn zukünftig auch noch ein Bus durch 
die Rheinstraße fährt, wird es zu weiterem Lärm beim Ein-
fahren in die Rheinstraße beziehungsweise beim Einmün-
den in die Rohrbacher Straße kommen. Sollte der Bus in 
diesem Bereich auch eine Haltestelle erhalten, wird es 
beim Anhalten und Losfahren weiteren Lärm geben. Wei-
tere Lärmemissionen werden durch den steigenden Durch-
gangsverkehr von Kraftfahrzeugen durch die Rheinstraße 
entstehen. 

Die Linienführung des Busses ist von der Römerstraße aus ab-
biegend in den westlichen Teil die Rheinstraße vorgesehen. 
Die Haltestelle "Rheinstraße" der Straßenbahnlinien 23 und 24 
ist hiervon rund 200 m entfernt. Unabhängig davon soll der öf-
fentliche Personen-Nahverkehr gestärkt werden. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

8.4 Angesichts des erhöhten Verkehrsaufkommens im Bereich 
der Rheinstraße und der Kreuzung Rheinstraße/Rohrba-
cher Straße stellt sich die Frage, ob die Rheinstraße und 
die Kreuzung Rheinstraße/Rohrbacher Straße mit Blick auf 

Die Rheinstraße ist ihrer Funktion und Ausgestaltung ange-
messen mit Tempo 30 ausgewiesen. Mit signifikantem Mehr-
verkehr für den östlichen Teil der Rheinstraße ist nicht rech-
nen. Gleichwohl werden große Anstrengungen unternommen, 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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die Verkehrssicherheit ausreichend ausgestattet sind. Die 
Rheinstraße wird unter anderen wegen des Englischen In-
stituts von vielen Kindern und Jugendlichen frequentiert. 
Über die Rohrbacher Straße verläuft ein stark genutzter 
Fahrradweg. Eine höhere Anzahl von Verkehrsunfällen ist 
damit für die Zukunft vorprogrammiert, weil mehr Autos 
und eine Buslinie in·die Rheinstraße ein- und ausfahren 
beziehungsweise in der Rheinstraße unterwegs sind. 

das Verkehrsnetz insbesondere für Fußgänger und Radfahrer 
sicherer zu machen. Für fast alle Stadtteile wurden bereits Kin-
derwegepläne erstellt. In den kommenden Jahren wird durch 
ein Sicherheitsaudit die Verkehrssituation um Schulen, Kinder-
gärten und ähnlichen Einrichtungen geprüft. 
Die Linienführung des Busses ist von der Römerstraße aus ab-
biegend in den westlichen Teil die Rheinstraße vorgesehen. 

8.5 Die Ansiedlung von Infrastruktureinrichtungen (Einzelhan-
del) im Bereich der Rheinstraße wird grundsätzlich be-
grüßt, da diesbezüglich in der Südstadt ein Defizit besteht, 
dass durch die Nachnutzung der Konversionsfläche vergrö-
ßert wird. Gleichzeitig werden diese Infrastruktureinrichtun-
gen zu einem erhöhten Parkplatzbedarf führen, der sich 
nicht negativ auf das Anwohnerparken auswirken sollte. 

Der Parkraumbedarf der Infrastruktureinrichtungen wird bei den 
Planungen berücksichtigt. Der Nahversorger wird eine eigene 
Kunden-Parkgarage erhalten, die angemessen zur Verkaufsflä-
che dimensioniert ist. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

8.6 Vorgeschlagen beziehungsweise erwartet wird: 
1. Öffnung beziehungsweise Herrichtung der Saarstraße 

als weitere Straße zur Vernetzung von Römerstraße und 
Rohrbacher Straße. 

2. Prüfung der Saarstraße als Durchgangsstraße der Busli-
nie. 

3. Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung in der Rhein-
straße. 

4. Schutzmaßnahmen für Fußgänger und Fahrradfahrer an 
der Kreuzung Rheinstraße/ Rohrbacher Straße. 

5. Maßnahmen zur Lärmminderung an der Kreuzung 
Rheinstraße/Rohrbacher Straße. 

6. Schaffung von ausreichend vielen Parkplätzen im Be-
reich der Infrastruktureinrichtungen (Einzelhandel) im Be-
reich der Rheinstraße. 

1. Die Saarstraße wird für den Verkehr wieder freigegeben 
werden. 
2. Die Buslinie führt nicht durch die Rheinstraße östlich der Rö-
merstraße, daher ist die Saarstraße nicht als Alternative not-
wendig. 
3. Die Rheinstraße östlich der Kirschgartenstraße bleibt in 
Funktion und Gestaltung in Bezug auf die Fahrbahnen unver-
ändert. Die Gehwege werden verbreitert. Westlich der Kirsch-
gartenstraße sehen die Planungen ein ausreichendes Platzan-
gebot für alle Verkehrsteilnehmer, insbesondere Fußgänger 
und Radfahrer, vor. 
4. siehe 3. 
5. Das Kfz-Verkehrsaufkommen wird nicht signifikant steigen. 
6. Parkplätze werden in ausreichender sZahl berücksichtigt . 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

    9 Bürgerin, Niederschrift vom 01.02.2016     
9.1 Im WA 3.1 plant die Gemeinschaft altersgereichtes, barrie-

refreies Wohnen. Es sind zu berücksichtigen: 
siehe Abwägungsvorschlag zu 9.2 bis 9.6 siehe Beschlussvor-

schlag zu 9.2 bis 9.6 
9.2 - an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten Bestandsge-

bäude an der Ostseite an den Treppenhäusern der Anbau 
von Außenfahrstühlen. 

Zur Gewährleistung der Barrierefreiheit sind für die Erschlie-
ßung der Gebäude Fahrstühle erforderlich. Da es sich dabei 
um ein Bauwerk handelt, wird das Baufenster um die Abmes-
sungen der Fahrstuhlkonstruktion erweitert. 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 
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9.3 - an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten Bestandsge-
bäude an der Ostseite in Höhe des 3. OG ein Lauben-
gang vom südlichen zum nördlichen Treppenhaus. 

Sofern der Laubengang innerhalb der festgesetzten Baugrenze 
liegt ist er über die gesamte Fläche zulässig. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

9.4 - an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten Bestandsge-
bäude an der Ostseite kleine Außenbalkons. 

Außenbalkone sind als untergeordnete Bauteile möglich, wenn 
sie nicht breiter als 5 m sind, nicht mehr als 1,5 m vortreten. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

9.5 Auf der westlichen Seite des Baufeldes 1.3 ist parallel zur 
Roeblingstraße die Anzahl der Vollgeschosse auf 4 zu re-
duzieren, um  
- die Blickachse zur Bergkulisse zumindest punktuell zu er-
halten, 
- sich an die umliegende Bebauung besser anzugleichen, 
- den Bürgerwünschen (Bürgerbeteiligung) entgegen zu 
kommen. 

Der Bedarf an Wohnungen in Heidelberg ist groß. Gemäß 
Wohnungsbedarfsanalyse 2012 liegt das ermittelte Defizit bei 
6.200 Wohnungen. Die quantitativen Ergebnisse der Studie 
zeigen, dass die Fertigstellung der Bahnstadt und die Neunut-
zung der Wohngebäude auf den vormals vom US Militär ge-
nutzten Konversionsflächen den Heidelberger Wohnungsmarkt 
nur vorübergehend entlasten werden. Noch vor 2020 ist wieder 
mit einer erhöhten Anspannung des Wohnungsmarktes zu 
rechnen. Vor diesem Hintergrund ist eine Reduzierung der 
Vollgeschosse und somit eine damit einhergehende Reduzie-
rung der geplanten Wohneinheiten aus planerischer Sicht nicht 
zielführend.  
Die gesetzlich vorgeschriebenen Abstandsflächen gemäß Lan-
desbauordnung werden eingehalten: Gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse werden gewährleistet. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 

9.6 Gemäß der Festsetzung Nummer 4 sind die Oberkanten 
von Tiefgaragen zwischen 40 und 80cm unter der Erdober-
kante zu planen. Hier sollte im Hinblick auf die barrierefreie 
Nutzbarkeit der darüber geplanten Räume, insbesondere 
des Gemeinschaftsraumes und gleichzeitige Anbindung 
der Geschosse über dem Gemeinschaftsraum an das 
westliche Gebäude im Baufeld 3.1 durch Laubengänge 
eine gewisse Flexibilität erhalten bleiben. 

Die Festsetzungen wurden gewählt, um einen begrünten In-
nenhof gestalten zu können.  
Die textliche Festsetzung setzt fest, dass die Tiefgarage min-
destens 40 cm unter der Erdoberkante zu planen ist und die 
begrünten Bereich mindestens 80 cm mit einer Substratschicht 
zu bedecken sind. In Bereichen von Terrassen und Durchwe-
gungen entfällt die erforderliche Bodensubstratschicht von 80 
cm. 
Es ist Aufgabe des Architekten, im vorgegebenen Rahmen 
eine barrierefreie Nutzung der Terrasse herzustellen. 

Die Stellungnahme 
wird teilweise gefolgt. 

    10 Bürger, Mail vom 01.02.2016     
10.1 Im WA 3.1 plant die Gemeinschaft barrierearmes Wohnen. 

Es sind zu berücksichtigen: 
siehe Abwägungsvorschlag 10.2 bis 10.7 siehe Beschlussvor-

schlag zu 10.2 bis 
10.7 
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10.2 - an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten Bestandsge-
bäude an der Ostseite an den Treppenhäusern der Anbau 
von Außenfahrstühlen. 

Zur Gewährleistung der Barrierefreiheit sind für die Erschlie-
ßung der Gebäude Fahrstühle erforderlich. Da es sich dabei 
um ein Bauwerk handelt, wird das Baufenster um die Abmes-
sungen der Fahrstuhlkonstruktion erweitert. 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 

10.3 - an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten Bestandsge-
bäude an der Ostseite in Höhe des 3. OG ein Lauben-
gang vom südlichen zum nördlichen Treppenhaus. 

Sofern der Laubengang innerhalb der festgesetzten Baugrenze 
liegt ist er über die gesamte Fläche zulässig. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

10.4 - an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten Bestandsge-
bäude an der Ostseite kleine Außenbalkons mit 1,5m 
Tiefe. 

Außenbalkone sind als untergeordnete Bauteile möglich, wenn 
sie nicht breiter als 5 m sind, nicht mehr als 1,5 m vortreten. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

10.5 Auf der westlichen Seite des Baufeldes 1.3 ist parallel zur 
Roeblingstraße die Anzahl der Vollgeschosse auf 4 zu re-
duzieren, um  
- die Blickachse zur Bergkulisse zu wahren, 
- mehr Sonneneinstrahlung auf die westlich gelegenen Ge-
bäude zu erhalten, 
- ein harmonisches Bebauungsbild mit den angrenzenden 
Nachbargebäuden zu erzielen, 
- den Bürgerwünschen (Bürgerbeteiligung) entgegen zu 
kommen. 

Der Bedarf an Wohnungen in Heidelberg ist groß. Gemäß 
Wohnungsbedarfsanalyse 2012 liegt das ermittelte Defizit bei 
6.200 Wohnungen. Die quantitativen Ergebnisse der Studie 
zeigen, dass die Fertigstellung der Bahnstadt und die Neunut-
zung der Wohngebäude auf den vormals vom US Militär ge-
nutzten Konversionsflächen den Heidelberger Wohnungsmarkt 
nur vorübergehend entlasten werden. Noch vor 2020 ist wieder 
mit einer erhöhten Anspannung des Wohnungsmarktes zu 
rechnen. Vor diesem Hintergrund ist eine Reduzierung der 
Vollgeschosse und somit eine damit einhergehende Reduzie-
rung der geplanten Wohneinheiten aus planerischer Sicht nicht 
zielführend.  
Die gesetzlich vorgeschriebenen Abstandsflächen gemäß Lan-
desbauordnung werden eingehalten: Gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse werden gewährleistet. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 

10.6 Die Zufahrt auf der westlichen Seite des Baufeldes 1.3 zur 
Tiefgarage ist von der Roeblingstraße zur Rheinstraße o-
der Mark-Twain-Straße außerhalb des Wohnbereiches zu 
verlegen. 

Die Ein- und Ausfahrt in die Tiefgarage soll innerhalb der Ge-
bäude erfolgen. Demzufolge ist eine Verlegung zur Mark-
Twain-Straße nicht möglich. Die Rheinstraße soll Bestandteil 
eines zentralen Bereiches einer neuen Stadtteilmitte für die 
Südstadt mit Einzelhandels-, Gastronomie und Dienstleistungs-
angebot werden. Aus städtebaulicher Sicht ist somit eine Ein- 
und Ausfahrt für eine Tiefgarage in diesem Bereich ausge-
schlossen. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 

10.7 Gemäß der Festsetzung Nummer 4 sind die Oberkanten 
von Tiefgaragen zwischen 40 und 80cm unter der Erdober-
kante zu planen. Wie von der Wohngruppe geplant sind 

Die Festsetzungen wurden gewählt, um einen begrünten In-
nenhof gestalten zu können.  
Die textliche Festsetzung setzt fest, dass die Tiefgarage min-
destens 40 cm unter der Erdoberkante zu planen ist und die 
begrünten Bereich mindestens 80 cm mit einer Substratschicht 

Die Stellungnahme 
wird teilweise gefolgt. 
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- keine Doppelparker mehr möglich und die Garage müsste 
größer werden, um noch ausreichend Parkplätze zu 
schaffen. 

- die Rampe der Zufahrt steiler werden müsste, um die 
Tiefgaragenebene zu erreichen. 

- einem Teil der Tiefgarage eine Gemeinschaftsterrasse 
vor dem Gebäude zum Innenhof entstehen soll, die unter 
sich keine Aufschüttung von Erdreich benötigt.  

zu bedecken sind. In Bereichen von Terrassen und Durchwe-
gungen entfällt die erforderliche Bodensubstratschicht von 80 
cm. 
Es ist Aufgabe des Architekten, im vorgegebenen Rahmen 
eine barrierefreie Nutzung der Terrasse herzustellen. 

    11 Bürger, Schreiben vom 03.02.2016      
11.1 Warum werden im Kapitel 6.4.2 nur gemeinschaftliche 

Wohnprojekte mit Kaufinteresse genannt und keine Miet-
projekte, die es auch gibt? 

In der Begründung steht, dass die Flächen an Heidelberger 
Wohngruppen veräußert werden sollen, um hier gemeinschaft-
liche sowie generationsübergreifende Wohnprojekte und alter-
native Wohnformen umzusetzen. Hierzu zählen auch Wohn-
gruppen, die sich in anderer Form organisieren und sich eines 
Wohnungsbauunternehmens bedienen. Wichtig ist die Umset-
zung von gemeinschaftlichen Wohnformen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

11.2 Sind im westlichen Bereich des Bebauungsplanes weitere 
Flächen für solche Wohnprojekte geplant und wenn ja, wo? 

Es sind keine weiteren Flächen für Wohngruppen innerhalb 
des Bebauungsplangebietes vorgesehen, bei denen explizit 
das Ziel von gemeinschaftlichen Wohnformen umgesetzt wer-
den soll. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

11.3 Warum ist das „E-Baufeld“ westlich der John-Zenger-
Straße nicht im Bebauungsplan aufgenommen, obwohl es 
in der Grafik der „Änderung des FNP 2015/2020“ auf der 
Seite 3 eingeschlossen ist? 

Der Umgriff für die Flächennutzungsplanänderung (vorberei-
tende Bauleitplanung) muss nicht identisch mit dem Umgriff 
des vorliegenden Bebauungsplanentwurf (verbindliche Bauleit-
planung) sein. Das „E-Baufeld“ wird in einem anderen Bebau-
ungsplanverfahren überplant. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

    12 Bürgerin, Schreiben vom 03.02.2016  
12.1 Inhaltsgleiche Stellungnahme wie Stellungnahme 5 Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme 5 Siehe Beschlussvor-

schlag zur Stellung-
nahme 5 

    13 Bürger, Schreiben vom 03.02.2016  
13.1 Inhaltsgleiche Stellungnahme wie Stellungnahme 5 Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme 5 Siehe Beschlussvor-

schlag zur Stellung-
nahme 5 

    14 Bürgerin, Mail vom 04.02.2016       
14.1 Im WA 3.1 plant die Gemeinschaft barrierearmes Wohnen. 

Es sind zu berücksichtigen: 
Siehe Abwägungsvorschlag 14.2 bis 14.9 Siehe Beschlussvor-

schlag 14.2 bis 14.9 
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14.2 - an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten Bestandsge-
bäude an der Ostseite an den Treppenhäusern der Anbau 
von Außenfahrstühlen 

Zur Gewährleistung der Barrierefreiheit sind für die Erschlie-
ßung der Gebäude Fahrstühle erforderlich. Da es sich dabei 
um ein Bauwerk handelt, wird das Baufenster um die Abmes-
sungen der Fahrstuhlkonstruktion erweitert. 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 

14.3 - an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten Bestandsge-
bäude an der Ostseite in Höhe des 3. OG ein Lauben-
gang vom südlichen zum nördlichen Treppenhaus. 

Sofern der Laubengang innerhalb der festgesetzten Baugrenze 
liegt ist er über die gesamte Fläche zulässig. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

14.4 - an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten Bestandsge-
bäude an der Ostseite kleine Außenbalkons mit 1,5m 
Tiefe 

Außenbalkone sind als untergeordnete Bauteile möglich, wenn 
sie nicht breiter als 5 m sind, nicht mehr als 1,5 m vortreten. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

14.5 - an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten Bestandsge-
bäude an der Westseite Balkone mit 2,5m Tiefe 

Generell kann die Überschreitung von Baugrenzen durch Ter-
rassen und Balkone im Erdgeschoss bis zu einer Tiefe von 
3,50 m und in den darüber liegenden Geschossen bis zu einer 
Tiefe von 2,50 m zu den Hofseiten zugelassen werden kann. 
Die Tiefe von Balkonen und Terrassen bis zu einer Tiefe 
von 1,5 m bezieht sich auf die Dachflächen. Die textliche 
Festsetzung wird redaktionell geändert um die Aussage 
klarer zu formulieren. 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 

14.6 Auf der westlichen Seite des Baufeldes 1.3 ist parallel zur 
Roeblingstraße die Anzahl der Vollgeschosse von 5 auf 4 
für eine optische Angleichung es Bebauungsbildes zu den 
Nachbarschaftsgebäuden zu reduzieren. Dies wurde auch 
in der Bürgerbeteiligung so formuliert. 

Der Bedarf an Wohnungen in Heidelberg ist groß. Gemäß 
Wohnungsbedarfsanalyse 2012 liegt das ermittelte Defizit bei 
6.200 Wohnungen. Die quantitativen Ergebnisse der Studie 
zeigen, dass die Fertigstellung der Bahnstadt und die Neunut-
zung der Wohngebäude auf den vormals vom US Militär ge-
nutzten Konversionsflächen den Heidelberger Wohnungsmarkt 
nur vorübergehend entlasten werden. Noch vor 2020 ist wieder 
mit einer erhöhten Anspannung des Wohnungsmarktes zu 
rechnen. Vor diesem Hintergrund ist eine Reduzierung der 
Vollgeschosse und somit eine damit einhergehende Reduzie-
rung der geplanten Wohneinheiten aus planerischer Sicht nicht 
zielführend.  
Die gesetzlich vorgeschriebenen Abstandsflächen gemäß Lan-
desbauordnung werden eingehalten: Gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse werden gewährleistet. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 

14.7 Die Zufahrt auf der westlichen Seite des Baufeldes 1.3 zur 
Tiefgarage ist von der Roeblingstraße zur Rheinstraße o-
der Mark-Twain-Straße zum Lärmschutz der anliegenden 
Wohnungen zu verlegen. 

Die Ein- und Ausfahrt in die Tiefgarage soll innerhalb der Ge-
bäude erfolgen. Demzufolge ist eine Verlegung zur Mark-
Twain-Straße nicht möglich. Die Rheinstraße soll Bestandteil 
eines zentralen Bereiches einer neuen Stadtteilmitte für die 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 
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Südstadt mit Einzelhandels-, Gastronomie und Dienstleistungs-
angebot werden. Aus städtebaulicher Sicht ist somit eine Ein- 
und Ausfahrt für eine Tiefgarage in diesem Bereich ausge-
schlossen. 

14.8 Gemäß der Festsetzung Nummer 4 sind die Oberkanten 
von Tiefgaragen zwischen 40 und 80 cm unter der 
Erdoberkante zu planen. Wie von der Wohngruppe geplant 
sind 
- keine Doppelparker mehr möglich und die Garage müsste 
größer werden, um noch ausreichend Parkplätze zu 
schaffen. 

- einem Teil der Tiefgarage eine Gemeinschaftsterrasse 
vor dem Gebäude zum Innenhof entstehen soll, die unter 
sich keine Aufschüttung von Erdreich benötigt. 

Diese Festsetzung ist zurück zu nehmen. 

Die Festsetzungen wurden gewählt, um einen begrünten In-
nenhof gestalten zu können.  
Die textliche Festsetzung setzt fest, dass die Tiefgarage min-
destens 40 cm unter der Erdoberkante zu planen ist und die 
begrünten Bereich mindestens 80 cm mit einer Substratschicht 
zu bedecken sind. In Bereichen von Terrassen und Durchwe-
gungen entfällt die erforderliche Bodensubstratschicht von 80 
cm. 
Es ist Aufgabe des Architekten, im vorgegebenen Rahmen 
eine barrierefreie Nutzung der Terrasse herzustellen. 

Die Stellungnahme 
wird teilweise gefolgt. 

14.9 Fahrradabstellanlagen und Müllsammelplätze sollen primär 
zur Straßenseite in den Abstandsflächen zulässig sein und 
nicht in den Innenhöfen. Sie sollen damit leicht zugänglich 
und nutzungsfreundlich sein. 

Private Fahrradabstellanlagen und Müllsammelplätze sind pri-
vate Anlagen, die nicht im öffentlichen Raum untergebracht 
werden können, sondern auf privaten Flächen vorzusehen 
sind. Die Festsetzung zur Unterbringung der Fahrradabstellan-
lagen und Müllsammelplätze in den Gebäuden oder Innenhof-
bereichen ist notwendig, um den gestalterischen und funktiona-
len Ansprüchen, die sich aus den städtebaulichen Zielsetzun-
gen für die positive Gestaltung des öffentlichen Raumes und 
des Ortsbildes ergeben, gerecht zu werden. Ausnahmsweise 
können Fahrradabstellanlagen und Müllsammelplätze in den 
seitlichen Abstandsflächen zugelassen werden. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 

    15 Bürgerin, Mail vom 04.02.2016                 
15.1 Im WA 3.1 plant die Gemeinschaft altersgereichtes, barrie-

refreies Wohnen. Es sind zu berücksichtigen: 
Siehe Abwägungsvorschlag 15.2 bis 15.6 Siehe Beschlussvor-

schlag 15.2 bis 15.6 
15.2 - an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten Bestandsge-

bäude an der Ostseite an den Treppenhäusern der Anbau 
von Außenfahrstühlen, mindestens am südlichen Trep-
penhaus 

Zur Gewährleistung der Barrierefreiheit sind für die Erschlie-
ßung der Gebäude Fahrstühle erforderlich. Da es sich dabei 
um ein Bauwerk handelt, wird das Baufenster um die Abmes-
sungen der Fahrstuhlkonstruktion erweitert. 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 

15.3 - an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten Bestandsge-
bäude an der Ostseite in Höhe des 3. OG ein Lauben-
gang vom südlichen zum nördlichen Treppenhaus. 

Sofern der Laubengang innerhalb der festgesetzten Baugrenze 
liegt ist er über die gesamte Fläche zulässig. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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15.4 - an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten Bestandsge-
bäude an der Ostseite kleine Außenbalkons 

Außenbalkone sind als untergeordnete Bauteile möglich, wenn 
sie nicht breiter als 5 m sind, nicht mehr als 1,5 m vortreten. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

15.5 Auf der westlichen Seite des Baufeldes 1.3 ist parallel zur 
Roeblingstraße die Anzahl der Vollgeschosse auf 4 zu re-
duzieren, um  
- die Blickachse zur Bergkulisse zumindest punktuell zu er-
halten, 
- sich an die umliegende Bebauung besser anzupassen, 
- den Bürgerwünschen (Bürgerbeteiligung) entgegen zu 
kommen. 

Der Bedarf an Wohnungen in Heidelberg ist groß. Gemäß 
Wohnungsbedarfsanalyse 2012 liegt das ermittelte Defizit bei 
6.200 Wohnungen. Die quantitativen Ergebnisse der Studie 
zeigen, dass die Fertigstellung der Bahnstadt und die Neunut-
zung der Wohngebäude auf den vormals vom US Militär ge-
nutzten Konversionsflächen den Heidelberger Wohnungsmarkt 
nur vorübergehend entlasten werden. Noch vor 2020 ist wieder 
mit einer erhöhten Anspannung des Wohnungsmarktes zu 
rechnen. Vor diesem Hintergrund ist eine Reduzierung der 
Vollgeschosse und somit eine damit einhergehende Reduzie-
rung der geplanten Wohneinheiten aus planerischer Sicht nicht 
zielführend.  
Die gesetzlich vorgeschriebenen Abstandsflächen gemäß Lan-
desbauordnung werden eingehalten: Gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse werden gewährleistet. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 

15.6 Die Zufahrt auf der westlichen Seite des Baufeldes 1.3 zur 
Tiefgarage ist von der Roeblingstraße zur Rheinstraße o-
der Mark-Twain-Straße außerhalb des Wohnbereiches zu 
verlegen. 

Die Ein- und Ausfahrt in die Tiefgarage soll innerhalb der Ge-
bäude erfolgen. Demzufolge ist eine Verlegung zur Mark-
Twain-Straße nicht möglich. Die Rheinstraße soll Bestandteil 
eines zentralen Bereiches einer neuen Stadtteilmitte für die 
Südstadt mit Einzelhandels-, Gastronomie und Dienstleistungs-
angebot werden. Aus städtebaulicher Sicht ist somit eine Ein- 
und Ausfahrt für eine Tiefgarage in diesem Bereich ausge-
schlossen. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 

    16 Wohngruppe, Mail vom 04.02.2016      
16.1 Gemäß der schriftlichen Festsetzung Nummer 4 sollen pri-

vate Fahrradabstellanlagen, Gerätehäuser und Müllsam-
melplätze vorrangig in den Gebäuden oder in den Innenhö-
fen zulässig sein sollen. Die Unterbringung von Fahrrädern 
im Bestandsgebäude ist ohne umfangreiche bauliche Än-
derungen nicht möglich. Die Kellertreppen lassen einen 
barrierefreien Transport von Fahrrädern nicht zu. Der In-
nenhof soll zusammen mit der anderen Wohngruppe als 
gemeinsamer Lebensraum genutzt werden. Für die Umset-
zung des Konzeptes des ökologischen Individualverkehrs 

Private Fahrradabstellanlagen und Müllsammelplätze sind pri-
vate Anlagen, die nicht im öffentlichen Raum untergebracht 
werden können, sondern auf privaten Flächen vorzusehen 
sind. Die Festsetzung zur Unterbringung der Fahrradabstellan-
lagen und Müllsammelplätze in den Gebäuden oder Innenhof-
bereichen ist notwendig, um den gestalterischen und funktiona-
len Ansprüchen, die sich aus den städtebaulichen Zielsetzun-
gen für die positive Gestaltung des öffentlichen Raumes und 
des Ortsbildes ergeben, gerecht zu werden. Ausnahmsweise 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 
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werden circa 150m² Fläche pro Block für Fahrradabstellan-
lagen benötigt. Die Inanspruchnahme der zu den Straßen 
gelegenen Vorgartenzone für Nebenanlagen wird zusätz-
lich zu den Flächen vor den Giebeln für zwingend erforder-
lich angesehen. 

können Fahrradabstellanlagen und Müllsammelplätze in den 
seitlichen Abstandsflächen zugelassen werden. 

16.2 Die Umwandlung der Quer- in Längsparkplätze an der Ro-
eblingstraße erscheint nicht sinnvoll, weil dadurch Stell-
plätze verloren gehen und mit der im Bebauungsplan er-
möglichten Nachverdichtung den Bau einer Tiefgarage er-
zwingen würden. Es ist zwingend erforderlich, die Quer-
parkplätze an der Roeblingstraße zu erhalten. Wenn je-
doch die Stadt Heidelberg eine Unterschreitung unter Aus-
nutzung § 74 Absatz 2 der Landesbauordnung vorge-
schriebenen Anzahl der erforderlichen Stellplätze unter-
stützt, dann ist das Längsparken an dieser Straße möglich. 

In der Röblingstraße sind im Bebauungsplangebiet die privaten 
Stellplätze als Längsparkplätze festgesetzt, da entlang der 
Röblingstraße eine Radverkehrsachse vorgesehen ist. Nach 
Aussage des zuständigen Fachamtes würden Senkrechtparker 
einen Gefahrenpunkt für die Radfahrer darstellen, und sind so-
mit nicht umsetzbar. Im unmittelbaren Umfeld zwischen Mark-
Twain-Straße und Eleonore-Sterling-Straße sind in den Nord-
Süd-Verbindungen, der John-Zenger-Straße, Röblingstraße 
und Elsa-Brändström-Straße generell Längsparker vorgese-
hen. 
Im Rahmen der eingegangenen Stellungnahmen hat die Stadt 
Heidelberg eine mögliche Reduzierung der erforderlichen Stell-
plätze nach Landesbauordnung geprüft. Aus Gründen der 
sparsamen Flächennutzung unter Gewährleistung von preis-
wertem Wohnraum gemäß dem Wohnungspolitischen Konzep-
tes ist in diesem Bereich eine Reduzierung vertretbar. 

Der Stellungahme 
wird in der 
beschriebenen Form 
gefolgt. 

16.3 Im Baufeld 3.2 ist im Norden ein Baufenster von circa 30 x 
10 m festgesetzt aus. Bei Einhaltung der notwendigen Ab-
standsflächen für Bestand und Planung könnte das Bau-
fenster 6 m breiter sein. Die Bautiefe könnte auf 14 m ver-
größert, das Baufenster auf 36 x 14m zu vergrößern, was 
dem Wunsch nach einer Nachverdichtung des Quartiers 
entspräche. 

Eine Vergrößerung des Baufensters ist aufgrund der festge-
setzten GRZ und GFZ nicht vorgesehen. Aufgrund des Erhalts 
des großzügigen Innenhofes wurde das Baufenster mit der ent-
sprechenden Tiefe festgesetzt. 

Der Stellungahme 
wird nicht gefolgt. 

16.4 Gemäß der schriftlichen Festsetzung Nummer 4 sind Ein- 
und Ausfahrten nur in den in der Planzeichnung festgesetz-
ten Bereichen innerhalb der Gebäude zulässig sind. Das ist 
für im Norden des Baufeldes 3.2 festgesetzte Baufenster 
geometrisch nicht möglich. Bei einer maximalen Neigung 
der Einfahrtsrampe von 15 % und einer Geschosshöhe von 
3,10 m wird die Rampe circa 20 m lang und 2, 75 m breit 
sein. Damit würden im Tiefgaragengeschoss und im Erdge-
schoss circa 55 m² und damit fast 20 % der Nutzfläche der 

Die Festsetzung wurde so getroffen, dass städtebaulich die un-
ter von aufstehenden Gebäuden liegenden Tiefgaragen direkt 
angefahren werden. Damit werden neben Gebäude liegende 
„größere Löcher“ von Tiefgaragenein- und –ausfahrten vermie-
den. Die in der Planzeichnung festgelegten Bereiche sind hier-
für bemessen. Zugleich ermöglicht die Festsetzung, dass über 
die festgelegten Bereiche Feuerwehrzufahrten neben den Ge-
bäuden angelegt werden können. Sofern auf den Wohnbauflä-

Der Stellungahme 
wird nicht gefolgt. 
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Tiefgaragenrampe benötigt werden. Circa 45% der Grund-
fläche müsste als Verkehrsfläche herhalten. Das ist unwirt-
schaftlich und widerspricht dem Gebot des sparsamen Um-
gangs mit versiegelten Flächen und knappen Ressourcen. 
Vorgeschlagen wird, dass die Ein- und Ausfahrten der Tief-
garage sich innerhalb des Tiefgaragen-Baufensters befin-
den müssen. 

chen private Stellplatzflächen festgesetzt sind, kann auch dar-
über ein Stellplatznachweis erfolgen, so dass auf den mögli-
chen Bau von Tiefgaragen verzichtet werden kann. 

16.5 Gemäß der schriftlichen Festsetzung Nummer 2 sind Über-
schreitungen von Baugrenzen durch Terrassen und Bal-
kone im Erdgeschoss bis zu einer Tiefe von 3,50 m und in 
den darüber liegenden Geschossen bis zu einer Tiefe von 
2,50 m zu den Hofseiten zulässig. Weiterhin sind zu den 
Innenhöfen Balkone und Terrassen bis zu einer Tiefe von 
1,5 m und einer Breite von max. 5 m zulässig. Die Festset-
zungen widersprechen sich. 
Entweder sind mit der zweiten Festlegung die Straßensei-
ten gemeint, oder es sind Gauben und Dacheinschnitte in-
nerhalb der Dachflächen gemeint. Innerhalb von Dachflä-
chen kann es keine Balkone oder Terrassen geben. 

Generell kann die Überschreitung von Baugrenzen durch Ter-
rassen und Balkone im Erdgeschoss bis zu einer Tiefe von 
3,50 m und in den darüber liegenden Geschossen bis zu einer 
Tiefe von 2,50 m zu den Hofseiten zugelassen werden kann. 
Die Tiefe von Balkonen und Terrassen bis zu einer Tiefe 
von 1,5 m bezieht sich auf die Dachflächen. Die textliche 
Festsetzung wird redaktionell geändert um die Aussage 
klarer zu formulieren. 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 

16.6 Gemäß der schriftlichen Festsetzung Nummer 4 wird fest-
gelegt, dass die Oberkante der Tiefgaragen mit 0,4 m unter 
der Oberkante Erdoberfläche beziehungsweise Gehweg 
herzustellen ist. Andererseits sollen die Tiefgaragen mit ei-
ner Bodensubstratschicht von mindestens 0,8 m überdeckt 
werden. Damit wurde die Oberkante der Bodensubstrat-
schicht 0,4 m oberhalb von Oberkante Erdoberfläche be-
ziehungsweise Gehweg zu liegen kommen. Das ist nicht 
möglich. 

Die Festsetzungen wurden gewählt, um einen begrünten In-
nenhof gestalten zu können.  
Die textliche Festsetzung setzt fest, dass die Tiefgarage min-
destens 40 cm unter der Erdoberkante zu planen ist und die 
begrünten Bereich mindestens 80 cm mit einer Substratschicht 
zu bedecken sind. In Bereichen von Terrassen und Durchwe-
gungen entfällt die erforderliche Bodensubstratschicht von 80 
cm. 

Die Stellungnahme 
wird teilweise gefolgt. 

    17 Bürger, Schreiben vom 04.02.2016  
17.1 Inhaltsgleiche Stellungnahme wie Stellungnahme 5 Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme 5 Siehe Beschlussvor-

schlag zur Stellung-
nahme 5 

    18 Heidelberger MTV-Bündnis für Wohnen, Schreiben vom 05.02.2016  
18.1 Es wird vorgeschlagen, die Wohnflächen westlich der Rö-

merstraße vor dem Hintergrund der weiterhin angespann-
ten Wohnraumversorgung stärker zu verdichten: 

Siehe Abwägungsvorschlag zu 18.2 bis 18.4. Siehe Beschlussvor-
schlag 18.2 bis 18.4 
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18.2 Die zur Römerstraße ausgerichteten neu zu bauenden Ge-
bäude sollen um ein Geschoss auf 5 Geschosse aufge-
stockt werden können und die Bautiefe um 1 m in Richtung 
der Innenhöfe vergrößert werden. 
Die Neubauten sind ausschließlich für das Marktsegment 
"preiswerte Mietwohnungen" vorgesehen und sollen im 
Landeswohnraumförderungsprogramm angemeldet wer-
den. Es könnten circa 17 zusätzliche Wohnungen mit 1.200 
m² Wohnfläche geschaffen werden. Das oberste Geschoss 
würde bei diesen Gebäuden auch aus gestalterischen 
Gründen als Nicht-Vollgeschoss ausbildet werden. Der not-
wendige Stellplatznachweis soll auf dem Schulgelände 
westlich der Elsa-Brändström-Straße mit einer Doppelbele-
gung von Schul- und Wohnnutzung per Baulast erfolgen. 
Die zur Elsa-Brändström-Straße ausgerichteten drei Soli-
täre in den Baufeldern WA 1.1 und 1.2 sollen um ein Ge-
schoss auf 5 Geschosse aufgestockt werden können. Die 
Wohnungen dieser Gebäude sind für den Verkauf überwie-
gend an Schwellenhaushaltevorgesehen. Es können circa 
430 m² Wohnflache beziehungsweise sechs Wohnungen 
zusätzlich entstehen. 

Ein zentrales Ziel des Bebauungsplanentwurfes MTV-Nord ist 
es, die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die Schaffung und 
Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen, die Eigentumsbil-
dung weiter Kreise der Bevölkerung und die Anforderungen 
kostensparenden Bauens sowie der Bevölkerungsentwicklung 
zu gewährleisten. Vor diesem Hintergrund ist eine Erhöhung 
der Vollgeschosse um jeweils ein Vollgeschoss und die Bau-
tiefe um 1 m in Richtung der Innenhöfe gerechtfertigt. Ein not-
wendiger Stellplatznachweis auf dem Schulgelände ist jedoch 
nicht möglich. Im Rahmen der eingegangenen Stellungnahmen 
hat die Stadt Heidelberg aber eine mögliche Reduzierung der 
erforderlichen Stellplätze nach Landesbauordnung geprüft. Aus 
Gründen der sparsamen Flächennutzung unter Gewährleistung 
von preiswertem Wohnraum gemäß dem Wohnungspolitischen 
Konzeptes ist in diesem Bereich eine Reduzierung vertretbar. 
Ein zentrales Ziel des Bebauungsplanentwurfes MTV-Nord ist 
es, die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die Schaffung und 
Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen, die Eigentumsbil-
dung weiter Kreise der Bevölkerung und die Anforderungen 
kostensparenden Bauens sowie der Bevölkerungsentwicklung 
zu gewährleisten. Vor diesem Hintergrund ist eine Erhöhung 
der Vollgeschosse bei zwei der geplanten Punkthäuser um je-
weils ein Vollgeschoss gerechtfertigt. Beim nördlichen Punkt-
haus im Bereich WA 1.1 ist eine Erhöhung aus Lärmschutz-
gründen nicht möglich. 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 

18.3 Ein Wohnflächenpotenzial besteht in der Ausweisung eines 
neuen Baufeldes auf der Fläche des ehemaligen an der 
Rheinstraße gelegenen Check-Points. Die Fläche ist ver-
siegelt und liegt an einer öffentlichen Straße. Bei vierge-
schossiger Bauweise und einem Baufenster von 75 m x 
12,5 m könnte bis zu 35 Wohnungen, verteilt auf circa 
2.700 m² Wohnfläche errichtet werden. 

Der Bereich befindet sich nicht im Umgriff des Bebauungsplan-
entwurf und ist somit nicht Bestandteil der vorliegenden Pla-
nung. Zudem wird gemäß dem Masterplan der Park, zu dem 
auch die Fläche des Check-Points gehört, eine über das Quar-
tier hinausgehende Freiflächen-Funktion wahrnehmen. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 

18.5 Der westliche und östliche Flügel im Baufeld nördlich der 
Rheinstraße und zwischen der Römer- und Kirscharten-
straße ist für die Aufnahme einer Senioreneinrichtung nicht 
ausreichend breit. Zusätzlich wird für den Empfangsbereich 
mehr überbaubare Fläche benötigt und ein über den Hof 

Eine geringfügige Verbreiterung des westlichen und östlichen 
Flügels ist in einem sehr moderaten Umfang möglich. Der 
Empfangsbereich muss im vorhandenen Baufenster unterge-
bracht werden, damit das städtebauliche Gesamtbild mit sei-
nen Baufluchten entlang der Rhein-, und Römerstraße beste-
hen bleibt. Sollten städtebaulich nicht sichtbare Mittelgänge 

Der Stellungnahme 
wird teilweise gefolgt. 
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führender Mittelgang im 1. und 2. Obergeschoss Diese not-
wendigen Flächen sind, da sie im Innenhof liegen, städte-
baulich nicht wahrnehmbar. 

über den eingeschossigen Innenbereich notwendig sein, kön-
nen diese im Wege eines Befreiungsantrages zur Prüfung ge-
stellt werden. 

    19 Bürgerin, Schreiben vom 05.02.2016  
19.1 Inhaltsgleiche Stellungnahme wie Stellungnahme 5 Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme 5 Siehe Beschlussvor-

schlag zur Stellung-
nahme 5 

    20 Bürgerin, Schreiben vom 05.02.2016  
20.1 Inhaltsgleiche Stellungnahme wie Stellungnahme 5 Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme 5 Siehe Beschlussvor-

schlag zur Stellung-
nahme 5 

    21 Bürgerin, Schreiben vom 05.02.2016  
21.1 Inhaltsgleiche Stellungnahme wie Stellungnahme 5 Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme 5 Siehe Beschlussvor-

schlag zur Stellung-
nahme 5 

    22 Bürgerin, Schreiben vom 05.02.2016  
22.1 In der Begründung zum Entwurf des Bebauungsplanes 

steht in Kapitel 6.4: „Grundsätzlich soll der Autoverkehr im 
gesamten Quartier möglichst gering gehalten und Durch-
gangsverkehre vermieden werden. Die autobefahrenen 
Sammelstraßen werden auf das nötigste reduziert und ge-
stalterisch integriert. Viele Erschließungsräume (private 
Wohnwege) sollen verkehrsberuhigt ausgeführt werden." 
Um dies zu erreichen ist eine konsequent autoarme Ver-
kehrsführung notwendig. Die Planung sieht eine Vorfahrts-
straße mitten durch die die Rheinstraße vor. Aus der Erfah-
rung der Sickingenstraße und anderen Vorfahrtsstraßen ist 
eine Sicherheit und Verlangsamung des Individualverkehrs 
nur möglich, wenn es keine Vorfahrtsstraße wird. 
Vorgeschlagen werden alternative Planungen: 
- die Rheinstraße auf der Höhe der Roeblingstraße als An-
liegerstraße und im weiteren Verlauf als Spielstraße zu 
gestalten. 

- eine weitere Linksabbiegerspur für die Erschließung des 
hinteren Teils des MTV vorzusehen. 

Als Stadtteilmitte mit gewerblicher Nutzung im Erdgeschoss ist 
eine gewisse Frequentierung der Rheinstraße sinnvoll. Sie er-
füllt damit eine ähnliche Funktion wie die Bahnhofstraße in der 
Weststadt, wobei letztere ein höheres Verkehrsaufkommen 
aufweist. Die Rheinstraße übernimmt zudem eine wichtige Er-
schließungsfunktion für das Quartier und ist eine ÖPNV-Achse 
für den Bus, die über die John-Zenger-Straße weitergeführt 
wird. In diesem Rahmen müssen eine Geschwindigkeit von 30 
km/h und eine ausreichende Fahrbahnbreite von 6,50m ge-
währleistet werden. Eine Teil- oder Komplettschließung der 
auch für den ÖPNV wichtigen Erschließung der Rheinstraße / 
John-Zenger-Straße hätte zur Folge, dass die Verkehre sich 
auf die anderen Straßen verteilen werden, da die Baugebiete 
erschlossen sein müssen. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 
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- eine klare Trennung von Anwohner- und Durchgangsver-
kehren im gesamten MTV und zur Erschließung des hin-
teren Teils des MTV (zum Beispiel Zugangsverkehr zu 
den Stallungen). 

- eine Sperrung für den Individualverkehr  
22.2 In der Begründung zum Entwurf des Bebauungsplanes 

steht: 
"Öffentliche Spielflächen werden schwerpunktmäßig auf 
dem nördlichen Grundstück der ehemaligen High-School 
angeboten. Die Topographien der Lärmschutzlandschaft 
sind vielseitig bespielbar und definieren unterschiedliche 
Spiel-, Sport- und Bewegungsräume. Private Spielflächen 
werden gemäß Landesbauordnung auf den jeweiligen 
Grundstücken nachgewiesen." 
Dies reicht für einen neuen Stadtteil lange nicht aus. Wie in 
der Bahnstadt muss auch im Mark-Twain-Village ein kin-
derfreundliches Wohnquartier geschaffen werden und 
deutlich mehr öffentliche Flächen als Freiflächen und Spiel-
plätze ausgebaut werden. Einen ansprechenden Wasser-
spielplatz im Park oder einen modernen Spielplatz am Bei-
spiel der Bahnstadt ist für das neue Stadtteil unerlässlich 

Zusätzlich zu den in diesem Bebauungsplan angebotenen 
Spielflächen kommen weitere größere Freiflächen mit teilweise 
separaten Spielflächen in unmittelbarer Nähe hinzu: Der Park 
um die Kommandantur, der Paradeplatz und der Park südlich 
der Chapel. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

    23 Bürgerin, Schreiben vom 05.02.2016  
23.1 Inhaltsgleiche Stellungnahme wie Stellungnahme 5 Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme 5 Siehe Beschlussvor-

schlag zur Stellung-
nahme 5 

    24 Bürgerin, Schreiben vom 05.02.2016  
24.1 Die Bürgerin spricht sich vehement gegen eine weitere 

Verdichtung des Plangebietes aus, wie sie vom Mieterver-
ein gefordert wird. Sie verweist auf den langen, teilweise 
mühsamen Weg mit einer regen Bürgerbeteiligung, bei de-
nen akribisch um alle Details wie Verkehr, Parkplätze, Na-
tur, Geschäfte, Handwerksbetriebe, Freizeitgestaltung, 
Nachbarschaftskontakte gerungen wurde und letztendlich 
der zu einem akzeptablen Plan für eine Iebens- und lie-
benswerte Südstadt geführt hat.  

Der Bedarf an Wohnungen in Heidelberg ist groß. Gemäß 
Wohnungsbedarfsanalyse 2012 liegt das ermittelte Defizit bei 
6.200 Wohnungen. Die quantitativen Ergebnisse der Studie 
zeigen, dass die Fertigstellung der Bahnstadt und die Neunut-
zung der Wohngebäude auf den vormals vom US Militär ge-
nutzten Konversionsflächen den Heidelberger Wohnungsmarkt 
nur vorübergehend entlasten werden. Noch vor 2020 ist wieder 
mit einer erhöhten Anspannung des Wohnungsmarktes zu 
rechnen. Ein zentrales Ziel des Bebauungsplanentwurfes MTV-
Nord ist es, die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die Schaf-

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 

Anlage 02 zur Drucksache 0390/2019/BV



"Südstadt Konversion Teil 2: Mark-Twain-Village Nord“ 24/84 
Begründung zum Abwägungs- und Satzungsbeschluss in der Fassung vom 15.11.2019 

 

 

fung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen, die Ei-
gentumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung und die Anfor-
derungen kostensparenden Bauens sowie der Bevölkerungs-
entwicklung zu gewährleisten. Vor diesem Hintergrund ist eine 
weitere moderate punktuelle Nachverdichtung vertretbar. 

    25 Obdach e.V., Schreiben vom 06.02.2016  
25.1 Inhaltsgleiche Stellungnahme wie Stellungnahme 5 Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme 5 Siehe Beschlussvor-

schlag zur Stellung-
nahme 5 

25.2 Zusätzlich zu Punkt 25.1 wird mit Bezug auf die Situation 
von Wohnsitzlosen in Baden-Württemberg und Heidelberg 
im speziellen darauf hingewiesen, dass die Erhöhung des 
Anteils von preisgünstigem Wohnraum und damit eine Ent-
spannung auf dem Wohnungsmarkt von höchster Dring-
lichkeit ist. 

Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme 5 Siehe Beschlussvor-
schlag zur Stellung-
nahme 5 

    26 Bürger, Schreiben vom 06.02.2016           Karl Völker, wie Mieterverein  
26.1 Inhaltsgleiche Stellungnahme wie Stellungnahme 5 Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme 5. Siehe Beschlussvor-

schlag zur Stellung-
nahme 5. 

    27 Wohngruppe, Schreiben vom 07.01.2016            
27.1 Um den barrierefreien Zugang zu den an der John-Zenger- 

und Eleonore-Sterling-Straße gelegenen Gebäuden im 
Baufeld 3.2 zu ermöglichen, müssen Rampen und Umlauf-
stege gebaut werden. Hierfür ist an den Gebäuden in Rich-
tung John-Zenger-Straße und Eleonore-Sterling-Straße ein 
jeweils 3m breites Baufenster notwendig. 

Zur Gewährleistung der Barrierefreiheit sind für die Erschlie-
ßung der Gebäude Rampen erforderlich. Da es sich dabei um 
eine bauliche Anlage handelt, wird eine Fläche für Nebenanla-
gen für die Errichtung der Rampe vorgesehen. 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 

27.2 Der Bebauungsplanentwurf sieht eine Umwandlung der be-
stehenden Querparkplätze an der John-Zenger-Straße und 
Roeblingstraße in Längsparkplätze vor. Durch diesen Um-
bau würde sich die Gesamtanzahl der Parkplätze verrin-
gern. Für einen Neubau im Baufeld an der Rheinstraße 
werden jedoch in Zukunft zusätzliche Parkplätze benötigt. 
An der Rheinstraße ist der Bau von weiteren Parkplätzen 
nicht möglich. Der derzeitige Bebauungsplanentwurf bietet 
für dieses Problem bisher keine Lösung an. Der Bau einer 
Tiefgarage stellt sich für die Wohngruppen als nicht wirt-
schaftlich dar. Die Wohngruppe spricht sich dafür aus, 

In der Röblingstraße sind im Bebauungsplangebiet die privaten 
Stellplätze als Längsparkplätze festgesetzt, da entlang der 
Röblingstraße eine Radverkehrsachse und entlang der John-
Zenger-Straße die zukünftige Buslinie vorgesehen ist. Nach 
Aussage des zuständigen Fachamtes stellen Senkrechtparker 
einen Gefahrenpunkt für die Radfahrer beziehungsweise den 
Busverkehr darstellen. Im unmittelbaren Umfeld zwischen 
Mark-Twain-Straße und Eleonore-Sterling-Straße sind in den 
Nord-Süd-Verbindungen, der John-Zenger-Straße, Röbling-
straße und Elsa-Brändström-Straße generell Längsparker vor-
gesehen. 

Der Stellungahme 
wird in der beschrie-
benen Form gefolgt. 
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diese Querparkplätze an der John-Zenger- und Roebling-
straße zu erhalten. 
Auf diese Weise würden Kosten für den Umbau der Park-
plätze gespart und es könnte der Nachweis über alle erfor-
derlichen Stellplätze auch nach Fertigstellung des Neubaus 
an der Rheinstraße erbracht werden. 

Im Rahmen der eingegangenen Stellungnahmen hat die Stadt 
Heidelberg eine mögliche Reduzierung der erforderlichen Stell-
plätze nach Landesbauordnung geprüft. Aus Gründen der 
sparsamen Flächennutzung unter Gewährleistung von preis-
wertem Wohnraum gemäß dem Wohnungspolitischen Konzep-
tes ist in diesem Bereich eine Reduzierung vertretbar. Im Rah-
men dessen können die erforderlichen Stellflächen auch auf 
Längsparkplätzen nachgewiesen. 

    28 Bürgerin, Mail vom 07.02.2016     
28.1 Das westliche Gebäude WA 1.3. ist entlang der Roebling-

straße überwiegend 5-geschossig geplant. Dies steht nicht 
in Einklang mit folgender Vorgabe (Protokoll frühzeitige Be-
teiligung): „Die 5-Geschossigkeit umfasst punktuell ein-
zelne Ecken an der Rheinstraße. Die Gebäudehöhen ori-
entieren sich an der Firsthöhe der Bestandsgebäude." 
Bei Umsetzung des Plans entstünden folgende Nachteile: 
- Ein 5-geschossiges Gebäude im WA 1.3. würde das 
westlich der Roeblingstraße geplante Gebäude im WA 3.1 
optisch und architektonisch erdrücken. 

- Die Sonneneinstrahlung auf das westlich der Roebling-
straße liegende Gebäude sowie der Blick von diesem in 
östliche Richtung wird behindert. 

- Mit dem relativ engen Straßenprofil würde der architekto-
nische Gesamteindruck bei einer maximal 4-geschossiger 
Bebauung plus Eckbetonung massiv gestört. 

Eine maximal 4-geschossige Bebauung parallel zur Bebau-
ung westlich der Roeblingstraße ist notwendig, um ein 
gleichmäßiges Straßenprofil sicherzustellen. Gefordert wird 
eine Anpassung des Bebauungsplanes von 4 Geschossen 
mit einer der Eckbetonung auf 5 Geschosse. 

Der Bedarf an Wohnungen in Heidelberg ist groß. Gemäß 
Wohnungsbedarfsanalyse 2012 liegt das ermittelte Defizit bei 
6.200 Wohnungen. Die quantitativen Ergebnisse der Studie 
zeigen, dass die Fertigstellung der Bahnstadt und die Neunut-
zung der Wohngebäude auf den vormals vom US Militär ge-
nutzten Konversionsflächen den Heidelberger Wohnungsmarkt 
nur vorübergehend entlasten werden. Noch vor 2020 ist wieder 
mit einer erhöhten Anspannung des Wohnungsmarktes zu 
rechnen. Vor diesem Hintergrund ist eine Reduzierung der 
Vollgeschosse und somit eine damit einhergehende Reduzie-
rung der geplanten Wohneinheiten aus planerischer Sicht nicht 
zielführend.  
Die gesetzlich vorgeschriebenen Abstandsflächen gemäß Lan-
desbauordnung werden eingehalten: Gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse werden gewährleistet. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 

    29 Bürgerin, Schreiben vom 08.02.2016  
29.1 Inhaltsgleiche Stellungnahme wie Stellungnahme 5 Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme 5 Siehe Beschlussvor-

schlag zur Stellung-
nahme 5 

    30 Stadtteilverein, Schreiben vom 08.02.2016  
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30.1 Der Stadtteilverein Südstadt trägt den im vorliegenden Be-
bauungsplanentwurf gefundenen Kompromiss trotz der ho-
hen Dichte, die in allen Bereichen die Masterplan-Vorga-
ben überschreitet mit. Das gute städtebauliche Konzept 
schafft trotz deutlich höherer Dichte als im benachbarten 
Bestand eine Chance auf Integration von Alt und Neu und 
für eine lebendige Stadtteilentwicklung. Es sollte keines-
falls durch weitere Verdichtung verschlechtert werden. 

Ein zentrales Ziel des Bebauungsplanentwurfes MTV-Nord ist 
es, die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die Schaffung und 
Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen, die Eigentumsbil-
dung weiter Kreise der Bevölkerung und die Anforderungen 
kostensparenden Bauens sowie der Bevölkerungsentwicklung 
zu gewährleisten. Vor diesem Hintergrund ist eine weitere mo-
derate punktuelle Nachverdichtung vertretbar. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 

30.2 Positiv wird gesehen, dass 
- das "wohnungspolitische Konzept" und die weiteren Vor-
gaben des Bebauungsplans zumindest eine gute Grund-
lage für das Ziel abgeben, gute Wohnungen für alle Ge-
sellschaftsschichten herstellen zu können und für eine 
gute soziale Durchmischung im Stadtteil zu sorgen. 

- der gelungene städtebauliche Entwurf allzu große Mono-
tonie vermeidet und taugliche Vorgaben für die Ausbil-
dung eines Stadtteilzentrums und eines lebendigen Stadt-
teils macht. 

- in der Kirschgartenstraße ein erträglicher Übergang vom 
Bestand zur Neubebauung vorgesehen ist. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

30.3 Grundsätzlich wird die geplante Bebauungsdichte jedoch 
als zu hoch betrachtet: 
- Die vorgesehene Dichte überschreitet die Dichte der ge-
genwärtigen Bebauung um ca.160 %. 

- Die vorgesehene Dichte überschreitet die Dichte der an-
grenzenden Bebauung im Osten um circa 65 %. 

- Die vorgesehene Dichte überschreitet die Vorgaben des 
vom Gemeinderat vorgegebenen und beschlossenen 
Masterplans insgesamt und in allen Teilbereichen. Im 
Nordosten um circa 6 %, an der östlichen Rheinstraße um 
circa 60 %, im Nordwesten um circa 25 %, an der westli-
chen Rheinstraße um circa 330 %. Auch im Areal der 
Wohngruppen wird die Dichte erhöht. 

Der Bedarf an Wohnungen in Heidelberg ist groß. Gemäß 
Wohnungsbedarfsanalyse 2012 liegt das ermittelte Defizit bei 
6.200 Wohnungen. Die quantitativen Ergebnisse der Studie 
zeigen, dass die Fertigstellung der Bahnstadt und die Neunut-
zung der Wohngebäude auf den vormals vom US Militär ge-
nutzten Konversionsflächen den Heidelberger Wohnungsmarkt 
nur vorübergehend entlasten werden. Noch vor 2020 ist wieder 
mit einer erhöhten Anspannung des Wohnungsmarktes zu 
rechnen. Vor diesem Hintergrund ist eine Reduzierung der 
Vollgeschosse und somit eine damit einhergehende Reduzie-
rung der geplanten Wohneinheiten aus planerischer Sicht nicht 
zielführend.  
Die gesetzlich vorgeschriebenen Abstandsflächen gemäß Lan-
desbauordnung werden eingehalten: Gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse werden gewährleistet. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 

    31 Bürger, Schreiben vom 08.02.2016  
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31.1 Inhaltsgleiche Stellungnahme wie Stellungnahme 5 Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme 5 Siehe Beschlussvor-
schlag zur Stellung-
nahme 5 

    32 Deutscher Berufsverband für Soziale Arbeit e. V, Schreiben vom 09.02.2016  
32.1 Inhaltsgleiche Stellungnahme wie Stellungnahme 5 Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme 5 Siehe Beschlussvor-

schlag zur Stellung-
nahme 5 

    33 Bürger, Schreiben vom 08.02.2016  
33.1 Inhaltsgleiche Stellungnahme wie Stellungnahme 5 Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme 5 Siehe Beschlussvor-

schlag zur Stellung-
nahme 5 

    34 Bürger, Schreiben vom 08.02.2016  
34.1 Inhaltsgleiche Stellungnahme wie Stellungnahme 5 Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme 5 Siehe Beschlussvor-

schlag zur Stellung-
nahme 5 

    35 Bürger, Mail vom 09.02.2016      
35.1 Im WA 3.1 plant die Gemeinschaft barrierearmes Wohnen. 

Es sind zu berücksichtigen: 
Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme 35.2 bis 35.7 Siehe Beschlussvor-

schlag zur Stellung-
nahme 35.2 bis 35.7 

35.2 - an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten Bestandsge-
bäude an der Ostseite an den Treppenhäusern der Anbau 
von Außenfahrstühlen, mindestens am südlichen Trep-
penhaus. 

Zur Gewährleistung der Barrierefreiheit sind für die Erschlie-
ßung der Gebäude Fahrstühle erforderlich. Da es sich dabei 
um ein Bauwerk handelt, wird das Baufenster um die Abmes-
sungen der Fahrstuhlkonstruktion erweitert. 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 

35.3 - an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten Bestandsge-
bäude an der Ostseite in Höhe des 3. OG ein Lauben-
gang vom südlichen zum nördlichen Treppenhaus. 

Sofern der Laubengang innerhalb der festgesetzten Baugrenze 
liegt ist er über die gesamte Fläche zulässig. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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35.4 Auf der westlichen Seite des Baufeldes 1.3 sollte parallel 
zur Roeblingstraße mit dem relativ engen Straßenprofil auf 
eine maximal 4-geschossige Bebauung reduzieren werden. 
Durch die überhöhte Bebauung wird sowohl Sonnenein-
strahlung, Blickbeziehung als auch ein ruhiger Straßen-Be-
bauungsquerschnitt und die akzeptierte Eckbetonung un-
nötig entlang der gesamten Straße umgesetzt, wogegen 
der Bürger sich ausspricht. 

Der Bedarf an Wohnungen in Heidelberg ist groß. Gemäß 
Wohnungsbedarfsanalyse 2012 liegt das ermittelte Defizit bei 
6.200 Wohnungen. Die quantitativen Ergebnisse der Studie 
zeigen, dass die Fertigstellung der Bahnstadt und die Neunut-
zung der Wohngebäude auf den vormals vom US Militär ge-
nutzten Konversionsflächen den Heidelberger Wohnungsmarkt 
nur vorübergehend entlasten werden. Noch vor 2020 ist wieder 
mit einer erhöhten Anspannung des Wohnungsmarktes zu 
rechnen. Vor diesem Hintergrund ist eine Reduzierung der 
Vollgeschosse und somit eine damit einhergehende Reduzie-
rung der geplanten Wohneinheiten aus planerischer Sicht nicht 
zielführend.  
Die gesetzlich vorgeschriebenen Abstandsflächen gemäß Lan-
desbauordnung werden eingehalten: Gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse werden gewährleistet. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 

35.6 Gemäß der Festsetzung Nummer 4 sind die Oberkanten 
von Tiefgaragen zwischen 40 und 80cm unter der Erdober-
kante zu planen. Wie von der Wohngruppe geplant sind 
- keine Doppelparker mehr möglich und die Garage müsste 
größer werden, um noch ausreichend Parkplätze zu 
schaffen. 

- einem Teil der Tiefgarage eine Gemeinschaftsterrasse 
vor dem Gebäude zum Innenhof entstehen soll, die unter 
sich keine Aufschüttung von Erdreich benötigt. 

Diese Festsetzung ist anzupassen. 

Die Festsetzungen wurden gewählt, um einen begrünten In-
nenhof gestalten zu können.  
Die textliche Festsetzung setzt fest, dass die Tiefgarage min-
destens 40 cm unter der Erdoberkante zu planen ist und die 
begrünten Bereich mindestens 80 cm mit einer Substratschicht 
zu bedecken sind. In Bereichen von Terrassen und Durchwe-
gungen entfällt die erforderliche Bodensubstratschicht von 80 
cm. 
Es ist Aufgabe des Architekten, im vorgegebenen Rahmen 
eine barrierefreie Nutzung der Terrasse herzustellen. 

Die Stellungnahme 
wird teilweise gefolgt. 

35.7 Wohl versehentlich sind in der Festsetzung Nummer 2 di-
vergierende Angaben zu den Balkonen nach den Innenhö-
fen gemacht worden. Die kleinen Balkone mit 1,50 m Tiefe 
waren bisher nur für die Außenseiten festgelegt worden. 

Generell kann die Überschreitung von Baugrenzen durch Ter-
rassen und Balkone im Erdgeschoss bis zu einer Tiefe von 
3,50 m und in den darüber liegenden Geschossen bis zu einer 
Tiefe von 2,50 m zu den Hofseiten zugelassen werden kann. 
Die Tiefe von Balkonen und Terrassen bis zu einer Tiefe 
von 1,5 m bezieht sich auf die Dachflächen. Die textliche 
Festsetzung wird redaktionell geändert um die Aussage 
klarer zu formulieren. 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 

    36 Planungsgemeinschaft Rheinstraße GbR, Schreiben vom 09.02.2016      
36.1 Bei der ersatzweisen Neubebauung im Bereich Rhein-

straße / John-Zenger-Straße sind von der Wohngruppe 
Zur Gewährleistung der Barrierefreiheit sind für die Erschlie-
ßung der Gebäude Fahrstühle erforderlich. Da es sich dabei 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 
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Aufzüge und Laubengänge zur barrierefreien Erschließung 
der Wohnungen geplant.  
Um das an der Roeblingstraße gelegene Bestandsge-
bäude weitgehend barrierefrei auszustatten, ist an den 
Treppenhaus-Ausgängen zur Roeblingstraße hin mindes-
tens an dem südlichen Treppenhaus ein Außenaufzug ge-
plant. Optional ist ein zweiter am nördlichen Treppenhaus 
vorgesehen. Der Bebauungsplanentwurf sind keine ent-
sprechenden notwendigen Baufelder von circa 4m x 3,50 
m Größe festgesetzt. Gemäß den städtischen Zielprogram-
men zur Barrierefreiheit und zur Schaffung von senioren- 
und behindertengerechtem Wohnraum werden diese An-
bauten für die Zukunft für unumgänglich gehalten.  

Bauwerke handelt, wird das Baufenster um die Abmessungen 
der Fahrstuhlkonstruktionen erweitert. 

36.2 Die Schaffung eines Laubenganges im Dachgeschoss des 
an der Roeblingstraße gelegenen Bestandsgebäudes im 
Baufeld 3.1 vom südlichen Aufzug zur Erschließung aller 
Wohnungen im Dachgeschoss ist durch die Bebauungs-
planvorlage nicht gesichert. Bei der Festsetzung wird durch 
die Einschränkung „Einschnitte bis zu einer Tiefe von 1m 
und einer Länge von 5m“ wird der Laubengang wahr-
scheinlich baurechtlich nicht möglich sein. Die Festsetzung 
ist so zu ändern, dass die Wohnungserschließung wie ge-
plant hergestellt werden kann. 

Bei der Festsetzung handelt es sich um Vorbauten, die über 
die Baugrenze hinausragen. Sofern der Laubengang innerhalb 
der festgesetzten Baugrenze liegt, ist er über die gesamte Flä-
che zulässig. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnisge-
nommen. 

36.3 Die Festlegung der Balkonflächen im 3. OG könnte - irr-
tümlich auch auf die Flachdachvariante übertragen - für un-
nötig kleine und schmale Balkone bei großen Wohnungsty-
pen führen. Eine Breite von 2,50 m zum Innenhof bei 
Flachdächern sollte zugunsten des zurückspringenden Ge-
schosses möglich sein. 

Eine Breite der Balkone von bis zum 5,00 m ist im Dachge-
schoss möglich. Lediglich die Tiefe, die über die Baugrenze 
hinüberragt ist auf 1,50 m beschränkt.  
Bei Flachdächern gibt es keine „Dachgeschosse“ -  es gilt die 
Festsetzung mit 2,5 m Tiefe zu der Innenhofseite und 1,5 m 
Tiefe zu der Straßenseite. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnisge-
nommen. 

36.4 Bei den straßenseitigen Hauseingängen ist zwingend erfor-
derlich, um eine geordnete Nutzung des Gebäudes ge-
währleisten zu können, dass geschützte und verkehrssi-
chere Fahrradabstellplätze in Form von Nebenanlagen er-
richtet werden können. Die Größe dieser Nebenanlagen 
ergibt sich aus der baurechtlich geforderten Anzahl der 
Fahrradstellplätze auf Grund der mit dem betroffenen Zu-
gang erschlossenen Wohnungsanzahl. Ansonsten wird die 

Private Fahrradabstellanlagen und Müllsammelplätze sind pri-
vate Anlagen, die nicht im öffentlichen Raum untergebracht 
werden können, sondern auf privaten Flächen vorzusehen 
sind. Die Festsetzung zur Unterbringung der Fahrradabstellan-
lagen und Müllsammelplätze in den Gebäuden oder Innenhof-
bereichen ist notwendig, um den gestalterischen und funktiona-
len Ansprüchen, die sich aus den städtebaulichen Zielsetzun-
gen für die positive Gestaltung des öffentlichen Raumes und 
des Ortsbildes ergeben, gerecht zu werden. Ausnahmsweise 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 
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Gefahr gesehen, dass Fahrräder ungeordnet auf den Geh-
wegen verteilt werden 

können Fahrradabstellanlagen und Müllsammelplätze in den 
seitlichen Abstandsflächen zugelassen werden.  
An der Straßenseite der Gebäude sind keine überdachten 
Fahrradstellplätze vorgesehen, da im Hofbereich genügend 
Flächen für überdachte Abstellanlagen möglich sind (vor den 
Gebäuden können Besucherstellplätze oder öffentliche Stell-
plätze bereitgestellt werden). Die Bereiche vor den Gebäuden 
zu den Straßen sollen frei von baulichen Anlagen bleiben, um 
im Plangebiet einen harmonischen Übergang von den Straßen 
über Stellplätzen und Gehwege zu den Gebäuden zu gewähr-
leisten. Nebenanlagen wie Fahrradabstellanlagen unterbre-
chen diese sichtbar freien Bereiche und wirken sich bis auf die 
öffentlich zu nutzenden Gehwege aus. Der Entwurf des Bebau-
ungsplanes eröffnet neben der generellen Zulässigkeit, die Ne-
benanlagen in den Innenhöfen unterzubringen die ausnahms-
weise Möglichkeit, diese in den seitlichen Abstandsflächen der 
Hauptgebäude unter zu bringen. Unabhängig hiervon können 
die Fahrräder auch innerhalb der Gebäude untergebracht wer-
den. 

36.5 Es wird um Aufklärung über die rechtliche Bedeutung des 
sogenannten Gestaltungsplans gebeten, in dem eine Weg-
führung enthalten ist, die im Grenzbereich zum Gebäude 
der angrenzenden Wohngruppe liegt. 

Der Gestaltungsplan zeigt die mögliche zukünftige Gestaltung 
auf. Der Gestaltungsplan ist Anlage der Begründung und hat 
nicht die unmittelbare Bindung einer Satzung.  

Der Stellungnahme 
wird entsprochen. 

    37 Bürger, Mail vom 10.02.2016      
37.1 Im Block zwischen der Elsa-Brandstrom- und der Roebling-

straße wurde die Tiefgarageneinfahrt mit ihrem kontinuierli-
chen Verkehrsaufkommen an der sensibelsten Stelle ge-
plant. Insbesondere die im Westen liegenden Altbauwoh-
nungen sind aufgrund ihrer Bestandsstruktur vielfach da-
rauf angewiesen, Schlafzimmer nach Osten zu platzieren. 
Vorgeschlagen wird, die Abfahrt an die Rheinstraße zu 
platzieren, wo es keine schalltechnisch reflektierende 
Wand gibt oder an der Schule in die Mark-Twain-Straße, 
wo wenige Menschen betroffen werden. 

Die Ein- und Ausfahrt in die Tiefgarage soll innerhalb der Ge-
bäude erfolgen. Demzufolge ist eine Verlegung zur Mark-
Twain-Straße nicht möglich. Die Rheinstraße soll Bestandteil 
eines zentralen Bereiches einer neuen Stadtteilmitte für die 
Südstadt mit Einzelhandels-, Gastronomie und Dienstleistungs-
angebot werden. Aus städtebaulicher Sicht ist somit eine Ein- 
und Ausfahrt für eine Tiefgarage in diesem Bereich ausge-
schlossen. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 

37.2 Die Bebauung der beiden unmittelbar gegenüberliegenden 
Blocks an der Roeblingstraße sollte unbedingt auf vier 
Stockwerke begrenzt bleiben. Die oberen Geschosse der 

Der Bedarf an Wohnungen in Heidelberg ist groß. Gemäß 
Wohnungsbedarfsanalyse 2012 liegt das ermittelte Defizit bei 
6.200 Wohnungen. Die quantitativen Ergebnisse der Studie 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 
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Bestandsgebäude erhalten keine Sonne von Osten und die 
Straße wird optisch zu stark verengt. Die Gebäudehöhen 
sollten westlich und östlich der Römerstraße abfallen. Die 
Bebauung wird nunmehr maximiert und die Willensbekun-
dung der Bürgerschaft im Rahmen der Bürgerbeteiligung 
wird nicht beachtet. 

zeigen, dass die Fertigstellung der Bahnstadt und die Neunut-
zung der Wohngebäude auf den vormals vom US Militär ge-
nutzten Konversionsflächen den Heidelberger Wohnungsmarkt 
nur vorübergehend entlasten werden. Noch vor 2020 ist wieder 
mit einer erhöhten Anspannung des Wohnungsmarktes zu 
rechnen. Vor diesem Hintergrund ist eine Reduzierung der 
Vollgeschosse und somit eine damit einhergehende Reduzie-
rung der geplanten Wohneinheiten aus planerischer Sicht nicht 
zielführend.  
Die gesetzlich vorgeschriebenen Abstandsflächen gemäß Lan-
desbauordnung werden eingehalten: Gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse werden gewährleistet. 

37.3 Es entsteht ein gegenüber den jetzigen Maßstäben gewal-
tiger Block, wenig strukturiert, der optisch auf alles Umlie-
gende drückt. Die Idee vom urbanen Tor kann nicht nach-
vollzogen werden, da die architektonische Akzentsetzung 
nicht nachvollziehbar ist. Als negative Beispiele für ein „ur-
banes Tor“ wird auf das Umfeld des Hauptbahnhofes ver-
wiesen. Die neue Bebauung in der Bahnhofstraße wird als 
misslungen bezeichnet, da Geschäfte nicht wahrgenom-
men werden. Ähnliches wird auch für die Rheinstraße be-
fürchtet. 
Vorgeschlagen wird, die Gebäude am Park terrassenförmig 
aufsteigen zu lassen. Dadurch wird vermieden, dass die In-
nenhöfe verschattet werden und Gebäudeteile sich hinter 
der Südfassade „wegducken“. Die vorgesehene Bebauung 
führt zu einem permanent höheren Energieverbrauch. Die 
Planungen zum „urbanen Tor“ sind mit Bürgerbeteiligung 
zu überplanen. 

Der Bereich ist Bestandteil der Stadtterrassen, an dem die zu-
künftige Stadtteilmitte verordnet wird. 
Die Bebauung folgt dem Prinzip, die Parkterrasse entlang der 
Rheinstraße und den zukünftigen Park mit einer klaren Raum-
kante zu fassen. Durch die Kombination dieser Blockstruktur 
mit Punktbauten soll die zum Quartier gewandte nördliche 
Seite durchlässiger gestaltet werden. 
Eine geschlossene Blockstruktur nach Süden gibt dem neuen 
Park eine klare Raumkante, die durch Vor- und Rücksprünge 
an der Fassade, eine zwischen vier und fünf Geschossen vari-
ierende Höhenentwicklung und eine multifunktionale Erdge-
schosszone belebt wird. Durchgänge in den Gebäuden sollen 
eine Durchwegung der Innenhöfe für die Allgemeinheit ermögli-
chen. 
Der städtebauliche Entwurf zum Bebauungsplan liegt das Er-
gebnis mehrere Bürgerforen und einer Mehrfachbeauftragung 
zugrunde. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 

    38 Bürger, Mail vom 10.02.2016      
38.1 Inhaltsgleiche Stellungnahme wie Stellungnahme 5 Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme 5 Siehe Beschlussvor-

schlag zur Stellung-
nahme 5 

    39 Bürger, Mail vom 11.02.2016      
39.1 Gemäß der schriftlichen Festsetzung Nummer 4 sollen pri-

vate Fahrradabstellanlagen, Gerätehäuser und Müllsam-
Private Fahrradabstellanlagen sind private Anlagen, die nicht 
im öffentlichen Raum untergebracht werden können, sondern 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 
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melplätze vorrangig in den Gebäuden oder in den Innenhö-
fen zulässig sein sollen. Diese Festsetzung sollte für Fahr-
radabstellanlagen aufgehoben werden. Bauherren im 
Mark-Twain-Village sollen dadurch die Möglichkeit bekom-
men, durch zusätzlich an den Straßenseiten von Gebäu-
den angebrachten (überdachten) Fahrradständern, dem 
Wildparken und Diebstahl von Fahrrädern auf ihrem 
Grundstück entgegenwirken zu können. Ein komfortabel 
zugänglicher Fahrradständer vereinfacht im Außenbereich 
den Umstieg auf dieses gesunde und ökologische Trans-
portmittel. Von außen sichtbare Fahrradabstellanlagen 
würden daher das Image eines bewussten und rücksichts-
vollen Lebensstils in der Heidelberger Südstadt unterstüt-
zen. 

auf privaten Flächen vorzusehen sind. Die Festsetzung zur Un-
terbringung der Fahrradabstellanlagen und Müllsammelplätze 
in den Gebäuden oder Innenhofbereichen ist notwendig, um 
den gestalterischen und funktionalen Ansprüchen, die sich aus 
den städtebaulichen Zielsetzungen für die positive Gestaltung 
des öffentlichen Raumes und des Ortsbildes ergeben, gerecht 
zu werden. Ausnahmsweise können Fahrradabstellanlagen 
und Müllsammelplätze in den seitlichen Abstandsflächen zuge-
lassen werden.  
An der Straßenseite der Gebäude sind keine überdachten 
Fahrradstellplätze vorgesehen, da im Hofbereich genügend 
Flächen für überdachte Abstellanlagen möglich sind (vor den 
Gebäuden können Besucherstellplätze oder öffentliche Stell-
plätze bereitgestellt werden). Die Bereiche vor den Gebäuden 
zu den Straßen sollen frei von baulichen Anlagen bleiben, um 
im Plangebiet einen harmonischen Übergang von den Straßen 
über Stellplätzen und Gehwege zu den Gebäuden zu gewähr-
leisten. Nebenanlagen wie Fahrradabstellanlagen unterbre-
chen diese sichtbar freien Bereiche und wirken sich bis auf die 
öffentlich zu nutzenden Gehwege aus. Der Entwurf des Bebau-
ungsplanes eröffnet neben der generellen Zulässigkeit, die Ne-
benanlagen in den Innenhöfen unterzubringen die ausnahms-
weise Möglichkeit, diese in den seitlichen Abstandsflächen der 
Hauptgebäude unter zu bringen. Unabhängig hiervon können 
die Fahrräder auch innerhalb der Gebäude untergebracht wer-
den. 

39.2 Das gesamte Gebiet sollte weniger stark verdichtet wer-
den. Vor allem im Bereich der alternativen Wohnformen 
soll Freiraum für Bewegung und Austausch geboten wer-
den. 

Der Bedarf an Wohnungen in Heidelberg ist groß. Gemäß 
Wohnungsbedarfsanalyse 2012 liegt das ermittelte Defizit bei 
6.200 Wohnungen. Die quantitativen Ergebnisse der Studie 
zeigen, dass die Fertigstellung der Bahnstadt und die Neunut-
zung der Wohngebäude auf den vormals vom US Militär ge-
nutzten Konversionsflächen den Heidelberger Wohnungsmarkt 
nur vorübergehend entlasten werden. Noch vor 2020 ist wieder 
mit einer erhöhten Anspannung des Wohnungsmarktes zu 
rechnen. Vor diesem Hintergrund ist eine Reduzierung der 
Dichte und somit eine damit einhergehende Reduzierung der 
geplanten Wohneinheiten aus planerischer Sicht nicht zielfüh-
rend.  

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 
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Mit dem ehemaligen Paradeplatz im Bereich der Campbell 
Barracks sowie dem im Süden angrenzenden Park sollen in 
unmittelbarer Nähe zum Mark Twain Village Nord zwei "klassi-
sche" Freiraumtypologien entstehen. Es soll ein Netz aus linea-
ren öffentlichen Grün- und Freiräumen (Römerstraße, Parkter-
rasse, Elsa-Brändström-Straße und Kirschgartenstraße) sowie 
der Lärmschutzlandschaft (öffentliche Grün-, Spiel- und Freiflä-
che) geschaffen werden. Ergänzt werden die öffentlichen Frei-
flächen durch die privaten Hofräume der Stadtzimmer, Stadt-
gärten und der Stadtterrassen. Somit ist ausreichend Freiraum 
in diesem Bereich vorgesehen. 

39.3 Angeregt wird, dass die Stadt Heidelberg unter Ausnutzung 
von § 74 Absatz 2 der Landesbauordnung eine Unter-
schreitung der vorgeschriebenen Anzahl der erforderlichen 
Stellplätze unterstützt. Fahrradfahren ist eine gesunde und 
ressourcenschonende Form der Mobilität und verdient Un-
terstützung. 

Im Rahmen der eingegangenen Stellungnahmen hat die Stadt 
Heidelberg eine mögliche Reduzierung der erforderlichen 
Stellplätze nach Landesbauordnung geprüft. Aus Gründen der 
sparsamen Flächennutzung unter Gewährleistung von 
preiswertem Wohnraum gemäß dem Wohnungspolitischen 
Konzeptes ist in den Bereichen WA 1 und WA 3 eine 
Reduzierung vertretbar. 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 

    40 Bürger, Niederschrift vom 10.02.2016     
40.1 Für das im Baufeld 3.1 zur Roeblingstraße ausgerichteten 

Bestandsgebäude soll planungsrechtlich die Grundlage ge-
schaffen werden, zwei Aufzüge anbauen zu können, damit 
die Wohnungen barrierefrei und altersgerecht zu erreichen 
sind. 

Zur Gewährleistung der Barrierefreiheit sind für die Erschlie-
ßung der Gebäude Fahrstühle erforderlich. Da es sich dabei 
um ein Bauwerk handelt, wird das Baufenster um die Abmes-
sungen der Fahrstuhlkonstruktion erweitert. 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 

40.2 Die Zufahrt im Baufeld 1.3 zur Tiefgarage sollte von der 
Roeblingstraße zur Rheinstraße aus schallschutztechni-
schen Erwägungen verlegt werden. 

Die Ein- und Ausfahrt in die Tiefgarage soll innerhalb der Ge-
bäude erfolgen. Die Rheinstraße soll Bestandteil eines zentra-
len Bereiches einer neuen Stadtteilmitte für die Südstadt mit 
Einzelhandels-, Gastronomie und Dienstleistungsangebot wer-
den. Aus städtebaulicher Sicht ist somit eine Ein- und Ausfahrt 
für eine Tiefgarage in diesem Bereich ausgeschlossen. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 

40.3 Die Geschosshöhe des Baufeldes 1.3 östlich der Roebling-
straße soll aus lichtschutztechnischen Gründen nicht höher 
als im Baufeld 3.1 westlich der Roeblingstraße sein. 

Der Bedarf an Wohnungen in Heidelberg ist groß. Gemäß 
Wohnungsbedarfsanalyse 2012 liegt das ermittelte Defizit bei 
6.200 Wohnungen. Die quantitativen Ergebnisse der Studie 
zeigen, dass die Fertigstellung der Bahnstadt und die Neunut-
zung der Wohngebäude auf den vormals vom US Militär ge-
nutzten Konversionsflächen den Heidelberger Wohnungsmarkt 
nur vorübergehend entlasten werden. Noch vor 2020 ist wieder 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 
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mit einer erhöhten Anspannung des Wohnungsmarktes zu 
rechnen. Vor diesem Hintergrund ist eine Reduzierung der 
Vollgeschosse und somit eine damit einhergehende Reduzie-
rung der geplanten Wohneinheiten aus planerischer Sicht nicht 
zielführend.  
Die gesetzlich vorgeschriebenen Abstandsflächen gemäß Lan-
desbauordnung werden eingehalten: Gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse werden gewährleistet. 

    41 Bürgerin, Schreiben vom 10.02.2016      
41.1 Gemäß der schriftlichen Festsetzung Nummer 4 sollen pri-

vate Fahrradabstellanlagen, Gerätehäuser und Müllsam-
melplätze vorrangig in den Gebäuden oder in den Innenhö-
fen zulässig sein sollen. Diese Festsetzung sollte für Fahr-
radabstellanlagen aufgehoben werden. Bauherren im 
Mark-Twain-Village sollen dadurch die Möglichkeit bekom-
men, durch zusätzlich an den Straßenseiten von Gebäu-
den angebrachten (überdachten) Fahrradständern, dem 
Wildparken und Diebstahl von Fahrrädern auf ihrem 
Grundstück entgegenwirken zu können. Ein komfortabel 
zugänglicher Fahrradständer vereinfacht im Außenbereich 
den Umstieg auf dieses gesunde und ökologische Trans-
portmittel. Von außen sichtbare Fahrradabstellanlagen 
würden daher das Image eines bewussten und rücksichts-
vollen Lebensstils in der Heidelberger Südstadt unterstüt-
zen. 

Private Fahrradabstellanlagen und Müllsammelplätze sind pri-
vate Anlagen, die nicht im öffentlichen Raum untergebracht 
werden können, sondern auf privaten Flächen vorzusehen 
sind. Die Festsetzung zur Unterbringung der Fahrradabstellan-
lagen und Müllsammelplätze in den Gebäuden oder Innenhof-
bereichen ist notwendig, um den gestalterischen und funktiona-
len Ansprüchen, die sich aus den städtebaulichen Zielsetzun-
gen für die positive Gestaltung des öffentlichen Raumes und 
des Ortsbildes ergeben, gerecht zu werden. Ausnahmsweise 
können Fahrradabstellanlagen und Müllsammelplätze in den 
seitlichen Abstandsflächen zugelassen werden.  
An der Straßenseite der Gebäude sind keine überdachten 
Fahrradstellplätze vorgesehen, da im Hofbereich genügend 
Flächen für überdachte Abstellanlagen möglich sind (vor den 
Gebäuden können Besucherstellplätze oder öffentliche Stell-
plätze bereitgestellt werden). Die Bereiche vor den Gebäuden 
zu den Straßen sollen frei von baulichen Anlagen bleiben, um 
im Plangebiet einen harmonischen Übergang von den Straßen 
über Stellplätzen und Gehwege zu den Gebäuden zu gewähr-
leisten. Nebenanlagen wie Fahrradabstellanlagen unterbre-
chen diese sichtbar freien Bereiche und wirken sich bis auf die 
öffentlich zu nutzenden Gehwege aus. Der Entwurf des Bebau-
ungsplanes eröffnet neben der generellen Zulässigkeit, die Ne-
benanlagen in den Innenhöfen unterzubringen die ausnahms-
weise Möglichkeit, diese in den seitlichen Abstandsflächen der 
Hauptgebäude unter zu bringen. Unabhängig hiervon können 
die Fahrräder auch innerhalb der Gebäude untergebracht wer-
den. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 
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41.2 Die Baufelder WA 3.1 und WA 3.2, die für besondere 
Wohnformen vorgesehen sind, sollen zahlreiche beste-
hende Querparkstellplätze in Längsparkplätze umgewan-
delt werden. Die Folge ist ein Verlust von zahlreichen Stell-
plätzen, der gegebenenfalls nur durch die Errichtung einer 
Tiefgarage ausgeglichen werden kann. Die Zufahrt zu die-
sen Tiefgaragen soll gemäß der Festsetzung Nummer 4 
nur innerhalb der Gebäude zulässig sein. Es wird angeregt, 
eine der beiden Regelungen zu lockern. Entweder sollte 
der Bestand an Querparkplätzen geschützt werden oder 
Tiefgaragenzufahrten innerhalb des Tiefgaragen-Baufens-
ters zulässig werden. Die jetzige Festsetzung zur Tiefgara-
genzufahrt hat zur Folge, dass damit ein beträchtlicher Ver-
lust von Wohnraum im Erdgeschoss verbunden ist. Dieser 
könnte durch größere Nachverdichtungsbauten kompen-
siert werden, was jedoch wiederum einen noch größeren 
Bedarf an Stellplätzen nach sich zieht. Die Situation wird 
durch die künstliche Verknappung der Stellplätze, welche 
eine Folge der Umwandlung von Quer- in Längsparkplätze, 
sogar noch verschärft. Die Kombination der beiden oben 
genannten Regelungen benachteiligt die betroffenen 
Wohngruppen doppelt. 

In der Röblingstraße sind im Bebauungsplangebiet die privaten 
Stellplätze als Längsparkplätze festgesetzt, da entlang der 
Röblingstraße eine Radverkehrsachse und entlang der John-
Zenger-Straße die zukünftige Buslinie vorgesehen ist. Nach 
Aussage des zuständigen Fachamtes stellen Senkrechtparker 
einen Gefahrenpunkt für die Radfahrer beziehungsweise den 
Busverkehr darstellen. Im unmittelbaren Umfeld zwischen 
Mark-Twain-Straße und Eleonore-Sterling-Straße sind in den 
Nord-Süd-Verbindungen, der John-Zenger-Straße, Röbling-
straße und Elsa-Brändström-Straße generell Längsparker vor-
gesehen. 
Im Rahmen der eingegangenen Stellungnahmen hat die Stadt 
Heidelberg eine mögliche Reduzierung der erforderlichen Stell-
plätze nach Landesbauordnung geprüft. Aus Gründen der 
sparsamen Flächennutzung unter Gewährleistung von preis-
wertem Wohnraum gemäß dem Wohnungspolitischen Konzep-
tes ist in diesem Bereich eine Reduzierung vertretbar. Im Rah-
men dessen können die erforderlichen Stellflächen auch auf 
Längsparkplätzen nachgewiesen. 

Der Stellungahme 
wird in der beschrie-
benen Form gefolgt. 

    42 Bürger, Schreiben vom 10.02.2016      
42.1 Inhaltsgleiche Stellungnahme wie Stellungnahme 41 Siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme 41. Siehe Beschlussvor-

schlag zur Stellung-
nahme 41. 

    43 Bürger, Mail vom 10.02.2016      
43.1 Im WA 3.1 sind an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten 

Bestandsgebäude an der Ostseite Bauflächen für zwei Au-
ßenfahrstühle im Bebauungsplan einzutragen, um barriere-
arme Zugänge zum Gebäude zu ermöglichen. 

Zur Gewährleistung der Barrierefreiheit sind für die Erschlie-
ßung der Gebäude Fahrstühle erforderlich. Da es sich dabei 
um ein Bauwerk handelt, wird das Baufenster um die Abmes-
sungen der Fahrstuhlkonstruktion erweitert. 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 

43.2 Im WA 3.1 ist an dem zur Roeblingstraße ausgerichteten 
Bestandsgebäude ein Laubengang vom südlichen Trep-
penhaus zu ermöglichen. 

Der Laubengang ist innerhalb des Baufensters vorzusehen. Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

43.3 Auf der westlichen Seite des Baufeldes 1.3 ist parallel zur 
Roeblingstraße die Anzahl der Vollgeschosse von 5 auf 4 
zu den Nachbarschaftsgebäuden zu reduzieren, da durch 

Der Bedarf an Wohnungen in Heidelberg ist groß. Gemäß 
Wohnungsbedarfsanalyse 2012 liegt das ermittelte Defizit bei 
6.200 Wohnungen. Die quantitativen Ergebnisse der Studie 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 
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das 5-geschossige Gebäude Blick und Licht genommen 
wird. Dies wurde auch in der Bürgerbeteiligung so formu-
liert. Die Wohnfläche kann im westlichen oder nördlichen 
Teil des Baufeldes 1.3 ersetzt werden. 

zeigen, dass die Fertigstellung der Bahnstadt und die Neunut-
zung der Wohngebäude auf den vormals vom US Militär ge-
nutzten Konversionsflächen den Heidelberger Wohnungsmarkt 
nur vorübergehend entlasten werden. Noch vor 2020 ist wieder 
mit einer erhöhten Anspannung des Wohnungsmarktes zu 
rechnen. Vor diesem Hintergrund ist eine Reduzierung der 
Vollgeschosse und somit eine damit einhergehende Reduzie-
rung der geplanten Wohneinheiten aus planerischer Sicht nicht 
zielführend.  
Die gesetzlich vorgeschriebenen Abstandsflächen gemäß Lan-
desbauordnung werden eingehalten: Gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse werden gewährleistet. 

43.4 Die Zufahrt im Baufeld 1.3 zur Tiefgarage ist von der Roeb-
lingstraße in einen weniger belästigenden Bereich zu verle-
gen. 

Die Ein- und Ausfahrt in die Tiefgarage soll innerhalb der Ge-
bäude erfolgen. Demzufolge ist eine Verlegung zur Mark-
Twain-Straße nicht möglich. Die Rheinstraße soll Bestandteil 
eines zentralen Bereiches einer neuen Stadtteilmitte für die 
Südstadt mit Einzelhandels-, Gastronomie und Dienstleistungs-
angebot werden. Aus städtebaulicher Sicht ist somit eine Ein- 
und Ausfahrt für eine Tiefgarage in diesem Bereich ausge-
schlossen. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 

43.5 Zur Gestaltung der Rheinstraße liegen keine Angaben vor. 
Die Rheinstraße bildet den Übergang zwischen den Wohn-
projekten und dem Park und muss für die dortigen Anwoh-
nerinnen leicht und gefahrlos überquerbar sein. Hier sollte 
das Konzept mit Durchgangsstraße und Bustrasse über-
prüft werden. 

Die Ausgestaltung der Straßenflächen ist nicht Bestandteil des 
Bebauungsplanverfahrens. In der Begründung wird allerdings 
ein Vorschlag für eine mögliche Ausgestaltung aufgezeigt.  
Entlang der Rheinstraße entsteht auf der nördlichen Seite mit 
den Parkterrassen ein hochwertiger und großzügiger Aufent-
haltsbereich. Als Stadtteilmitte mit gewerblicher Nutzung im 
Erdgeschoss ist eine gewisse Frequentierung zu erwarten und 
sinnvoll. Neben der wichtigen Erschließungsfunktion ist die 
Rheinstraße auch als ÖPNV-Achse für den Bus vorgesehen, 
um somit eine direktere Linienführung zu erreichen. Eine 
Teilschließung der auch für den ÖPNV wichtigen Erschließung 
der Rheinstraße / John-Zenger-Straße hätte zur Folge, dass 
die Verkehre sich auf die anderen Straßen verteilen werden, da 
die Baugebiete erschlossen sein müssen. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 

    44 Bürger, Niederschrift vom 10.02.2016      
44.1 Um die Wohnungen im östlichen Bestandsgebäude des 

Baufeldes 3.2 barrierefrei erschließen zu können, müssen 
Zur Gewährleistung der Barrierefreiheit ist für die Erschließung 
der Gebäude ein Fahrstuhl erforderlich. Da es sich dabei um 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 
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neue Wohnungszugänge an das Bestandsgebäude von 
außen errichtet werden. Dies kann nur über ein neues 
Treppenhaus mit Aufzug erreicht werden. Dazu ist mittig 
am östlichen Bestandsgebäude im WA 3.2 das Baufenster 
auf der Hofseite für einen 5x5 m großen Anbau zu vergrö-
ßern. 

ein Bauwerk handelt, wird das Baufenster um die Abmessun-
gen der Fahrstuhlkonstruktion erweitert. 

    45 Bürgerin, Mail vom 10.02.2016      
45.1 Die Aussage, dass es durch die Umsetzung des Bebau-

ungsplanes keine erheblichen Auswirkungen auf die 
Schutzgüter Luft/ Klima gäbe, steht in einem klaren Wider-
spruch zu dem Ergebnis des Klimagutachtens von 2015. 
Dort heißt es: 
- Für das Gebiet der Campbell Barracks und des Mark-
Twain-Village sollte die Bebauung nicht weiter verdichtet 
werden, um die bioklimatische Situation nicht zu ver-
schlechtern. 

- Eine weitere Entsiegelung wird empfohlen: "Hierbei kann 
auf kleinräumige Maßnahmen zurückgegriffen werden, die 
auch in den Nachstunden das Klima vorteilhaft beeinflus-
sen. ... " 

- Die vorhandenen Grünflächen sollten erhalten bleiben 
und gegebenenfalls erweitert werden. Günstig wäre auch 
eine Ergänzung durch hochstämmige Bäume, besonders 
entlang der Straßen und den großen befestigten Parkplät-
zen. 

Die Grün- und Freiflächen im Bebauungsplanbereich besit-
zen eine hohe klimatische Bedeutung (vgl. Gutachten von 
GEO-Net 2015). Die vorhandenen Bäume und Freiflächen 
fungieren als Kalt- und Frischluftentstehungsflächen und 
erfüllen somit kleinklimatische Ausgleichsfunktionen für die 
umgebenden Wohnflächen. Zudem trägt die Frischluft aus 
den östlichen Hangzonen, auch als abendliche Fallwinde 
bekannt, zur Verbesserung des Kleinklimas insbesondere 
an heißen Sommertagen bei. Diese Fallwinde können je-
doch nur wirksam werden, wenn die vorhandenen "Frisch-
luftschneisen" im Siedlungsgebiet nicht zugebaut werden. 

Die Aussagen, dass eine bauliche Nachverdichtung tendenziell 
ungünstige Auswirkungen auf das Stadtklima (Bioklima) hat 
und dass im Stadtklimagutachten 2015 für die Heidelberger 
Südstadt eine weitere Verdichtung nicht empfohlen wird, sind 
zutreffend. Im konkreten Fall des B-Plan-Gebiets MTV-Nord er-
folgt die Nachverdichtung jedoch nur in Innenblock-Bereichen, 
so dass die – vor allem über die Ost-West-verlaufenden Stra-
ßentrassen gewährleistete – Durchlüftung des Stadtteils nicht 
beeinträchtigt wird und die bioklimatischen Auswirkungen der 
Nachverdichtungen nur im Innenblockbereich selbst kleinräu-
mig wirksam sind und durch Maßnahmen wie Dachbegrünung 
und Schaffung von zusätzlichem Grünvolumen (hochstämmige 
Bäume) auf den Freiflächen weiter minimiert, unter Umständen 
sogar verbessert werden. Eine ergänzende Riegelbebauung 
zur Römerstraße schirmt die Innenblockbereiche vor verkehrs-
bedingten Emissionen ab und ist daher nicht nur unter biokli-
matischen, sondern auch unter lufthygienischen und lärm-
schutztechnischen Aspekten positiv zu bewerten. 
Nach dem Grundsatz „Innenentwicklung vor Außenentwick-
lung“ besteht im Bereich des Bebauungsplans die Möglichkeit, 
durch Nachverdichtung zusätzlichen Wohnraum zu schaffen, 
ohne die für die gesamte Südstadt bioklimatisch wichtigen gro-
ßen Ausgleichsflächen (Stadtwald im Osten, Sport- und Gar-
tenflächen im Westen) und Durchlüftungsbahnen zu beein-
trächtigen. Die bioklimatischen Auswirkungen durch den Be-
bauungsplan sind in der Gesamtbetrachtung daher überwie-
gend positiv/neutral zu bewerten. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Auch diese klimatischen Randbedingungen bleiben im vor-
liegenden Bebauungsplan durch die angestrebte hohe 
Baudichte, die in MTV Nordost die vorhandenen größeren 
Grünflächen völlig zerstört, wie auch durch die Anordnung 
und Größe der Baukörper als würfelartige Bebauung unbe-
rücksichtigt. 

45.2 Die Begründung des Bebauungsplanes zur Wohnraumana-
lyse (Kapitel 4.5) mit der Aussage  
" Die quantitativen Ergebnisse der Studie zeigen, dass die 
Fertigstellung der Bahnstadt und die Neunutzung der 
Wohngebäude auf den vormals vom US Militär genutzten 
Konversionsflächen den Heidelberger Wohnungsmarkt nur 
vorübergehend entlasten werden. Noch vor 2020 ist wieder 
mit einer erhöhten Anspannung des Wohnungsmarktes zu 
rechnen, ... "  
ist nicht fundiert und auch nicht belegt in den beigefügten 
Unterlagen und kann mit nachfolgenden Zahlen aus der 
letzten Wohnraumbedarfsanalyse für Heidelberg widerlegt 
werden: Heidelberg verfügt über genügend Potential für die 
Schaffung von preisgünstigem Wohnraum auch ohne die 
hier geplante umweltfeindliche dichte Bebauung. Verwie-
sen wird auf die Wohnbedarfsanalyse Heidelberg 2030. In 
einer Tabelle wird deutlich gemacht, dass sich ein echter 
Zusatzbedarf mit entsprechendem Flächenbedarf von 
2.400 Wohnungen ergibt. Dafür werden rd. 50 ha benötigt. 
Das im „Modell Räumliche Ordnung 2007“ ausgewiesene 
Entwicklungspotenzial liegt mit 67 ha, davon rd. 44 ha im 
innerstädtischen Bereich um 17 ha darüber, ohne die Kon-
versionsflächen von 180 ha einzubeziehen. 

Die Wohnraumbedarfsanalyse Heidelberg 2030 weist einen 
Neubedarf von 6.200 WE aus. Die ermittelte Größe setzt sich 
aus einem Ersatzbedarf (3.800 WE) und einem Zusatzbedarf 
(2.400 WE) zusammen. 
Flächenangaben sind in der Bilanz nicht enthalten. 
Die Annahme, dass die Wohnraumbedarfsanalyse lediglich ei-
nen „echten“ Zusatzbedarf von 2.400 Wohneinheiten ergebe, 
ist falsch. Der Verfasser / die Verfasserin unterstellt, dass der 
Ersatzbedarf von 3.800 Wohneinheiten in vollem Umfang auf 
bestehenden Liegenschaften realisiert werden kann. Dies ist 
jedoch nicht generell der Fall. In der Kategorie „Abgänge“ ge-
hören auch Wohneinheiten, die nicht am Ort ersetzt werden, 
wie beispielsweise die Zusammenlegung von Wohnungen. 
In der Wohnraumbedarfsanalyse Heidelberg 2030 wird der 
Wohnungsbedarf ermittelt, welcher über die Bahnstadt Konver-
sionsflächen hinaus besteht. Die Vorhaben werden dabei als 
bereits realisiert in die Kalkulation aufgenommen. Der Ver-
gleich mit der Flächenkulisse des „Modell Räumliche Ordnung“ 
ist insofern falsch, da das genannte Entwicklungspotential von 
67 ha Flächen in der Bahnstadt in einer Größenordnung von 
30 ha beinhaltet und diese somit doppelt berücksichtigt wer-
den. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

45.3 Es wird kritisiert, dass mit der Realisierung des Bebau-
ungsplanes mindestens 96 Wohnungen mit circa 10.000 
qm Wohnfläche in MTV Nordost zerstört werden, die bei 
entsprechender Modernisierung schnell als preisgünstiger 
Wohnraum gerade für junge Familien zur Verfügung ste-
hen könnten. 
Im wohnungspolitischen Konzept fehlen klare Aussagen, 
wie das Ziel "Schaffung von bezahlbarem Wohnraum" 
langfristig umgesetzt werden kann. Es ist nur zu vermuten, 

Das wohnungspolitische Konzept der Stadt Heidelberg ist Be-
standteil des Masterplans Südstadt. Es überführt die qualitati-
ven Handlungsziele der Leitlinie ‚Wohnen’ für die Konversion in 
quantitative Vorgaben, die Bestandteil des Masterplans Süd-
stadt wurden. 
Vor dem Hintergrund des in den letzten Jahren deutlichen 
Preisanstiegs bei Neuvermietungen aber auch vor allem im Be-
stand und der damit verbundenen Verdrängung von Haushal-
ten mit unterem und mittlerem Einkommen aus der Kernstadt 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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dass die vorgesehene Konzeption auf unterschiedlichen 
zur Anwendung kommenden Förderstrategien basiert (För-
derung der Familien, Förderung der Bauherren mit zeitlich 
begrenztem Bindungszwang bei der Vermietung), deren 
Wirkung nach circa 10 Jahren in der Regel verpufft sein 
wird und der Wohnungsbestand dem Spiel der Marktkräfte 
ausgesetzt werden kann. Mit der geplanten Bebauung wird 
das Ziel, langfristig und damit nachhaltig preisgünstigen 
Wohnraum für Bevölkerungsschichten mit niedrigem und 
mittlerem Einkommen zu schaffen und zu sichern verfehlt. 
Diese wäre der Fall, wenn das ganze Areal in städtischem 
Eigentum bliebe und auf Basis von Erbpacht bebaut wer-
den würde. Eine weitere Möglichkeit bestünde darin, die 
Wohngebäude in MTV Nord einschließlich Nordost (kein 
Abriss) in städtisches Eigentum zu übernehmen, zu sanie-
ren und dauerhaft als preisgünstigen Wohnraum vorzuhal-
ten. Entsprechende Untersuchungen wurden gar nicht erst 
vorgenommen. 
Einen gravierenden Mangel stellt die vorgesehene Auftei-
lung der Wohnräume in MTV Nordost dar, das komplett 
neu gebaut werden soll: die preiswertesten Wohnungen 
sind entlang der mit Verkehr hoch belasteten Römerstraße 
als Schallschutzmaßnahme vorgesehen und die 30 % Ei-
gentumswohnungen mit sofortiger Vermarktung in deutlich 
kleineren Wohngebäuden entlang der Kirschgartenstraße. 
Es wird die Frage gestellt, welche Interessen im Vorder-
grund stehen. 

hat der Oberbürgermeister im April 2013 ein Bündnis für Woh-
nen zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum initiiert und öf-
fentlich um Mitstreiter geworben. Insbesondere auf den Kon-
versionsflächen ergibt sich die Chance, Wohnraum bereitzu-
stellen, der für einen Großteil der Gesellschaft bezahlbar ist 
und der weiteren Abwanderung von Familien ins Umland ent-
gegenwirkt. 
Diesem Bündnis haben sich mehrere Wohnungsunternehmen 
und Genossenschaftsbanken angeschlossen, die die Wohn-
bauflächen der Konversionsfläche in der Südstadt nach den 
vorgegebenen Zielen der Stadt entwickeln möchten. Die Fest-
legungen im Masterplan Südstadt dienen dazu, die städtischen 
Ziele der Stadt zu definieren. Das Bündnis hat diese aufgegrif-
fen und sich verpflichtet, die Ziele der Stadt, insbesondere die 
Schaffung von bezahlbarem Wohnraum nachhaltig umzuset-
zen. Aus Sicht der Verwaltung kann das Ziel Schaffung von be-
zahlbarem Wohnraum bestmöglich nur erreicht werden, wenn 
die Flächen von einem Partner entwickelt werden, der durch 
mögliche Synergieeffekte tragfähige, wirtschaftliche Gesamtlö-
sungen anbieten kann und dabei auch das wichtige Ziel der 
Durchmischung garantiert. Hinzu kommt, dass ein Mix aus un-
terschiedlichen Wohnungsgrößen erforderlich ist und auch bar-
rierefreie Wohnungen hergestellt werden sollen, was mit einer 
Sanierung der Bestandsgebäude nicht im preisgünstigen Seg-
ment hergestellt werden konnte. 

45.4 Eine echte Schallschutzmaßnahme wäre die Tieferlegung 
und Deckelung der Römerstraße im Bereich zwischen Si-
ckingen- und Feuerbachstraße. Diese Variante einer wirk-
lich zukunftsfähigen Stadtentwicklung mit der Schaffung ei-
nes Quartiers mit hoher Wohnqualität und der Möglichkeit, 
ein attraktives Stadtteilzentrum zu bilden, wurde nicht hin-
reichend untersucht. 

Im Rahmen der zweiten Phase des dialogischen Planungspro-
zesses war der Verkehr Thema in insgesamt fünf Bürgerforen 
und einem Stadtteilgespräch. Weiterhin wurden für die Gestal-
tung der Römerstraße verschiedene Variantenuntersuchungen 
von der Fachplanung (PTV Group), die näher untersucht wur-
den, zu der auch die Tunnellösung gehörte. Die Tunnellösung 
wurde in der weiteren Planung nicht weiter verfolgt, da sie sehr 
aufwendig ist und mit hohen Investitions- und Betriebskosten 
sowie langen Planungs- und Umsetzzeiträumen verbunden ist. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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1.2 Beteiligung der Behörden 
Die Beteiligung der Behörden erfolgte mit Schreiben vom 5. Januar 2016 bis zum 10. Februar 2016 gemäß § 4 Absatz 2 Baugesetzbuch. 

Nr. TÖB (gekürzte Fassung), Schreiben / Mail vom … Abwägungsvorschlag Beschlussvor-
schlag 

1 Abwasserzweckverband Heidelberg, Schreiben vom 05.01.2016 
1.1 Zum Bebauungsplanentwurf „Südstadt - Mark-Twain-Village- 

Nord“ bestehen keine Bedenken, wenn folgende Punkte be-
achtet werden: 

Siehe Abwägungsvorschlag 1.2 bis 1.3. Siehe Be-
schlussvorschlag 
1.2 bis 1.3. 

45.5 Die in der Begründung in Kapitel 8.1.2 zum Maß der bauli-
chen Nutzung genannten städtebaulichen Erfordernisse bei 
gleichzeitiger Gewährleistung der Umsetzung des woh-
nungspolitischen Konzeptes, sind nicht nachvollziehbar be-
legt und somit ist die deutliche Erhöhung der Geschossflä-
chenzahl auf der Westseite auf GFZ 0,9 beziehungsweise 
1,05 und der Ostseite eine GFZ zwischen 1,2 und 1,3 für 
das Allgemeine Wohngebiet und eine deutliche Erhöhung 
der GFZ von 2,55 bis 3,8 für das Kerngebiet nicht vertret-
bar. 
Gegenwärtig weist das Gebiet entlang der Römerstraße, 
also MTV Nord, eine Siedlungsstruktur mit einer GFZ von 
circa 0,6 und einer Grundflächenzahl von 0,3 bis 0,4 auf, 
das heißt der Grünflächenanteil beträgt über 60 %. Er 
diente bisher auch der wohnungsnahen Erholung und ei-
nem urbanen Wohnen. Besonders im MTV Nordost wird er 
fast komplett zerstört und versiegelt werden. 
Die Aussage "Eine angemessene Bebauungsdichte ist er-
forderlich, um das wohnungspolitische Konzept umzuset-
zen. Damit lässt sich eine Überschreitung der zulässigen 
Obergrenze gemäß § 17 BauNVO für das allgemeine 
Wohngebiet (1,2 für WA) und das Kerngebiet (3,0 für MK) 
rechtfertigen." ist falsch, weil die Belege fehlen. § 17 
BauNVO wird hier gesetzeswidrig ausgelegt und miss-
bräuchlich angewandt. Dies stellt eine unzulässige Beu-
gung des Baurechtes dar. 

Nach dem Grundsatz „Innenentwicklung vor Außenentwick-
lung“ besteht im Bereich des Bebauungsplans die Möglichkeit, 
durch Nachverdichtung zusätzlichen Wohnraum zu schaffen. 
Wie bereits in der Begründung dargelegt, sind die städtebauli-
chen Kennwerte wie die Anzahl der Geschosse und der Ge-
schossflächenzahl notwendig, um hier wie bei der städtebauli-
chen Zielsetzung formuliert, ein urbanes Umfeld mit einer städ-
tischen Atmosphäre zu schaffen. Damit an der Rheinstraße 
eine neue Stadtteilmitte entstehen und dauerhaft bespielt wer-
den kann, ist hier baulich die Etablierung eines städtisch ge-
prägten Umfeldes notwendig. Untersuchungen haben nachge-
wiesen, dass bei bestehenden Quartieren 4 bis 5 Geschosse 
notwendig sind, damit eine städtische Atmosphäre mit einer 
Nutzungsvielfalt und soziale Mischung entstehen kann. 
Weiterhin ist der Bedarf an Wohnungen in Heidelberg groß. 
Gemäß Wohnungsbedarfsanalyse 2012 liegt das ermittelte De-
fizit bei 6.200 Wohnungen. Die quantitativen Ergebnisse der 
Studie zeigen, dass die Fertigstellung der Bahnstadt und die 
Neunutzung der Wohngebäude auf den vormals vom US Militär 
genutzten Konversionsflächen den Heidelberger Wohnungs-
markt nur vorübergehend entlasten werden. Noch vor 2020 ist 
wieder mit einer erhöhten Anspannung des Wohnungsmarktes 
zu rechnen. Vor diesem Hintergrund ist eine maßvolle Nach-
verdichtung vertretbar. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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1.2 Zur geplanten Entwässerung der im Betreff genannten Areale 
nimmt unsere Fachabteilung im Rahmen der konkreten Bauan-
träge Stellung. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

1.3 An der Einleitungsstelle des Abwassers in die öffentliche Kana-
lisation sind die Vorschriften der Abwassersatzung der Stadt 
Heidelberg insbesondere die Grenzwerte nach § 5 Absatz 2 
einzuhalten. 

Im Rahmen der Bauantragsstellung ist die Einhaltung der Vor-
schriften der Abwassersatzung der Stadt Heidelberg zu prü-
fen. Regelungen sind in diesem Bebauungsplan hierzu nicht 
zu treffen. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

    2 Gemeinde Heddesheim, Mail vom 11.01.2016 
2.1 Seitens der Gemeinde Heddesheim werden keine Bedenken 

gegen die Planungen vorgetragen. 
Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist kein Be-

schluss notwen-
dig. 

    3 Netze BW GmbH, Mail vom 11.01.2016 
3.1 Der im Bebauungsplan ausgewiesene Planbereich liegt nicht 

im Versorgungsbereich, es sind hier keine Versorgungsanla-
gen der Netze BW GmbH vorhanden 

Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist kein Be-
schluss notwen-
dig. 

    4 Bundeswehr, Mail vom 12.01.2016  
4.1 Die Stellungnahme vom 27.08.2015 wird aufrecht erhalten 

(siehe 4.2). 
Siehe Abwägungsvorschlag zu 4.2. Beschlussvor-

schlag zu 4.2. 
4.2 Der Standort der geplanten Maßnahme befindet sich im Bau-

schutzbereich des Flugplatzes Heidelberg. Momentan läuft das 
Entwidmungsverfahren für den Flugplatz zur Aufhebung des 
Bauschutzbereiches. Der Flugplatz ist für eine zivile Nutzung 
nicht mehr vorgesehen. 
Der geplanten Maßnahme wird bis zu einer maximalen Bau-
höhe von 30 m über Grund zugestimmt. Im weiteren Verfahren 
ist das Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienst-
leistungen der Bundeswehr erneut zu beteiligen. 

Mit Mail vom 14.07.2016 übermittelte das Luftfahrtamt der 
Bundeswehr an die Stadt Heidelberg, dass die Flugplatzeigen-
schaft des US-Flugplatzes Heidelberg und des Bauschutzbe-
reiches aufgehoben sind. Eine Abwägung erübrigt sich damit. 

Es ist kein Be-
schluss erforder-
lich. 

    5 terranets bw GmbH, Mail vom 12.01.2016 
5.1 In dem Bebauungsplangebiet liegen keine Anlagen der terra-

nets bw GmbH. Von dieser Maßnahme ist die terranets bw 
GmbH nicht betroffen. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist kein Be-
schluss notwen-
dig. 

    6 Gemeinde Edingen-Neckarshausen, Schreiben vom 14.01.2016 
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6.1 Belange der Gemeinde Edingen-Neckarhausen sind nicht be-
rührt. Auf eine inhaltliche Stellungnahme wird deshalb verzich-
tet. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist kein Be-
schluss notwen-
dig. 

    7 Stadt Mannheim, Schreiben vom 14.01.2016 
7.1 Die öffentlichen Belange der Stadt Mannheim werden durch 

den Bebauungsplan nicht berührt. Es werden keine Bedenken 
und Anregungen in das Planverfahren eingebracht. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist kein Be-
schluss notwen-
dig. 

    8 Unitymedia BW GmbH, Mail vom 14.01.2016 
8.1 Im Planbereich liegen Versorgungsanlagen der Unitymedia BW 

GmbH, die von den geplanten Straßenbaumaßnahmen berührt 
werden. Das Bauvorhaben wurde an die zuständige Fachabtei-
lung zur Prüfung weitergeleitet. 

Von Seiten der Fachabteilung wurde keine weitergehende 
Stellungnahme abgegeben. Die Tiefbauarbeiten werden in der 
Regel abgestimmt. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

    9 Amprion GmbH, Mail vom 15.01.2016 
9.1 Gegen einen Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan in der 

vorliegenden Fassung bestehen keine Bedenken. Diese Stel-
lungnahme betrifft nur die von Amprion GmbH betreuten Anla-
gen des 220- und 380-kV-Netzes. Es wird davon ausgegan-
gen, dass bezüglich weiterer Versorgungsleitungen die zustän-
digen Unternehmen beteiligt wurden. 

Die zuständigen Unternehmen wurden beteiligt. Es ist keine 
Abwägung erforderlich. 

Es ist kein Be-
schluss notwen-
dig. 

    10 Rhein-Neckar-Kreis, Gesundheitsamt, Schreiben vom 15.01.2016 
10.1 Gegen das Bebauungsplanverfahren bestehen grundsätzlich 

keine Bedenken, wenn die in der Begründung unter 7.1 (Be-
lange gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse) und Vorkeh-
rungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (Be-
gründung 8.1.12) gemachten Ausführungen berücksichtigt wer-
den. 

Es wird davon ausgegangen, dass die im Bebauungsplan fest-
gesetzten aktiven und passiven Schallschutzmaßnahmen von 
den jeweiligen Bauherren umgesetzt werden. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

10.2 Die ehemalige amerikanische High-School soll für schulische 
Zwecke weitergenutzt werden. Wir gehen davon aus, dass die 
die hygienischen Anforderungen an den praktischen Schulbe-
trieb geprüft wurden/werden (Leitfaden für die Innenraumhygi-
ene in Schulgebäuden des Umweltbundesamtes). 

Die hygienischen Anforderungen an den praktischen Schulbe-
trieb werden nicht mit dem Bebauungsplanverfahren geregelt. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

10.3 Falls weitere öffentliche Einrichtungen (Kindertagesstätten u.ä.) 
im Bebauungsgebiet vorgesehen werden, sollte bei konkreten 

Die Aussage betrifft nicht das Bebauungsplanverfahren. Die Stellung-
nahme wird zur 
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Planungsschritten das Gesundheitsamt in die Bauplanung mit 
einbezogen werden. 

Kenntnis genom-
men. 

10.4 Im Planungsgebiet sind drei neue Versorgungsanlagen für 
Elektrizität (Trafostationen) vorgesehen (8.1.8 Versorgungsan-
lagen). Es ist darauf zu achten, dass unter dem Vorsorgeas-
pekt der Einfluss der elektromagnetischen Felder auf die Be-
bauung und das Umfeld Berücksichtigung findet. 

Für die Errichtung und Betrieb von Trafostationen enthält die 
26. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes Anforderungen zum Schutz der Allgemeinheit 
und der Nachbarschaft. Diese wirkt unabhängig vom Bebau-
ungsplan und ist allgemein anzuwenden. Weitergehende Re-
gelungen sind im Bebauungsplan nicht zu treffen. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

    11 Polizeipräsidium Mannheim, Schreiben vom 18.02.2016 
11.1 Es werden keine weiteren Anregungen beziehungsweise Ver-

besserungen vorgebracht. 
Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist kein Be-

schluss notwen-
dig. 

    12 RP Karlsruhe, Straßenwesen und Verkehr, Schreiben vom 18.01.2016 
12.1 Es werden keine weiteren Anregungen vorgebracht Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist kein Be-

schluss notwen-
dig. 

    13 Deutsche Telekom, Schreiben vom 18.01.2016 
13.1 Zur Planung wurde zum Verfahrensstand der frühzeitigen Be-

teiligung Stellung genommen (siehe ab Punkt 13.5). Diese 
Stellungnahme gilt mit folgender Änderung weiter: 

Siehe Abwägungsvorschlag zu 13.2 bis 13.11. Siehe Stellung-
nahme zu 13.2 
bis 13.11. 

13.2 Im erweiterten Bereich des Plangebietes (John-Zenger-Straße) 
befinden sich ebenfalls im Langeplan eingezeichneten Tele-
kommunikationsanlagen der Telekom die gesichert bezie-
hungsweise verlegt werden müssen. Nach dem Planentwurf 
steht die bisherige Verkehrsfläche auf den Flurstücken 2591 
und 2592, in der sich Telekommunikationslinien befinden, künf-
tig nicht mehr als öffentlicher Verkehrsweg zur Verfügung. 
Wir bitten Sie deshalb zur Sicherung der Telekommunikations-
anlagen der Telekom, die betroffenen Flächen mit einem Lei-
tungsrecht zugunsten der Telekom Deutschland als zu belas-
tende Fläche gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 21 BauGB festzu-
setzen und die Eintragung einer beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeit zu Gunsten der Telekom Deutschland GmbH im 

Es wird davon ausgegangen, dass die Bestandleitungen be-
reits gesichert sind. Es stehen (private) Gehwege zur Lei-
tungsverlegung zu den angrenzenden Wohngebäuden zur 
Verfügung. Die Eintragung von Dienstbarkeiten sind, sofern 
notwendig, zwischen dem Dienstbarkeitgeber und –nehmer zu 
vereinbaren. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 
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Grundbuch mit folgendem Wortlaut zu veranlassen: "Be-
schränkte persönliche Dienstbarkeit für die Telekom Deutsch-
land GmbH, bestehend in dem Recht auf Errichtung, Betrieb, 
Änderung und Unterhaltung von Telekommunikationslinien, 
verbunden mit einer Nutzungsbeschränkung." 

13.3 Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über 
Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanla-
gen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswe-
sen, Ausgabe 1989; siehe insbesondere Abschnitt 3, zu beach-
ten. 

In der Festsetzung Nummer 10 ist bereits aufgenommen, dass 
bei Baumpflanzungen ein Wurzelschutz vorzusehen ist. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

13.4 Bei der Bauausführung ist die Kabelschutzanweisung der Tele-
kom zu beachten. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

13.5 Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen der 
Telekom, die gesichert beziehungsweise verlegt werden müs-
sen. Nach dem Planentwurf liegen Telekommunikationsanla-
gen der Telekom nicht in öffentlichen Verkehrsflächen, die zur 
Aufrechterhaltung der örtlichen, regionalen und überregionalen 
Telekommunikationsversorgung unbedingt weiterhin benötigt 
werden. 
Wir bitten Sie deshalb zur Sicherung der im Plan markierten 
Telekommunikationsanlagen der Telekom, die betroffenen Flä-
chen mit einem Leitungsrecht zugunsten der Telekom Deutsch-
land als zu belastende Fläche gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 21 
BauGB festzusetzen und die Eintragung einer beschränkten 
persönlichen Dienstbarkeit zu Gunsten der Telekom Deutsch-
land GmbH, im Grundbuch zu veranlassen. 

Siehe Abwägungsvorschlag zu 13.2. Siehe Be-
schlussvorschlag 
zu 13.2. 

13.6 Zur Versorgung des Plangebiets mit Telekommunikationsinfra-
struktur durch die Telekom ist die Verlegung neuer Telekom-
munikationslinien erforderlich. Um rechtzeitig vor Straßenbau-
maßnahmen Absprachen bezüglich eines koordinierten, wirt-
schaftlichen Bauablaufs vornehmen zu können, wird gebeten, 
sich so früh wie möglich, spätestens jedoch 6 Wochen vor Aus-
schreibungsbeginn, sich in Verbindung zu setzen. 

Die Tiefbauarbeiten werden in der Regel mit den zuständigen 
Behörden abgestimmt. Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 
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13.7 Im Baugebiet werden Wohnwege nicht als öffentliche Ver-
kehrswege gewidmet. Diese Flächen müssen zur Erschließung 
der anliegenden Grundstücke mit Telekommunikationsinfra-
struktur zur Verfügung stehen. Zur Sicherung der Telekommu-
nikationsversorgung wird gebeten, in den Wohnwegen Flächen 
nach § 9 Absatz 1 Nummer 21 BauGB als mit einem Leitungs-
recht zu Gunsten der Telekom Deutschland als zu belastende 
Fläche festzusetzen. Da diese Kennzeichnung alleine das 
Recht zur Verlegung und Unterhaltung nicht begründet, muss 
in einem zweiten Schritt die Eintragung einer beschränkten 
persönlichen Dienstbarkeit im Grundbuch erfolgen. 

Siehe Abwägungsvorschlag zu 13.2. Siehe Be-
schlussvorschlag 
zu 13.2. 

13.8 In der Römer-, Rhein-, Elsa-Brändström- und Mark-Twain-
Straße befinden sich umfangreiche Telekommunikationsanla-
gen mit Lichtwellenleiter. In der Römerstraße befinden sich zu-
dem die 3 Kabelschächte. Außerdem befinden sich 3 Kabelver-
zweiger im Planbereich. Diese Anlagen sind nur mit unverhält-
nismäßig hohen Kosten zu verlegen. Es wird gebeten, die Pla-
nung so auf diese Anlagen abzustimmen, dass eine Verlegung 
möglichst vermieden wird. 

Die Tiefbauarbeiten werden in der Regel mit den zuständigen 
Behörden abgestimmt. Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

13.9 Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über 
Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanla-
gen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswe-
sen, Ausgabe 1989 zu beachten. 

Siehe Abwägungsvorschlag zu 13.3. Siehe Stellung-
nahme zu 13.3. 

13.10 Einer Überbauung der Telekommunikationsanlagen der Tele-
kom – insbesondere in der Römer-, Rhein,- Elsa-Brändström- 
und Mark-Twain-Straße – wird nicht zugestimmt, weil dadurch 
der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung verhindert wird und 
ein erhebliches Schadensrisiko für die Telekommunikationslinie 
der Telekom besteht. 

Die Tiefbauarbeiten werden in der Regel mit den zuständigen 
Behörden abgestimmt. Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

    14 Gascade Gastransport GmbH, Schreiben vom 19.01.2016 
14.1 Die Stellungnahme wird auch im Namen und Auftrag der Anla-

genbetreiber WINGAS GmbH, NEL Gastransport GmbH sowie 
OPAL Gastransport GmbH & Co. KG abgebeben. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist kein Be-
schluss notwen-
dig. 
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14.2 Anlagen der Gascade sowie der in 14.1 genannten Betreiber 
sind zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht betroffen. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist kein Be-
schluss notwen-
dig. 

14.3 Im Plangebiet können sich Kabel und Leitungen anderer Be-
treiber befinden. Diese Betreiber sind gesondert zur Ermittlung 
der genauen Lage der Anlagen und eventuellen Auflagen an-
zufragen 

Die zuständigen Unternehmen wurden beteiligt. Es ist keine 
Abwägung erforderlich. 

Es ist kein Be-
schluss notwen-
dig. 

    15 Gemeinde Ketsch, Mail vom 19.01.2016 
15.1 Anregungen und Bedenken sind seitens der Gemeinde Ketsch 

nicht vorzubringen. 
Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist kein Be-

schluss notwen-
dig. 

    16 Gemeinde Sandhausen, Schreiben vom 19.01.2016 
16.1 Seitens der Gemeinde Sandhausen werden keine Anregungen 

vorgebracht. 
Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist kein Be-

schluss notwen-
dig. 

    17 Stadt Leimen, Schreiben vom 20.01.2016 
17.1 Seitens der Stadt Leimen werden keine Anregungen vorge-

bracht. 
Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist kein Be-

schluss notwen-
dig. 

    18 RP Freiburg, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau, Schreiben vom 27.01.2016 
18.1 Zu den rechtlichen Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Rege-

lungen, die im Regelfall nicht überwunden werden können, wird 
keine Stellungnahme abgebeben. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist kein Be-
schluss notwen-
dig. 

18.2 Zu beabsichtigte eigenen Planungen und Maßnahmen, die den 
Plan berühren können, wird keine Stellungnahme abgebeben. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist kein Be-
schluss notwen-
dig. 

18.3 Die ingenieurgeologische Stellungnahme zur Konversionsflä-
che Südstadt vom 13.11.2014 umfasst das Plangebiet und be-
sitzt weiterhin Gültigkeit. In der Stellungnahme wird darauf hin-
gewiesen, dass mit einem kleinräumig deutlich unterschiedli-
chen Setzungsverhalten des Untergrundes zu rechnen ist. Ge-
gebenenfalls vorhandene organische Anteile können zu zu-
sätzlichen bautechnischen Erschwernissen führen. Der Grund-
wasserflurabstand kann bauwerksrelevant sein. Mit lokalen 

Gemäß § 13 LBO BW müssen bauliche Anlagen standsicher 
sein. Die bekannten Verfüllungen im Plangebiet liegen außer-
halb privater Flächen. Es obliegt den jeweiligen Bauherren, 
diese Standsicherheit zu gewährleisten und den Empfehlun-
gen zur Beauftragung objektbezogener Baugrunduntersuchun-
gen zu folgen. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 
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Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die gegebenenfalls 
nicht zur Lastabtragung geeignet sind, ist zu rechnen. Bei et-
waigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planun-
gen oder von Bauarbeiten werden objektbezogene Baugrund-
untersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 beziehungsweise DIN 
4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass im Anhörungsverfahren 
des Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB ) 
als Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische Prüfung 
vorgelegter Gutachten oder Auszügen daraus erfolgt. 

18.4 Zur Planung sind aus bodenkundlicher und rohstoffgeologi-
scher Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzu-
tragen. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist kein Be-
schluss notwen-
dig. 

18.5 Auf die Lage des Plangebietes innerhalb eines Wasserschutz-
gebietes und die Bestimmungen der Rechtsverordnung wird 
verwiesen. 

Im Kapitel 8.3.2 der Begründung wird auf die Wasserschutz-
gebietszone und die Bestimmungen der Rechtsverordnung 
bereits verwiesen. Es ist keine weitergehende Abwägung er-
forderlich. 

Es ist kein Be-
schluss notwen-
dig. 

18.6 Gegen die Planung bestehen von bergbehördlicher Seite keine 
Einwendungen. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist kein Be-
schluss notwen-
dig. 

18.7 Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftli-
chen Naturschutzes nicht tangiert. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist kein Be-
schluss notwen-
dig. 

18.8 Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem 
bestehenden Geologischen Kartenwerk, eine Übersicht über 
die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage des 
LGRB entnommen werden. Des Weiteren wird auf das LGRB-
Mapserver Geotop-Kataster verwiesen, welches im Internet ab-
gerufen werden kann 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

    19 RP Karlsruhe, Referat Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz, Mail vom 28.01.2016 
19.1 Von der höheren Raumordnungsbehörde werden zum aktuel-

len Planentwurf keine Anregungen vorgetragen. 
Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist kein Be-

schluss notwen-
dig. 

    20 Stadt Ladenburg, Schreiben vom 28.01.2016 
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20.1 Seitens der Stadt Ladenburg werden keine Bedenken gegen 
die Planungen vorgetragen. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist kein Be-
schluss notwen-
dig. 

    21 Deutsche Bahn Immobilien, Schreiben vom 02.02.2016 
21.1 Dem Entwurf des Bebauungsplanes wird unter Beachtung der 

folgenden Punkte zugestimmt: 
Siehe Abwägungsvorschlag zu 21.2 bis 21.5. Siehe Be-

schlussvorschlag 
zu 21.2 bis 21.5. 

21.2 Der Lärmschutz wird in Form einer Kombination aus Lärm-
schutzwand und einem Lärmschutzwall ausgeführt. Beigefügt 
ist als Bild ein Ausschnitt aus dem städtebaulichen Entwurf mit 
Darstellung des Lärmschutzwalls und der Lärmschutzland-
schaft. 

Siehe Abwägungsvorschlag zu 21.3 bis 21.5. Siehe Abwä-
gungsvorschlag 
zu 21.3 bis 21.5. 

21.3 Entlang des Radweges ist in Verlängerung der Lärmschutz-
wand ein Zaun zur Abgrenzung zu den Bahnanlagen zu errich-
ten, da der Lärmschutzwall auch als Spielfläche für Kinder die-
nen soll. Der Zaun ist hinreichend stabil auszuführen. 
Der Zaun muss ferner über eine Tür auf Höhe des südlichen 
Fußes der Lärmschutzlandschaft verfügen, um die Zugänglich-
keit des Gleisbereiches für die Instandhaltung gewährleisten. 
Die Tür ist verschließbar auszuführen und das Schließformat 
abzustimmen. 
Gemäß der Zusammenfassung der Stellungnahmen der TÖB 
wird die bisher geforderte Einzäunung umgesetzt, war aber we-
der planerisch noch textlich nachvollziehbar. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und bei der 
weiteren Planung berücksichtigt. Aus § 9 BauGB ergibt sich 
keine Rechtsgrundlage, eine solche Einzäunung festzusetzen. 
Dieses ist in den nachfolgenden Verfahren zu regeln. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

21.4 Die bisherigen Vorgaben zur Stellungnahme der DB Netz AG 
sind zu berücksichtigen. 

Siehe Abwägungsvorschlag zu 21.5 bis 21.9. Siehe Be-
schlussvorschlag 
zu 21.5 bis 21.9. 

21.5 Kommunen sind verpflichtet, bei der Planung Vorkehrungen 
zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen zu treffen. 
Dies wurde hier durch die Planung einer Schallschutzwand und 
passivem Schallschutz getan. Ob dies gegen den Schienenver-
kehrslärm ausreicht, kann die DB AG nicht beurteilen. Die 
Lärmschutzwand ist, anders als im Bebauungsplan dargestellt, 
auf dem Grundstück der Stadt zu erstellen, so dass sie ohne 

Der Lärmschutz wird durch die Kombination aus Lärmschutz-
wand und Lärmschutzwall gewährleistet. Zum Bau der Lärm-
schutzwand wird die Deutsche Bahn im Baugenehmigungs-
verfahren beteiligt. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 
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Beeinflussung der Bahn errichtet und instandgehalten werden 
kann. 

21.6 Es ist grundsätzlich eine Auflage zur Einfriedung im Sinne der 
Sicherheit zu den Bahnanlagen zu errichten. Dies resultiert aus 
den angezeigten künftigen Nutzungen mit Sport- und Spielan-
lagen. Dabei sind die Einfriedungen bei Notwendigkeit so aus-
zubilden, dass sie als Absturzsicherung und zum Abhalten von 
beispielsweise Bällen dienen. Bezüglich der Aufstellung gelten 
die gleichen Bedingungen wie für die Lärmschutzwand. 
Es ist ebenfalls zu prüfen, ob für dort abgestellte Fahrzeuge/ 
Pkw, Absturzsicherungen aus dem Bahnregelwerk erforderlich 
sind. Dafür muss ein entsprechender Nachweis erbracht wer-
den. 

Es gehört zur gängigen Praxis, dass die Fachplaner angewie-
sen sind, die entsprechenden DIN-Normen zur Anlage von 
Spielplätzen, Sportplätze, Freianlagen für Spiele und Leicht-
athletik zu beachten. Zur Bahnlinie sind im Übrigen keine Ball-
spielflächen geplant. Entlang des Grundstücks der Bahn ver-
läuft ein Fuß- und Radweg. Dieser hat nicht die Funktion zum 
Abstellen von Fahrzeugen. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

21.7 An Bahnstrecken mit Zuggeschwindigkeiten bis 160 km/h sind 
nach der DB-Richtlinie für Baum- und Strauchpflanzungen Min-
destabstände einzuhalten. Es können nur bestimmte Baumar-
ten gepflanzt werden. Laut Luftbild werden die an der benach-
barten Bahnstrecke befindlichen Signale durch Baumpflanzun-
gen nicht betroffen. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist kein Be-
schluss erforder-
lich. 

21.8 Bei der Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen in 
der Nähe der Bahn (beispielsweise Leuchtwerbung, Beleuch-
tung von Parkplätzen) ist darauf zu achten, dass Blendungen 
der Triebfahrzeugführer sowie Verfälschungen, Überdeckun-
gen oder Vortäuschungen von Signalbildern ausgeschlossen 
sind. 

Es ist nicht davon auszugehen, dass sich mit dem Wechsel 
von einer militärischen zu einer zivilen Nutzung der an der 
Bahn angrenzenden Flächen, die von ihrer Art grundsätzlich 
gleichbleibt (Freizeitfläche, Wohn- und Schulnutzung) es zu 
den beschriebenen Beeinträchtigungen kommen wird. Der Be-
bauungsplan regelt nicht die Planung von Lichtzeichen und 
Beleuchtungsanlage. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

21.9 Die DB Kommunikationstechnik GmbH weist darauf hin, dass 
sich im öffentlichen Bereich der zur Bahn parallel verlaufenden 
Straße ein erdverlegtes Streckenfernmeldekabel (F 4000) der 
DB Netz AG befindet. Dieses Kabel darf nicht überbaut werden 
und muss jederzeit zur Wartung und Instandhaltung freigehal-
ten werden. 

Die bestehende Straße ist im Entwurf als öffentliche Verkehrs-
fläche festgesetzt. Sofern die Deutsche Bahn Kabel auf öffent-
licher Fläche verlegt, obliegt die dingliche Sicherung bei der 
Deutschen Bahn. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

    22 VRN, Mail vom 03.02.2016 
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22.1 Es liegen zu den Planungen von Seiten der VRN GmbH keine 
Einwände vor. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist kein Be-
schluss notwen-
dig. 

    23 BUND, Schreiben vom 04.02.2016 
23.1 Der gesamte Kreuzungsbereich Römerstraße/Rheinstraße ist 

im Bebauungsplan als Verkehrsfläche besonderer Zweckbe-
stimmung "Fußgängerbereich" festzusetzen und gestalterisch 
deutlich von den zuführenden und wegführenden Straßenver-
kehrsflächen abzusetzen, etwa durch eine Aufpflasterung oder 
farbliche Gestaltung. Diese Verkehrsfläche besonderer Zweck-
bestimmung ist insbesondere dadurch gekennzeichnet, dass 
sie auch die Möglichkeiten zur Diagonalquerung der Kreuzung 
bietet. 
Eine funktionierende gute Fußgängerverbindung der beiden 
Südstadt-Teile, dem Südstadt-Zentrum und seinem Park im 
Osten und dem Südstadt-Park und den Wohngebieten im Wes-
ten, ist für die Attraktivität des Stadtteilzentrums unabdingbar. 
Die Diagonalquerung bietet dafür eine ausgezeichnete, modell-
hafte Lösung. Zum anderen leistet sie einen Beitrag zur Ver-
langsamung des Autoverkehrs auf der Römerstraße und trägt 
zur vielfach geforderten Verkehrsberuhigung bei. ln Köln, Ber-
lin, Wuppertal und Darmstadt existieren bereits solche Diago-
nalquerungen. 

Grundlage der Planungen zur Römerstraße ist ein bestands-
orientierter vierstreifiger Ausbau, da die Römerstraße weiter-
hin die Funktion als wichtige Nord-Süd-Verkehrsachse erfüllen 
muss. Mögliche Übergänge ergeben sich aus der Ausbaupla-
nung oder anderen Planungen, wie dem Projekt „Der Andere 
Plan“. Hierfür ist jedoch keine gesonderte Festsetzung not-
wendig. Die Festsetzung einer Verkehrsfläche ohne beson-
dere Zweckbestimmung bleibt bestehen. Aus dieser können 
auch Aufpflasterungen oder farbige Markierungen abgeleitet 
werden. 

Der Stellung-
nahme wird nicht 
gefolgt. 

23.2 Die Straßenverkehrsfläche der Rheinstraße ist vor dem geplan-
ten neuen Kindergarten in Gebäudebreite als Verkehrsfläche 
besonderer Zweckbestimmung "Fußgängerbereich" festzuset-
zen und deutlich von der übrigen Straßenverkehrsfläche der 
Rheinstraße abzusetzen, etwa durch eine Aufpflasterung oder 
durch farbliche Gestaltung. 
Den Kindergartenkindern und auch den anderen Quartiersbe-
wohnern soll ein gefahrloses Queren der Rheinstraße hinein in 
den Südstadt-Park und seinen Naturerfahrungsraum ermög-
licht werden. 

Entlang der Rheinstraße entsteht auf der nördlichen Seite mit 
den Parkterrassen ein hochwertiger und großzügiger Aufent-
haltsbereich. Der nördliche Gehweg (Parkterrasse) soll als 
eine breite Bewegungs- und Aufenthaltsfläche für Fußgänger 
ausgebildet werden und somit als befestigte Erweiterung des 
südlich angrenzenden Bürgerparks fungieren. Gleichzeitig ist 
die Rheinstraße als Stadtteilmitte mit gewerblicher Nutzung im 
Erdgeschoss einer gewissen Frequentierung unterzogen, die 
notwendig und sinnvoll ist. Auch übernimmt die Rheinstraße 
eine wichtige Erschließungsfunktion für das Quartier und ist 
als ÖPNV-Achse für den Bus vorgesehen. In diesem Rahmen 

Der Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 
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muss eine Geschwindigkeit von 30 km/h und eine ausrei-
chende Fahrbahnbreite von 6,50 m gewährleistet sein. 
Die Festsetzung einer Verkehrsfläche ohne besondere Zweck-
bestimmung bleibt bestehen. Aus dieser können auch Auf-
pflasterungen oder farbige Markierungen abgeleitet werden. 
Die Aufteilung der Verkehrsfläche wird mit dem Bebauungs-
plan jedoch nicht geregt und bleibt der Ausbauplanung vorbe-
halten. Mit Stand vom Herbst 2019 ist für die Rheinstraße vor-
gesehen, eine Mittelinsel und Fußgängerüberwege einzu-
bauen. 

23.3 Die gesamte Roeblingstraße sowie die gesamte vor dem 
Schulgebäude verlaufende Mark-Twain-Straße sind als Ver-
kehrsflächen besonderer Zweckbestimmung "Verkehrsberuhig-
ter Bereich" festzusetzen und als Shared-Space-Zone zu ge-
stalten. 
Diese Zone würde nicht nur der Aufnahme des im Masterplan 
Erschließung festgesetzten Fuß-und Radweges dienen, son-
dern würde ebenso eine ideale Verbindung zwischen den 
Wohnquartieren und dem Südstadt-Park und seinem Naturer-
fahrungsraum herstellen. Eine Shared-Space-Zone würde auch 
die Zugangsmöglichkeiten zum Südstadt-Park für die Schüle-
rinnen und Schüler der ehemaligen US-Schule an der Mark-
Twain-Straße verbessern. 

Shared-Space ist als Tempo 50 km/h-Zone mit gegenseitiger 
Rücksichtnahme geregelt und somit eine vollkommen andere 
Straßenraumausprägung als ein verkehrsberuhigter Bereich. 
Die konkrete Ausgestaltung der einzelnen Straßen ist nicht 
Bestandteil des Bebauungsplanverfahrens. Im Übrigen wird 
auf die Abwägung zu 23.2 verwiesen. 

Der Stellung-
nahme wird nicht 
gefolgt. 

    24 Amt für Baurecht und Denkmalschutz, Schreiben vom 05.02.2016 
24.1 Die aufgeführte Rechtsgrundlage zur Festsetzung von Bauli-

nien ist von § 23 Absatz 3 BauNVO nach § 23 Absatz 2 
BauNVO zu ändern. 

Die Rechtsgrundlage wird im Plan zum Satzungsbeschluss 
geändert. 

Der Stellung-
nahme wird ge-
folgt. 

24.2 Die aufgeführte Rechtsgrundlage zur Bauweise (E/D/H) ist von 
§ 23 Absatz 3 BauNVO nach § 22 Absatz 2 BauNVO zu än-
dern. 

Die Rechtsgrundlage wird im Plan zum Satzungsbeschluss 
geändert. 

Der Stellung-
nahme wird ge-
folgt. 

24.3 Im letzten Satz der schriftlichen Festsetzungen zu 1.1, Allge-
meine Wohngebiete (WA) sind die aktuellen Straßennamen 
und Hausnummern statt der Gebäudenummern der US-Armee 
zu benennen. 

Um die Gebäude ausreichend zu bestimmen, wird die Festset-
zung mi den neuen Adressen in der Form geändert: „In den 
nördlichen WA 1.1 ist in den Dachgeschossen der Bestandge-
bäude Feuerbachstraße 1 und 3 und Elsa-Brändström-Straße 
27 und 29 eine Wohnnutzung nicht zulässig.“ 

Der Stellung-
nahme wird ge-
folgt. 
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24.4 Im zweiten Absatz der schriftlichen Festsetzung zu - 2. Bau-
weise- sollte klargestellt werden, dass die festgesetzten Maße 
sich auf das Dach beziehen. Vorgeschlagen wird, den Satz mit 
„Dachflächen“ einzuleiten. 

Dem Hinweis wird gefolgt und die Festsetzung dahingehend 
geändert. 

Der Stellung-
nahme wird ge-
folgt. 

24.5 Der dritte Absatz der schriftlichen Festsetzung zu -2. Bau-
weise- zur Unterschreitung landesbauordnungsrechtlicher 
Festsetzungen gemäß Planeinschrieb sind nicht nachvollzieh-
bar. 

Gemeint sind die Planeinschriebe mit der Kennzeichnung 
„OAB“ und der dazugehörigen Maßangabe. In die Festsetzung 
wird zur Klarstellung aufgenommen „OAB: oberste Außen-
wandbeschränkung mit Maßangabe“. 

Der Stellung-
nahme wird in 
der beschrie-
bene Form ge-
folgt. 

24.6 Die schriftliche Festsetzung zu -3. Fläche für Gemeinbedarf- 
muss sich auf ein konkretes, seiner Art nach eindeutig festge-
legtes Vorhaben des Gemeinbedarfs beziehen. Der Begriff 
„Stadtteilbezogene Nutzung“ ist zu unkonkret. 

Die Festsetzung lautet: „Die ehemalige Chapel wird als Ge-
meinschaftsfläche für eine öffentliche, primär stadtteilbezo-
gene Nutzung festgesetzt“. 
Durch den Begriff „öffentlich“ wird bestimmt, dass die Einrich-
tung einem nicht fest bestimmten, wechselnden Teil der Be-
völkerung allgemein zugänglich sein wird. Mit dem Begriff „pri-
mär, stadtteilbezogene Nutzung“ wird festgelegt, dass die 
Chapel im Wesentlichen -stadtteilbezogen- als Einrichtung in 
den Bereichen Kultur, Bildung und Soziales zur Verfügung ste-
hen soll. Entsprechende Ausführungen sind im Entwurf der 
Begründung enthalten. Mit dieser konkretisierenden Zweckbe-
stimmung wird somit der Mindestanforderungen des § 30 Ab-
satz 1 BauGB an die Festlegung der Nutzungsart entspro-
chen.  

Der Stellung-
nahme wird in 
der beschrie-
bene Form ge-
folgt. 

24.7 Es ist nicht eindeutig, ob durch 6. Absatz zur schriftlichen Fest-
setzung zu -4. Flächen für Nebenanlagen, Garagen und Stell-
plätzen- „Private Fahrradabstellanlagen, Gerätehäuser und 
Müllsammelstellplätzen sind vorrangig in den Gebäuden oder 
in den Innenhöfen zulässig“ eine Zulässigkeitsmöglichkeit nur 
nach § 23 Absatz 5 BauNVO eröffnen oder ob die aufgeführten 
Vorhaben uneingeschränkt möglich sind. 

Zum klareren Verständnis wird die Festsetzung dahingehend 
geändert, dass das Wort vorrangig gestrichen wird. Satz der 
Festsetzung mit der Ausnahmeregelegung. Entsprechende 
Ausführungen sind im Entwurf der Begründung enthalten. 

Der Stellung-
nahme wird in 
der beschrie-
bene Form ge-
folgt. 

24.8 Festsetzung zu -6. Öffentliche Grünfläche, Spielplatz-: Die teil-
weise vorhandenen Spielplätze wie in den Innenwohnberei-
chen wurde nicht als Gemeinschaftsanlagen vorgesehen. Je-
des Bauvorhaben muss demnach private Kinderspielplätze 
nachweisen. 

Die Festsetzung zu Punkt 6, 1. Absatz bezieht sich alleinig auf 
öffentliche Grünflächen mit der Zweckbestimmung Spielplatz. 
Die Blockinnenbereiche sind als Wohnbauflächen festgesetzt. 
Die landesbauordnungsrechtlichen Bestimmungen zur Anlage 
von privaten Spielplätzen bleiben bestehen. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 
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24.9 Festsetzung zu -8. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte-: Die ent-
sprechenden Baulasten sind bereits im Rahmen des Bebau-
ungsplanverfahrens, spätestens aber bei den jeweiligen Bau-
genehmigungsverfahren zu begründen. Sofern die Baugrund-
stücke/Quartiere nicht in öffentlicher Hand bleiben, wird auf 
eventuelle sich ergebende Probleme hinsichtlich der Unterhal-
tungspflichten hingewiesen, wenn diese nicht als solche her-
ausparzelliert werden. 

Die notwendigen Leitungsrechte sind im Bebauungsplan fest-
gesetzt. Wie in der Stellungnahme beschrieben, sind spätes-
tens im jeweiligen Baugenehmigungsverfahren zu begründen. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

24.10 Gestaltungsvorschrift 1: Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 
von Gauben und Dachflächenfenster: Es wird darauf hingewie-
sen, dass aus der Genehmigungspraxis heraus aus städtebau-
lichen und stadtgestalterischen Gründen grundsätzlich eine 
maximale Gaubenbreite von 3 m sowie insgesamt maximal die 
Hälfte der Dachlänge von Gebäuden mit Gauben besetzt wer-
den können. Dachflächenfenster wurden in einer Reihe als 
Glasband allenfalls in wenigen Ausnahmefällen zugelassen. 
Gefragt wird, ob auch Giebelgauben oder nur Flachdachgau-
ben zulässig sind. 

Aufgrund der Bestandsgebäude mit Satteldächern wurden hier 
ortsspezifisch bezogen die Zulässigkeit von längeren Gauben-
längen festgesetzt, damit die vorhandenen Einschnitte der Be-
standsgauben in den Dächern sinnvoll weiterverwendet wer-
den können. Die Vorschrift bezieht sich alleinig auf Dachflä-
chenfenster und Flachdachgauben und schließt somit Gie-
belgauben aus. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

24.11 Die Gestaltungsvorschrift 2 zu Werbeanlagen wird sich im MK 
1.1 (Nahversorgung) kaum umsetzen lassen. Eine Kombination 
von Fassadenwerbung und Ausleger ist aufgrund der engen 
Regelung nicht möglich. Pylone oder Stelen sollten ausnahms-
weise möglich sein. 

Die Gestaltungsvorschrift zu Werbeanlagen entspricht dem 
des südlich angrenzenden Konversions-Bebauungsplanes, mit 
dem eine einheitliche auf den öffentlichen Raum wirkende Ge-
staltung erzielt werden soll. Werbung wird nicht grundsätzlich 
ausgeschlossen, die Wirkung der Werbung soll jedoch städte-
baulich untergeordnet bleiben. 

Die Stellung-
nahme wird nicht 
gefolgt. 

    25 Stadtwerke Heidelberg, Schreiben vom 08.02.2016 
25.1 Es wird auf die Stellungnahme mit Schreiben vom 07.09.2015 

verwiesen und um Kenntnisnahme der Stellungnahmen der 
Schreiben vom 16.07.2014 und 27.03.2013 gebeten. 

Siehe Abwägungsvorschlag zu 25.2 bis 25.10. Siehe Be-
schlussvorschlag 
zu 25.2 bis 
25.10. 

25.2 Es wird auf die vorhandene 110-kV-Kabelanlage entlang der 
Kirschgartenstraße hingewiesen. Diese liegt von Norden kom-
mend in der Philipp-Otto-Runge-Straße quert die Feuerbach-
straße, durchquert das nordöstliche Grundstück des Plangebie-
tes und verläuft entlang des Plangebietes auf der Westseite 
der Kirschgartenstraße. Für diese 110 kV-Kabelanlage ist ein 

Der Schutzstreifen der 110-kV-Kabelanlage liegt überwiegend 
im Bereich der öffentlichen Verkehrsfläche und nur zu einem 
geringen Teil auf der Wohnbaufläche. Aufgrund des schmalen 
Streifens geht das „Grau“ optisch bei einem Ausdruck neben 
der Straßen- und Leitungsrechtsbegrenzungslinie unter. Zur 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 
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Schutzstreifen von 2,50 m beidseits der Anlage im Bebauungs-
plan aufgenommen, jedoch nicht farblich "Grau" unterlegt. 

Betonung des Leitungsrechtes wurde hier mehrfach die Be-
zeichnung (LR) neben die Begrenzungslinie aufgenommen. 

25.3 Entlang der Trasse sind Baumneupflanzungen vorgesehen. 
Diesen können wir nur unter Vorbehalt und Einhaltung eines 
lichten Mindestabstands von 2,50 m (Schutzstreifen) zur 110 
kV-Kabelanlage zustimmen. Bei geringeren Abständen sind 
Schutzmaßnahmen (Wurzelschutz) erforderlich. 

Zielsetzung ist, dass die Kirschgartenstraße auf der Westseite 
eine durchgehende Baumreihe erhalten soll, die die Parkbuch-
ten unterbrechen und strukturieren. Die Baumstandorte liegen 
in einem Abstand von rund 4 m von der westlichen Schutzzo-
nenausweisung entfernt. In der Ausbauplanung ist zu prüfen, 
ob die Bäume1 m weiter östlicher gepflanzt werden können. 
Sofern dieses nicht möglich ist, ist ein Wurzelschutz bei den 
Leitungen vorzusehen. 

Die Stellung-
nahme wird in 
der beschriebe-
nen Form ge-
folgt. 

25.4 Die vorhandene 110 kV-Kabelanlage durchquert im Bereich 
Feuerbachstraße im Nordosten ein Baugrundstück. Eine Um-
verlegung der Leitung ist nicht möglich. Einer Bebauung bezie-
hungsweise Überbauung wird nur zugestimmt, wenn hierfür 
nach Vorgaben der Stadtwerke Heidelberg abgestimmte, bauli-
che Voraussetzungen geschaffen werden. Hierzu wurden be-
reits erste Gespräche geführt. 

Zwischen den künftigen Bauherren und den Stadtwerken Hei-
delberg wurde eine Lösung gefunden, mit der eine Umverle-
gung der 110 kV-Leitung nicht notwendig ist. 

Die Stellung-
nahme wird in 
der beschriebe-
nen Form ge-
folgt. 

25.5 Es wird um eine rechtzeitige Abstimmung bei Baumaßnahmen 
im öffentlichen Straßenbereich gebeten. 

Die Planungen der Stadtwerke werden stadtintern mit den an-
deren Tiefbaumaßnahmen im öffentlichen Raum abgestimmt. 

Die Stellung-
nahme wird in 
der beschriebe-
nen Form ge-
folgt. 

25.6 Wir verweisen auf die vorhandene Wasser- und Fernwärmelei-
tung im nördlichen Teil der Kirschgartenstraße/Feuerbach-
straße, diese Leitungen durchqueren das Grundstück des 
Plangebietes. 

Für die Leitungen ist im Bebauungsplan eine mit einem Lei-
tungsrecht zu belastende Fläche festgesetzt. 

Die Stellung-
nahme wird ge-
folgt. 

25.7 Da sich die Wasser- und Fernwärmeleitungen im öffentlichen 
Bereich befinden, ist ein Leitungsrecht nicht erforderlich, je-
doch ein Schutzstreifen. Der Schutzstreifen für die Wasserlei-
tung ist beidseitig 3,00 m von Leitungsaußenkante; für Fern-
wärme jeweils 2,00 m von Leitungsaußenkante. Die geplante 
Baumpflanzung ist nur mit einem lichten Mindestabstand von 
2,50 m zulässig. Zwei als zu pflanzen festgesetzte Bäume im 
östliche Teil der Feuerbachstraße am WA 2.1 halten diese Ab-
stände nicht ein. Bei geringeren Abständen sind Schutzmaß-
nahmen erforderlich. 

Im Entwurf ist gegenüber dem Vorentwurf nur noch ein Baum 
als zu pflanzen festgesetzt. In der Ausbauplanung ist zu prü-
fen, ob der Pflanzstandort des Baumes außerhalb des Schutz-
streifens verlegt werden kann. Sofern dieses nicht möglich ist, 
sind Schutzmaßnahmen zu treffen. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

Anlage 02 zur Drucksache 0390/2019/BV



"Südstadt Konversion Teil 2: Mark-Twain-Village Nord“ 55/84 
Begründung zum Abwägungs- und Satzungsbeschluss in der Fassung vom 15.11.2019 

 

 

Nr. TÖB (gekürzte Fassung), Schreiben / Mail vom … Abwägungsvorschlag Beschlussvor-
schlag 

25.8 Bei der Umsetzung dieser Maßnahme ist die Abteilung Netz-
service frühzeitig mit einzubinden 

Die Planungen der Stadtwerke werden stadtintern mit den an-
deren Tiefbaumaßnahmen im öffentlichen Raum abgestimmt. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

25.9 Weiterhin befindet sich ein Bestandsbaum (Ecke Feuerbach-
straße Süd / Römerstraße Ost) auf der Fernwärme- und Was-
serleitung. Dieser Baum ist noch vor dem 28.02.2016 zu entfer-
nen. 

Der Baum ist gemäß der Festsetzung Nummer 10 gleichwertig 
zu ersetzen. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

25.10 Das o.g. Bauvorhaben haben Sie uns zur Kenntnis gegeben. 
Sofern und soweit sich dieses an unsere Vorgaben hält, beste-
hen hier keine Einwände. Wir weisen darauf hin, dass wir für 
die Richtigkeit der eingereichten Planunterlagen und Zeichnun-
gen und deren Übereinstimmung mit unserer Planauskunft be-
ziehungsweise der tatsächlichen Lage keine Gewähr überneh-
men. Bei der Durchführung der Bauarbeiten ist die Anweisung 
zum Schutze unterirdischer Leitungen der Stadtwerke Heidel-
berg Netze GmbH zu beachten. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

    26 Gemeinde Hirschberg, Mail vom 09.02.2016 
26.1 Die Belange der Gemeinde Hirschberg werden durch die Pla-

nung nicht berührt. 
Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist kein Be-

schluss erforder-
lich. 

    27 IHK Rhein-Neckar, Schreiben vom 10.02.2016  
27.1 Die IHK Rhein-Neckar hat zum Entwurf des Bebauungsplans 

„Mark-Twain-Village-Nord“ keine weiteren Hinweise. An der 
Stellungnahme vom 27.10.2015 wird festgehalten. 

Siehe Abwägungsvorschlag zu 27.2. Siehe Be-
schlussvorschlag 
zu 27.2. 

27.2 Zum Verfahren liegt eine Stellungnahme mit Mail vom 
20.08.2015 zum Bebauungsplanverfahren vor, auf die Bezug 
genommen wird, da eine Stellungnahme vom 27.10.2015 nicht 
bekannt ist. Hier wird die gewerblichen Nutzungen in den Erd-
geschosszonen entlang der Römerstraße und der Rheinstraße 
begrüßt. Bezüglich der geplanten großflächigen Einzelhandels-
nutzung wird darauf hingewiesen, dass die Vorgaben der Lan-
des- und Regionalplanung einzuhalten sind und sichergestellt 
sein muss, dass keine negativen städtebaulichen Entwicklun-
gen eintreten. 

Die obere Raumordnungsbehörde hat zum vorgelegten Ent-
wurf des Bebauungsplanes keine Anregungen vorgetragen. 
Aufgrund der festgesetzten Nutzungsbestimmung eines Nah-
versorgers und der bisher schlecht versorgten Südstadt ist 
nicht zu befürchten, dass negative städtebauliche Entwicklun-
gen eintreten. 
Die Römerstraße bleibt weiterhin eine gut ausgebaute und 
leistungsfähige Verkehrsachse. Zugleich wird der Charakter 
der Römerstraße mit der zivilen Nachnutzung der angrenzen-
den Flächen insbesondere an den Rändern und in Verbindung 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 
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Die Römerstraße muss zwingend als gut ausgebaute und leis-
tungsfähige Verkehrsachse bestehen bleiben. 

mit dem Konzept des Projektes „Der Andere Park“ zu einer 
städtisch geprägten Straße geändert.  

    28 RNV, Schreiben vom 08.02.2016 
28.1 Die Schreiben vom 06.08.2014, 19.11.2014 und 25.02.2015 

behalten vollumfänglich ihre Gültigkeit. 
Siehe Abwägungsvorschlag zu 28.2 bis 28.6. Siehe Be-

schlussvorschlag 
zu 28.2 bis 28.6. 

28.2 Im Schreiben vom 06.08.2014 wird darauf hingewiesen, dass 
sich auf der östlichen Seite der Römerstraße die Bushaltestelle 
Saarstraße befindet. Die Bushaltestelle ist mit einem Fahrgast-
unterstand ausgestattet, der aus Platzgründen in das Grund-
stück hineinragt. Die Bushaltestelle sowie der Fahrgastunter-
stand müssen prinzipiell erhalten bleiben. Zur besseren fußläu-
figen Erreichbarkeit der Haltestelle aus dem Plangebiet, wird 
empfohlen, die Anlage eines Fußweges zu prüfen. Weiterhin 
wird empfohlen, im Zuge der Erschließung auch einen barriere-
freien Ausbau der Bushaltestelle anzustreben. 

Der aufgeführte Fahrgastunterstand liegt im Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes Mark-Twain-Village östlich der Römer-
straße. Die Stellungnahme wird im Rahmen des Bebauungs-
planes behandelt. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

28.3 Mit Schreiben 25.02.2015 wird die Einrichtung weiterer Bushal-
testellen an der Römerstraße verkehrstechnisch nicht befür-
wortet. 

Die RNV wird bei der Linien- und Haltestellenplanung beteiligt 
und kann sich in diesen Verfahren ihre Belange einbringen. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

28.4 Im Schreiben vom 19.11.2014 wurde zu den Vorbereitenden 
Untersuchungen der Konversionsfläche Mark-Twain-Village 
und Campbell Barracks keine Bedenken noch Anregungen vor-
getragen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

28.5 Zwischen Feuerbachstraße und Fabrikstraße wird eine 
Busachse durch das Mark-Twain-Village angestrebt. Verwie-
sen wird auf die Unterlagen zur verkehrlichen Untersuchung 
von PTV vom 08.01.2014 und dem Masterplan „Erschließung“. 
Die Vorzugsvariante ist eine Linienführung über die Straßen 
Feuerbachstraße, Elsa-Brändström-Straße, Mark-Twain-
Straße, Roeblingstraße und gegebenenfalls Sickingenplatz mit 
möglichst direkter Fortführung in die Fabrikstraße. Dazu muss 
an der südlichen Bebauungsplangrenze eine Verbindung zur 
Fabrikstraße (gegebenenfalls über den Sickingenplatz) vorge-

Entgegen der ursprünglichen Variante soll die Buslinienfüh-
rung durch das Gebiet entlang der Römerstraße bis zur Rhein-
straße verlaufen und über die John-Zenger-Straße auf das 
Entwicklungsband geführt werden, um darüber den An-
schlusspunkt an der Fabrikstraße zu erreichen. Die geplante 
neue Stadtteilmitte erhält dadurch eine direkte Anbindung an 
den ÖPNV. Die geänderte Linienführung hat zudem eine Ab-
biegung weniger als die vorher vorgesehene Variante. Die 
festgesetzten Straßenverkehrsflächen im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes sind ausreichend breit dimensioniert, um ei-

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 
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sehen werden. Die Fahrbeziehung muss möglichst direkt aus-
gelegt werden und sollte nur wenige Abbiegevorgänge enthal-
ten. Ebenso muss die Befahrung in beiden Fahrtrichtungen er-
folgen können. Der Begegnungsfall Bus gegen Bus muss 
durchweg möglich sein und die Straßenbreite darf nicht kleiner 
als 6,5 m ausfallen. Es wird eine Befahrung mit Gelenkbussen 
angestrebt. 

nen Begegnungsverkehr Bus / Bus zu ermöglichen. Die südli-
che Weiterführung wird in den noch durchzuführenden Bebau-
ungsplanverfahren gesichert. 

28.6 Innerhalb dieses Gebietes sollen mehrere barrierefreie Halte-
stellen angelegt werden. Die genaue Fahrbeziehung und die 
Lage der Haltestellen muss mit dem Aufgabenträger, der Stadt 
Heidelberg, noch abgesprochen werden. 
Dieses gilt auch für die Haltestellen der derzeitigen Linie 29 in 
der Römerstraße, deren Lage im Rahmen des Gesamt-Er-
schließungskonzepts gegebenenfalls verändert werden sollte. 

Der barrierefreie Umbau von Haltestellen des ÖPNV ist ge-
mäß dem Nahverkehrsplan umzusetzen. Neue Haltestellen 
werden generell barrierefrei hergestellt. Die Lage der Halte-
stellen ist mit den zuständigen Stellen abzustimmen. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

    29 Eisenbahn-Bundesamt, Schreiben vom 21.01.2016 
29.1 Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststel-

lungsbehörde für die Betriebsanlagen und die Bahnstromfern-
leitungen der Eisenbahnen des Bundes. Es prüft als Träger öf-
fentlicher Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten Pla-
nungen beziehungsweise Vorhaben die Aufgaben nach § 3 des 
Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes 
berühren. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

29.2 Es wird darauf hingewiesen, dass Flächen einer Eisenbahn 
des Bundes nicht überplant werden dürfen. Um solche Flächen 
handelt es sich, wenn 
- Grundstücke von einer Entscheidung gemäß§ 18 AEG erfasst 
worden sind, 
- das planfestgestellte Vorhaben verwirklicht worden ist, 
- die Grundstücke für Bahnbetriebszwecke tatsächlich in Dienst 
genommen worden sind. 
Aus diesem Grund sind diese Flächen aufgrund des Fachpla-
nungsprivilegs der kommunalen Planungshoheit entzogen, so-
lange sie nicht Bahnbetriebszwecken freigestellt worden sind. 
Aus den vorgelegten Unterlagen ist nicht ersichtlich, ob die Flä-
chen vor der Bahnlinie freigestellt sind. 

Bei den überplanten Flächen handelt es sich um ehemalige 
Kasernenflächen und um öffentliche Verkehrsflächen (Rad-
weg). Sie dienten nicht Bahnbetriebszwecken. Eine Freistel-
lung ist daher weder erforderlich noch notwendig. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 
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29.3 Das Eisenbahn-Bundesamt prüft nicht die Vereinbarkeit aus 
Sicht der Betreiber der Eisenbahnbetriebsanlagen und der 
Bahnstromfernleitungen. Die Betreiber dieser Anlagen sind 
möglicher Weise betroffen. Daher werden die gebotenen Betei-
ligungen empfohlen, sofern sie nicht bereits stattfinden. 

Die Betreiber wurden am Verfahren beteiligt. Die Stellung-
nahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

    30 Amt für Umweltschutz, Gewerbeaufsicht und Energie, Schreiben vom 07.03.2016 
30.1 Die Festsetzung Nummer 7 zur Nutzung erneuerbarer Ener-

gien ist zu ändern:  
In der Ermächtigungsgrundlage ist § 9 Absatz 1 Nummer 23b 
aufzunehmen. 
Der zweite Satz …. mit mehr als 10 qm Grundfläche flächende-
ckend zu bepflanzen begrünen. Ausnahmsweise sind bis zu 
40% der Grundfläche andere Materialien zulässig, wenn dies 
für die Nutzung erneuerbarer Resssourcen (Sonnenlicht, Um-
gebungstemperatur etc.) erforderlich ist. Ausgenommen hier-
von sind 30 % der Flächen für die Nutzung erneuerbarer Ener-
gien, insbesondere Solaranlagen zur Wärme- oder Stromer-
zeugung. Darüber hinaus ist auf den begrünten Flächen die 
Aufstellung von Solaranlagen mit einem Flächenanteil von 40% 
zulässig. …ist zu ändern. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. Der Stellung-
nahme wird ge-
folgt. 

30.2 Der Umweltbericht ist redaktionell zu ändern: 
- Seite 6 „Baumschutz“: Die Bäume werden nicht, wie hier be-
schrieben, über die Baumschutzsatzung freigegeben sondern 
über die Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung abgearbeitet und aus-
geglichen. 
- Seite 12: „Geologie / Boden“: Der Satz „Lediglich die Deck-
schichten der vorhandenen Straßen weisen PAK-haltiges Ma-
terial auf (Stadtplanungsamt Heidelberg 2014)." ist zu strei-
chen, da die Decksichten der vorhandenen Straßenzüge sind 
abfallrechtlich zu betrachten sind und sinngemäß mit Boden 
nichts zu tun haben. 
- Seite 20 „Vögel“: „Die übrigen streng geschützten Greifvögel 
wurden als Nahrungsgäste eingestuft." 

Der Umweltbericht wird redaktionell geändert. Der Stellung-
nahme wird gefolgt. 

Der Stellung-
nahme wird ge-
folgt. 
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30.3 Im Umweltbericht ist in der Eingriff-/Ausgleichsberechnung des 
Bodens in der Bewertung des lstzustands für den Ausgleichs-
körper im Wasserkreislauf die Wertstufe 3, für den Filter und 
Puffer für Schadstoffe die Wertstufe 4 und für die natürliche 
Bodenfruchtbarkeit die Wertstufe 2 (hier wird eine gewisse 
anthropogene Vorbelastung berücksichtigt) anzusetzen. Dar-
aus ergibt sich für die Grünflächen ein Ausgangswert von 12 
Ökopunkten pro Quadratmeter. 

Die Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung wird angepasst. Der Stel-
lungnahme wird gefolgt. 

Der Stellung-
nahme wird ge-
folgt. 

30.4 Die Versickerung von Niederschlagswasser über die bewach-
sene Bodenzone wird bis auf WA 1.1 nur schwer umsetzbar 
sein. Öffentliche Flächen mit der Zweckbestimmung Versicke-
rung sind nicht ausgewiesen. 
Um den Niederschlagswasserabfluss aus dem Gebiet merklich 
zu reduzieren, ist es daher erforderlich, möglichst viele Dach-
flächen dauerhaft extensiv zu begrünen. Die Anforderungen 
aus dem Handlungsleitfaden zur extensiven Dachbegrünung 
im Zusammenspiels von Dachbegrünung und Photovoltaikanla-
gen sind umzusetzen 

Es wird auf die Stellungnahme und Abwägung zu 30.1 verwie-
sen. Das Amt für Umweltschutz, Gewerbeaufsicht und Energie 
wird bei Bauanträgen beteiligt, in dem die Aspekte Dachbegrü-
nung, Rückhaltung von Niederschlagswasser auf Dächern und 
regenerativer Energieanlagen auf Dächern eingegangen wer-
den kann. 
Zu der Konversionsfläche Südstadt wurde in Abstimmung mit 
der Unteren Wasserbehörde im Januar 2019 die Erarbeitung 
eines Regenwasserbewirtschaftungskonzeptes abgeschlos-
sen. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

30.3 Von den genannten fünf Bausteinen des Regenwasserkonzep-
tes der Arge Teleinternetcafe / Treibhaus, zu der ein Regen-
wasserkonzept zum städtebaulichen Entwurf vorgestellt wurd, 
ist zumindest die Variante mit den „Blauen Wegen“ nicht mit 
der Niederschlagswasserverordnung des Landes Baden-Würt-
temberg vereinbar. 

Maßgeblich für die Regenwasserbewirtschaftung sind die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie die gesetzlichen 
Bestimmungen und Verordnungen zum Wasser- und Klima-
schutz. Die konkrete Umsetzung des Konzeptes erfolgt im 
Rahmen von Baugenehmigungs- und Entwässerungsanträ-
gen. Zudem wird auf das Regenwasserbewirtschaftungskon-
zept (siehe 30.3) verwiesen. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

30.4 Unter Beachtung der im Schalltechnischen Gutachten der 
WSW Partner GmbH vom 05.11.2015 aufgeführten Empfehlun-
gen und der in der Begründung zum Bebauungsplan enthalte-
nen Festsetzungen bestehen aus immissionsschutzrechtlicher 
Sicht keine Bedenken.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

    31 Dr. Karl-Friedrich Raqué, Schreiben vom 06.02.2016  
31.1 Es wird auf die Stellungnahmen von 15.02.2015 und 

18.08.2015 sowie auf die des Amtes für Umweltschutz vom 
27.08.2015 verwiesen, aus denen sich keine neuen Erkennt-
nisse ergeben. 

Die Stellungnahme wurden bereits behandelt. Die Stellung-
nahe wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

Anlage 02 zur Drucksache 0390/2019/BV



"Südstadt Konversion Teil 2: Mark-Twain-Village Nord“ 60/84 
Begründung zum Abwägungs- und Satzungsbeschluss in der Fassung vom 15.11.2019 

 

 

Nr. TÖB (gekürzte Fassung), Schreiben / Mail vom … Abwägungsvorschlag Beschlussvor-
schlag 

 
31.2 Aus Sicht des Naturschutzes ist es wesentlich, die durch Gut-

achten von Eiling 2013, Heinz 2014 und Bioplan 2014 ermit-
telte Biodiversität der streng und besonders geschützten Arten 
in dem Gebiet zu erhalten und möglichst durch weitere Maß-
nahmen noch zu erhöhen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 
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1 Bürger, Schreiben vom 27.01.2017   
1.1 Gegenüber der ursprünglichen Planung ist eine Kita/Kindergar-

ten nunmehr an der westlichen Seite der Römerstraße statt an 
der Rheinstraße geplant. Der Bürger hält den Standort an der 
Rheinstraße aus verkehrlichen Gründen für sinnvoller und unge-
fährlicher, da Kinder auch mit dem Auto gebracht und abgeholt 
werden. Der Bürger fragt nach Parkmöglichkeiten für die Eltern 
an der Römerstraße und weist auf Gefahrenpunkte für die Kin-
der hin, die möglicherweise versuchen werden, die vierspurige 
Römerstraße zu queren. Er schlägt vor, die Kita/Kindergarten 
abseits der Römerstraße in eine Seitenstraße zu platzieren. 

Der neue Standort für die Kindertageseinrichtung hat im Ver-
gleich zum vorherigen Standort den Vorteil, dass hier insge-
samt ein größerer Freibereich mit Flächen zum Spielen der 
Kinder im Innenhof zur Verfügung steht. Aufgrund des größe-
ren Innenhofes kann ein verträglicheres Miteinander mit den 
angrenzenden Bewohnern gestaltet werden. Der Abstand von 
der Einrichtung bis zur Fahrspur der Römerstraße beträgt 9 
Meter. Damit besteht ausreichend Fläche vor dem Gebäude 
zur Verfügung, einen sicheren Zugang zu der Kindertagesein-
richtung zu schaffen. Das Holen und Bringen der Kinder er-
folgt nicht über die Römerstraße, sondern von der Columbus-, 
Berthold-Mogel- und Elsa-Brändström-Straße. Die Anordnung 
der von der Kindertageseirichtung zugeordneten Kfz-Stell-
plätze sowie der Abstellmöglichkeiten erfolgt ebenfalls von der 
Columbus- und Berthold-Mogel-Straße. 

Der Stellung-
nahme wird nicht 
gefolgt. 

    2 Stadtteilverein, Schreiben vom 30.01.2017 
2.1 Der Stadtteilverein Südstadt trägt den Bebauungsplanentwurf 

(2015) gefundenen Kompromiss trotz der hohen Dichte, die in al-
len Bereichen die Masterplan-Vorgaben überschreitet mit. Das 
gute städtebauliche Konzept schafft trotz deutlich höherer Dichte 
als im benachbarten Bestand eine Chance auf Integration von 
Alt und Neu und für eine lebendige Stadtteilentwicklung. Es 
sollte keinesfalls durch weitere Verdichtung abgeändert werden. 
Die nun vorgelegte, gegenüber dem Masterplan noch weitere Er-
höhung der Bebauungsdichte erscheint weder nötig noch mög-
lich, ohne die Qualität des städtebaulichen Entwurfs und den ei-
gentlich geplanten Charakter der Römerstraße zu verschlech-
tern. 

Der Freiraumanteil in den großzügigen Innenbereichen der U-
förmigen Bebauung bleibt gegenüber dem hervorgehenden 
Entwurf fast gleich. Den Vorschlag für die Gebäudeerhöhung 
erfolgte vom Entwurfsverfasser selbst. Zielvorgabe war, dass 
die Neubebauung wird nicht wesentlich höher als die Be-
standsgebäude sein sollen. Die Römerstraße als auch die ge-
schlossenen Innenblöcke sind von ihren Freiräumen und Ab-
ständen so dimensioniert, dass sie eine höhere bauliche Nut-
zung vertragen, ohne dass es zu städtebaulich unverträgli-
chen Verhältnissen kommt. 
Dem Belang, hier in einem verträglichen Maß mehr Wohn-
raum zu schaffen, wird ein höheres Gewicht beigemessen. 

Der Stellung-
nahme wird nicht 
gefolgt. 

2.2 Die Kindertagesstätte sollte keinesfalls an der Römerstraße plat-
ziert werden. Die allgemeine Gefährdung durch die Straße und 

Der neue Standort für die Kindertageseinrichtung hat im Ver-
gleich zum vorherigen Standort den Vorteil, dass hier insge-
samt ein größerer Freibereich mit Flächen zum Spielen der 

Der Stellung-
nahme wird nicht 
gefolgt. 
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insbesondere die beim Bringen und Holen der Kinder ist an der 
verkehrsreichen Straße unverantwortlich hoch. 
Die Kita sollte an den ursprünglich geplanten Ort in der Rhein-
straße zurückverlegt werden. Falls das nicht möglich ist, sollte 
bereits im Bebauungsplan für eine Sicherung der Zufahrt und 
Kurzzeitparkplätze nicht nur entlang der Römerstraße gesorgt 
werden. 

Kinder im Innenhof zur Verfügung steht. Aufgrund des größe-
ren Innenhofes kann ein verträglicheres Miteinander mit den 
angrenzenden Bewohnern gestaltet werden. Der Abstand von 
der Einrichtung bis zur Fahrspur der Römerstraße beträgt 9 
Meter. Damit besteht ausreichend Fläche vor dem Gebäude 
zur Verfügung, einen sicheren Zugang zu der Kindertagesein-
richtung zu schaffen. Das Holen und Bringen der Kinder er-
folgt nicht von der Römerstraße, sondern von der Columbus-, 
Berthold-Mogel- und Elsa-Brändström-Straße. Die Anordnung 
der von der Kindertageseirichtung zugeordneten Kfz-Stell-
plätze sowie der Abstellmöglichkeiten erfolgt ebenfalls von der 
Columbus- und Berthold-Mogel-Straße. 

2.3 Das MTV Nord-West wird schwerpunktmäßig aus den drei fol-
genden Gründen eine Problemzone des ruhenden Verkehrs wer-
den: 
- Das Stellplatzangebot wurde durch die Bebauungsplanvorga-

ben von 1 auf 0,7 Stellplätze pro Wohnung reduziert. 
- Von den Lehrern und Schülern der Julius-Springer-Schule wird 

ein nicht unbedeutender Teil mit dem Auto kommen. Dieses 
Problem wird durch die Stellplatzreduktion verschärft. 

- Die Parkplätze der Bewohner sind flächig so angeordnet, dass 
auf den Straßen keine öffentlichen Parkmöglichkeiten bleiben. 

Die Planung lässt nicht erkennen, wie den vorhersehbaren Prob-
lemen im Plangebiet selbst und in den angrenzenden Straßen 
begegnet bzw. vorgebeugt werden soll. 

Der Nachweis des reduzierten Stellplatzschlüssels von 1,0 auf 
0,7 bezieht sich überwiegend auf Flächen, auf denen die Be-
standsgebäude für eine zivile Nachnutzung saniert werden. 
Um preisgünstigen Wohnraum herzustellen wurden die vor-
handenen Stellplätze um die Bestandsgebäude genutzt. Die 
Stellplatzflächen sind jedoch begrenzt, die Wohnfläche wurde 
durch Neubauten ergänzt. Da die großzügigen grünen Innen-
höfe als Freiräume erhalten werden sollen, ist es in den Teil-
gebieten WA1.1 und WA1.2 Nord städtebaulich nicht möglich, 
zusätzlich Tiefgaragen unter vertretbaren Aufwendungen in 
das Gebiet zu integrieren. Zugleich werden mit dem woh-
nungspolitischen Konzeptes Schwerpunkte beim geförderten 
Mietwohnungsbau gesetzt. Hierbei einbezogen ist auch die 
südliche Fläche des WA 1.2. Die Größe einer Tiefgarage und 
damit die Kapazität ist hier beschränkt, da die Grundstücksbil-
dung unter Berücksichtigung der Bestandssituation erfolgt. 
Das Unternehmen, das das wohnungspolitische Konzept um-
setzt, geht in vergleichbaren Nutzerfällen unter Berücksichti-
gung der Lage im Stadtraum und dem ÖPNV-Angebot davon 
aus, dass die Nachfrage etwa bei 0,5 Stellplätze je Wohnein-
heit sein wird. Zudem besteht bei einem Interesse eines Be-
treibers die Möglichkeit, einzelne Kfz-Stellplätze für Carsha-
ring-Anbieter von dem Unternehmen zur Verfügung zu stellen. 

Der Stellung-
nahme wird nicht 
gefolgt. 

Anlage 02 zur Drucksache 0390/2019/BV



"Südstadt Konversion Teil 2: Mark-Twain-Village Nord“ 63/84 
Begründung zum Abwägungs- und Satzungsbeschluss in der Fassung vom 15.11.2019 

 

 

Nr. Stellungnahme (gekürzte Fassung), Schreiben / Mail vom … Abwägungsvorschlag Beschlussvor-
schlag 

Die Reduktion der Stellplatzanteils wurde durch ein Verkehrs-
gutachten für die gesamte Konversionsfläche Südstadt unter-
sucht und befürwortet.  
Der Stellplatznachweis für die Julius-Springer-Schule erfolgt 
nach der geltenden Landesbauordnung. Die Stellplätze wer-
den analog wie bei privaten Bauherren auch auf dem Bau-
grundstück nachgewiesen. Auch die Stellplatzsituation der 
Schule wurde in dem Gutachten entsprechend berücksichtigt. 
Zudem werden an den öffentlichen Verkehrsflächen öffentliche 
Stellplätze vorgesehen. Auch dass ausreichend öffentliche 
Stellplätze auf der Konversionsfläche Südstadt hergestellt 
werden, wurde in dem Gutachten untersucht.  

2.4 Es soll geprüft und dafür Sorge getragen werden, dass beispiels-
weise Fahrradstellplätze, Autostellplätze für die Allgemeinheit, 
Carsharing-Stellplätze sowie speziell ausgerüstete Stellplätze für 
das Laden von Elektroautos bereits im Bebauungsplan festge-
legt werden. Eine sehr gute Radwegeanbindung ist zwingend 
notwendig, zusätzliche Haltestellen für den öffentlichen Nahver-
kehr und bessere Versorgung durch die S-Bahn sollten darüber 
hinaus geprüft werden. 

Private Stell- als auch Fahrradabstellplätze sind nach Vorga-
ben der Landesbauordnung auf den Grundstücken nachzuwei-
sen. Die Anlage von öffentlichen Stellplätzen einschließlich 
jene für Fahrräder oder Carsharing sind auf den festgesetzten 
Verkehrsflächen möglich. Die Lage und Ausgestaltung bleibt 
jedoch der Detailplanung z.B. in Form eines Gestaltungskon-
zeptes vorbehalten. Eine konkrete Festlegung erfolgt nicht, um 
auch langfristig auf sich ändernde Gegebenheiten flexibel rea-
gieren zu können. Allerdings wurden bereits Mobilitätsstatio-
nen mit den Fachämtern abgestimmt und für die Konversions-
flächen entsprechende Standorte beschlossen (BV xxxxx) 
Die Anbindung an das bestehende Radwegenetz wurde in der 
Planung der Konversionsfläche Südstadt entsprechend be-
rücksichtigt. An der Westseite des Plangebietes gibt es bereits 
einen Radwegnetzknoten, mit dem die angrenzenden Stadt-
teile schnell und gut erreichbar sind. Zusätzlich wird an der 
Römerstraße die Radwegeverbindung attraktiver gestaltet 
werden und es wird über die Rheinstraßeund die John-Zen-
gerstraße (Entwicklungsband) eine Buslinie durch das Gebiet 
geführt. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

    3 Bürger, Mail vom 02.02.2017  
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3.1 Die durch Gebäude-Grundflächenvergrößerung und Gebäudeer-
höhung verursachte Zunahme der Gebäudegröße an den ent-
lang der Römerstraße geplanten Neubauten (Schließung der 
derzeitigen Gebäudebestands-U-Form) ist nicht akzeptabel. 
Der Bebauungsplanentwurf (2015) stellt einen akzeptablen und 
von vielen Bürgern unterstützten Kompromiss dar. Dieses gute 
städtebauliche Konzept unterstützt durch adäquate Bereitstel-
lung von Wohnraum und Freiflächen die Chance auf Bürgerin-
tegration und damit eine lebendige Stadtteilentwicklung. 
Die mit der Nachverdichtung verbundene Gebäudevergrößerung 
führt trotz der gegebenen Breite der Römerstraße zwingend zu 
einer Monotonie des Stadtteilbildes. Die Argumentation, dass die 
jetzt geplante Höhe der Neubauten nicht oder nur "geringfügig" 
höher als die Firsthöhe der umliegenden Bestandgebäude ist, ist 
nicht stichhaltig. Die Bestandsgebäude besitzen Satteldächer 
und die obersten DG-Bereiche sind weitaus weniger voluminös 
und monoton als die geplanten Neubauten wegen des Dreifa-
cheffekts durch die kubische Gestalt, der größeren Grundfläche 
und der Firsthöhe der Neubauten. Hierdurch wird ein sehr gro-
ßer Volumen- und ein Monotonieeindruck im lokalen Stadtteilbild 
verursacht werden. 
 
Das Stadtklimagutachten 2015 für die Südstadt, welches flä-
chenmäßig in Ausgleichs- und Wirkungsräume aufgeteilt ist, sagt 
für das Gebiet des B-Planes MTV-Nord folgendes aus: 
- Abschnitt „Klimatische Situation": " Die bioklimatische Situation 

ist in diesem Gebiet weniger günstig. …" und die „Die Grün- 
und Freiflächen sind von hoher Bedeutung für das Gebiet. …“ 

- Abschnitt „Planungshinweise": „Um die, in Relation zum Mittel 
der Gesamtstadt, weniger günstige bioklimatische Situation 
nicht zu verschlechtern, sollte die Bebauung nicht mehr ver-
dichtet werden. Vielmehr ist eine Verbesserung des Lokalkli-
mas anzustreben." 

Der bereits 2015 vorgelegte B-Planentwurf MTV-Nord hat den 
Forderungen des Klimagutachtens nicht entsprochen, aber in 
Anerkennung des Wohnraumbedarfs wurde den berechtigten 

Durch die Erhöhung der Geschossigkeit um ein Geschoss 
bleibt der Freiraumanteil gegenüber dem hervorgehenden Ent-
wurf gleich. Die 1 Meter tieferen Baufenster auf der Ostseite 
der Römerstraße sind im Verhältnis zu den Freiräumen inner-
halb der eingeschlossenen U-Gebäuden als geringfügig anzu-
sehen. 
Die durch die US-Armee gebauten Typenhäuser sind von der 
Gestaltung her einheitlich. Die neu einzufügenden Bauten sind 
als moderne Gebäude werden diese einheitliche Bild aufwei-
chen und für Außenstehende ablesbar, der heutigen Zeit ent-
sprechende Gebäude einfügen, so dass das städtebauliche 
Bild auflockert und der bisherigen „Monotonie“ entgegenwirkt. 
Die Art der Bebauung mit Flachdächern entspricht heutigen 
Städtebau, wobei diese nicht wesentlich höher als die Be-
standsgebäude sein werden. Die Römerstraße als auch die 
geschlossenen Innenblöcke sind von ihren Freiräumen und 
Abständen so dimensioniert, dass sie eine höhere bauliche 
Nutzung vertragen, ohne dass es zu städtebaulich unverträgli-
chen Situation oder gar ungesunden Wohn- und Arbeitsver-
hältnissen kommt. Aufgrund der Abstände der Bebauung beid-
seits der Römerstraße ist nicht nachvollziehbar, dass hier 
„Schluchten“ entstehen. 
 
Das Stadtklimagutachten hat mit seinen Soll-Formulierungen 
empfehlenden Charakter. Es ist nicht erkennbar, dass sich die 
bioklimatische Situation im Vergleich zum vorhergehenden 
Entwurf durch die Zulässigkeit eines Geschosses sich wesent-
lich verschlechtern wird. 
Dem Belang, hier in einem gering verdichteten Bereich von 
MTV Flächen für mehr Wohnraum anzubieten, wird mit den 
zuvor genannten Argumenten ein höheres Gewicht zugeteilt. 

Der Stellung-
nahme wird nicht 
gefolgt. 
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Forderungen des Klimagutachtens der Vorrang gegeben wurde. 
Diese berechtigte Ausnahme sollte nicht als Freibrief betrachtet 
werden, die Forderungen künftig einfach zu ignorieren. Die jetzt 
als fehlend angeprangerten circa 1.800 m² Wohnfläche kann 
leicht in dem noch unbeplanten Konversionsgebiet der Südstadt 
geschaffen werden. Hierzu müsste die im Masterplan ausgewie-
sene GFZ selektiv und punktuell, nicht insgesamt, geringfügig 
erhöht werden. Dadurch würden dort keine Schluchten- , Mono-
tonie- und übergroße Nachverdichtungswirkungen wie jetzt in 
MTV- NordWest entstehen. 

3.2 Die Herabsetzung des Stellplatzschlüssels auf 0,7 für dieses 
Baugebiet ist nicht akzeptabel. 
Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass bei dem Mix 
von Wohnangeboten eine genügende Anzahl von Bewohnern 
ohne eigenen PKW einziehen oder sich später einen PKW an-
schaffen wird. Es wäre also eine zeitlich permanente Risikositua-
tion vorprogrammiert, was über Wahrnehmungen aus anderen 
Stadtteilen Heidelbergs durchaus bestätigt wird. 
Ein Schlüssel von 0,7 macht Besucherparkplätze praktisch un-
möglich, ein Bedarf, der bei der Anzahl der dortigen Permanent-
bewohner durchaus gegeben ist. 
Da in den Wohngebieten WA1.1 und WA1.2 im Erdgeschoss 
eine verminderte Wohnnutzung zugunsten einer wohnverträgli-
chen gewerblichen Nutzung befürwortet wird, ist von einem gro-
ßen Stellplatzbedarf von Kunden dieser Nutzungsangebote aus-
zugehen, was mit einem Schlüssel von 0,7 niemals zu befriedi-
gen ist. 
In diesem auf die Zukunft ausgerichteten Stadtteil sollte Moder-
nität u.a. dadurch gezeigt werden, dass Plätze für Carsharing, 
NextBike und Ladestationen für E-Kfz vorgesehen werden, ohne 
dass damit den Einwohnern zusätzlich Kfz-Stellplätze verloren 
gehen. 
Die geplanten 136 Stellplätze für die Julius-Springer-Schule wer-
den als zu gering erachtet. 
Die immer wieder erhobene Forderung nach einer Verbesserung 
des derzeit geplanten ÖPNV-Angebots sowie die Forderung 

Der Nachweis eines reduzierten Stellplatzschlüssels von 1,0 
auf 0,7 bezieht sich überwiegend auf Flächen, bei denen die 
Bestandsgebäude für eine zivile Nachnutzung saniert werden. 
Die Neubebauung an der Römerstraße und den Ecken der U-
Bebauung tragen hierbei mit zum Lärmschutz bei. Da die 
großzügigen grünen Innenhöfe in der Form erhalten werden 
sollen, ist es in den Teilgebieten WA1.1 und WA1.2 Nord städ-
tebaulich nicht möglich, zusätzlich Tiefgaragen unter vertret-
baren Aufwendungen in das Gebiet zu integrieren. Die not-
wendigen Stellplätze sollen daher oberirdisch nachgewiesen 
werden. Zugleich werden mit dem wohnungspolitischen Kon-
zeptes Schwerpunkte beim geförderten Mietwohnungsbau ge-
setzt. Hierbei einbezogen ist auch die südliche Fläche des WA 
1.2. Die Größe einer Tiefgarage und damit die Kapazität ist 
hier beschränkt, da die Grundstücksbildung unter Berücksich-
tigung der Bestandssituation erfolgt. Das Unternehmen, das 
das wohnungspolitische Konzept umsetzt, geht in vergleichba-
ren Nutzerfällen unter Berücksichtigung der Lage im Stadt-
raum und dem ÖPNV-Angebot davon aus, dass die Nachfrage 
etwa bei 0,5 Stellplätze je Wohneinheit sein wird. Zudem be-
steht bei einem Interesse eines Betreibers die Möglichkeit, 
einzelne Kfz-Stellplätze für Carsharing-Anbieter von dem Un-
ternehmen zur Verfügung zu stellen. 

Die Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 
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nach einem S-Bahn-Haltepunkt ist zu begrüßen, darf aber nicht 
in illusionärer Sichtweise führen, dass es bei einem Schlüssel 
von 0,7 keine nennenswerten Stellplatzprobleme mehr gäbe. Ein 
eindeutiger Gegenbeweis ist durch das Helmholtz-Gymnasium 
und die benachbarte Berufsschule in der Rohrbacherstrasse ge-
geben. Beide verfügen über eine sehr gute ÖPNV-Anbindung. 
Dennoch ist an Werktagen die Parkplatzsituation in der Rohrba-
cherstrasse, Feuerbachstraße, Hohe Gasse, Görresstraße, so-
gar in der Panoramastraße, entlang des Bergfriedhofs und auch 
weiter hinauf bis in den Wohnbereich schlichtweg "katastrophal". 
Eine derartige "Heimsuchung" der Umgebung durch Parkplatz-
sucher, die in ihrem Zielgebiet nichts finden und deshalb in an-
grenzende Gebiete ausweichen, verbunden mit der Abgas- und 
Lärmbelästigung, kann und muss jetzt noch erfolgreich verhin-
dert werden. 

Der Stellplatznachweis für die Julius-Springer-Schule erfolgt 
nach der geltenden Landesbauordnung. Die Stellplätze wer-
den analog wie bei privaten Bauherren auch auf dem Bau-
grundstück nachgewiesen. 
Zudem werden an den öffentlichen Verkehrsflächen öffentliche 
Stellplätze vorgesehen. 
Private Stell- als auch Fahrradabstellplätze sind nach Vorga-
ben der Landesbauordnung auf den Grundstücken nachzuwei-
sen. Die Anlage von öffentlichen Stellplätzen einschließlich 
jene für Fahrräder oder Carsharing sind auf den festgesetzten 
Verkehrsflächen möglich. Die Lage und Ausgestaltung bleibt 
jedoch der Ausbauplanung vorbehalten. Eine konkrete Festle-
gung erfolgt nicht, um auch langfristig sich ändernden Gege-
benheiten flexibel reagieren zu können. 
An der Westseite des Plangebietes gibt es bereits einen Rad-
wegnetzknoten, mit dem die angrenzenden Stadtteile schnell 
und gut erreichbar sind. Zusätzlich wird an der Römerstraße 
die Radwegeverbindung attraktiver gestaltet werden und es 
wird über die Rheinstraße – John-Zengerstraße – Entwick-
lungsband eine Buslinie durch das Gebiet geführt. 

3.3 Die Einrichtung der Kindertagesstätte in einem Gebäude an der 
Römerstraße ist nicht akzeptabel. 
Gleichwohl die Stellungnahmen sich nicht aus der aktuellen B-
Planänderung ableitet, wird gebeten, diesen Punkt zu betrach-
ten. Die Römerstraße ist eine verkehrsreiche Straße und stellt 
für das Bringen und Abholen von Kleinkindern, sei es zu Fuß, 
Fahrrad oder Kfz, eine nicht zu verantwortende hohe Gefähr-
dung dar, gerade weil das Bringen und Abholen im Wesentlichen 
während der „Rush-Hours" erfolgt. Die Verlegung der Kita in 
eine verkehrsärmere Straßenumgebung, zum Beispiel die westli-
che Rheinstraße, wo sie ursprünglich angedacht war, ist unbe-
dingt zu ermöglichen. 

Der neue Standort für die Kindertageseinrichtung hat im Ver-
gleich zum vorherigen Standort den Vorteil, dass hier insge-
samt ein größerer Freibereich mit Flächen zum Spielen der 
Kinder im Innenhof zur Verfügung steht. Aufgrund des größe-
ren Innenhofes kann ein verträglicheres Miteinander mit den 
angrenzenden Bewohnern gestaltet werden. Der Abstand von 
der Einrichtung bis zur Fahrspur der Römerstraße beträgt 9 
Meter. Damit besteht ausreichend Fläche vor dem Gebäude 
zur Verfügung, einen sicheren Zugang zu der Kindertagesein-
richtung zu schaffen. Das Holen und Bringen der Kinder er-
folgt nicht von der Römerstraße, sondern von der Columbus-, 
Berthold-Mogel- und Elsa-Brändström-Straße. Die Anordnung 
der von der Kindertageseirichtung zugeordneten Kfz-Stell-
plätze sowie der Abstellmöglichkeiten erfolgt ebenfalls von der 
Columbus- und Berthold-Mogel-Straße. 

Der Stellung-
nahme wird nicht 
gefolgt. 

Anlage 02 zur Drucksache 0390/2019/BV



"Südstadt Konversion Teil 2: Mark-Twain-Village Nord“ 67/84 
Begründung zum Abwägungs- und Satzungsbeschluss in der Fassung vom 15.11.2019 

 

 

Nr. Stellungnahme (gekürzte Fassung), Schreiben / Mail vom … Abwägungsvorschlag Beschlussvor-
schlag 

3.4 Es ist jetzt die einmalige Chance gegeben, MTV auf Jahrzehnte 
hinaus zu einem äußerst lebenswerten Stadtteilbereich der Süd-
stadt zu entwickeln und ihn als begehrte Erweiterung in die Süd-
stadt zu integrieren. Der 2015 vorgelegte B-Planentwurf hätte 
hierzu hervorragende Voraussetzungen geschaffen. Es wird ge-
beten, die unter 3.1 bis 3.3 vorgetragenen Argumente aufzugrei-
fen. 

Siehe Abwägungsvorschläge zu den Stellungnahmen 3.1 bis 
3.4 

Siehe Beschluss-
vorschläge zu 
den Stellungnah-
men 3.1 bis 3.4  

    4 Bürger, Schreiben vom 02.02.2017  
4.1 Gegenüber der ursprünglichen Planung ist eine Kita/Kindergar-

ten nunmehr an der westlichen Seite der Römerstraße statt an 
der Rheinstraße geplant. Der Bürger hält den Standort an der 
Rheinstraße aus verkehrlichen Gründen für sinnvoller und unge-
fährlicher, da Kinder auch mit dem Auto gebracht und abgeholt 
werden. Der Bürger fragt nach Parkmöglichkeiten für die Eltern 
an der Römerstraße und weist auf Gefahrenpunkte für die Kin-
der hin, die möglicherweise versuchen werden, die vierspurige 
Römerstraße zu queren. Er schlägt vor, die Kita/Kindergarten 
abseits der Römerstraße in eine Seitenstraße zu platzieren 

Der neue Standort für die Kindertageseinrichtung hat im Ver-
gleich zum vorherigen Standort den Vorteil, dass hier insge-
samt ein größerer Freibereich mit Flächen zum Spielen der 
Kinder im Innenhof zur Verfügung steht. Aufgrund des größe-
ren Innenhofes kann ein verträglicheres Miteinander mit den 
angrenzenden Bewohnern gestaltet werden. Der Abstand von 
der Einrichtung bis zur Fahrspur der Römerstraße beträgt 9 
Meter. Damit besteht ausreichend Fläche vor dem Gebäude 
zur Verfügung, einen sicheren Zugang zu der Kindertagesein-
richtung zu schaffen. Das Holen und Bringen der Kinder er-
folgt nicht von der Römerstraße, sondern von der Columbus-, 
Berthold-Mogel- und Elsa-Brandström-Straße. Die Anordnung 
der von der Kindertageseirichtung zugeordneten Kfz-Stell-
plätze sowie der Abstellmöglichkeiten erfolgt ebenfalls von der 
Columbus- und Berthold-Mogel-Straße. 

Der Stellung-
nahme wird nicht 
gefolgt. 

4.2 Der Bebauungsplanentwurf (2015) zur Bebauung an der westli-
chen Seite der Römerstraße mit der Schließung der U-förmigen 
Bebauung stellt einen gelungenen Kompromiss dar: nicht zu 
hoch, nicht monoton, mit reduzierter Tiefe auch wegen der an-
grenzenden Bestandsgebäude. Diese Vorzüge werden wegen 
eines geringfügigen Gewinns an Wohnfläche nun über Bord ge-
worfen. Aufenthaltsräume nach Osten zu legen ist wegen des 
Geräuschpegels der Straße sehr ungünstig. Die Wohnungen 
werden durch die Vergrößerung der Tiefe mehr Fläche haben, 
aber nicht für mehr Personen geeignet sein. Die Erhöhung der 
Gebäude verschlechtert die Gesamtansicht von der Straße, hebt 

Der Freiraumanteil in den großzügigen Innenbereichen der U-
förmigen Bebauung bleibt gegenüber dem hervorgehenden 
Entwurf fast gleich. Die durch die US-Armee gebauten Typen-
häuser sind von der Gestaltung her einheitlich. Die neu einzu-
fügenden Bauten werden diese einheitliche Bild aufweichen 
und für Außenstehende ablesbar, der heutigen Zeit entspre-
chende Gebäude einfügen, so dass das städtebauliche Bild 
auflockert wird. Die Neubebauung wird nicht wesentlich höher 
als die Bestandsgebäude sein. Die Römerstraße als auch die 
geschlossenen Innenblöcke sind von ihren Freiräumen und 
Abständen so dimensioniert, dass sie eine höhere bauliche 

Der Stellung-
nahme wird nicht 
gefolgt. 
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den gewünschten Toreffekt der 5-Geschossigkeit an der Rhein-
straße auf und erhöht die Monotonie. Der effektive Gewinn an 
Wohnungen steht in keinem Verhältnis zu den sich daraus erge-
benden Nachteilen. 

Nutzung vertragen, ohne dass es zu städtebaulich unverträgli-
chen Verhältnissen kommt. Die Umsetzung der schalltechni-
schen Maßnahmen sichern gesunde Wohnverhältnisse. 
Dem Belang, hier in einem gering verdichteten Bereich von 
MTV Flächen für mehr Wohnraum anzubieten, wird mit den 
zuvor genannten Argumenten ein höheres Gewicht zugeteilt. 

4.3 Die Verringerung der Anzahl der Autoabstellplätze von 1,0 auf 
0,7 pro Wohneinheit im Gebiet um die Berufsschule scheint 
überaus problematisch. Wegen der Berufsschule und der Anord-
nung der Parkplätze an der Straße ist die Platznachfrage sicher-
lich überdurchschnittlich hoch. Für Neubewohner wird eine Zu-
ordnung der privaten Parkplätze nicht mehr möglich ist, wenn 
pro Wohnung nur 0, 7 Stellplätze vorhanden sind. Es muss auf-
wendig kontrolliert werden und läuft auf eine Parkraumbewirt-
schaftung hinaus. Dieses sollte den politischen Entscheidungs-
trägern in aller Deutlichkeit im Vorhinein klargemacht werden, 
wenn dieses entgegen den Vorstellungen der Südstädter tat-
sächlich gewollt ist. Der Ärger in anderen Stadtteilen wird hier 
sehenden Auges auch in der Südstadt vorbereitet. 

Der Nachweis eines reduzierten Stellplatzschlüssels von 1,0 
auf 0,7 bezieht sich überwiegend auf Flächen, bei denen die 
Bestandsgebäude für eine zivile Nachnutzung saniert werden. 
Die Neubebauung an der Römerstraße und den Ecken der U-
Bebauung tragen hierbei mit zum Lärmschutz bei. Da die 
großzügigen grünen Innenhöfe in der Form erhalten werden 
sollen, ist es in den Teilgebieten WA1.1 und WA1.2 Nord städ-
tebaulich nicht möglich, zusätzlich Tiefgaragen unter vertret-
baren Aufwendungen in das Gebiet zu integrieren. Die not-
wendigen Stellplätze sollen daher oberirdisch nachgewiesen 
werden. Zugleich werden mit dem wohnungspolitischen Kon-
zeptes Schwerpunkte beim geförderten Mietwohnungsbau ge-
setzt. Hierbei einbezogen ist auch die südliche Fläche des WA 
1.2. Die Größe einer Tiefgarage und damit die Kapazität ist 
hier beschränkt, da die Grundstücksbildung unter Berücksich-
tigung der Bestandssituation erfolgt. Das Unternehmen, das 
das wohnungspolitische Konzept umsetzt, geht in vergleichba-
ren Nutzerfällen unter Berücksichtigung der Lage im Stadt-
raum und dem ÖPNV-Angebot davon aus, dass die Nachfrage 
etwa bei 0,5 Stellplätze je Wohneinheit sein wird. Zudem be-
steht bei einem Interesse eines Betreibers die Möglichkeit, 
einzelne Kfz-Stellplätze für Carsharing-Anbieter von dem Un-
ternehmen zur Verfügung zu stellen. 
Der Stellplatznachweis für die Julius-Springer-Schule erfolgt 
nach der geltenden Landesbauordnung. Die Stellplätze wer-
den analog wie bei privaten Bauherren auch auf dem Bau-
grundstück nachgewiesen. 
Zudem werden an den öffentlichen Verkehrsflächen öffentliche 
Stellplätze vorgesehen. 

Der Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 
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Private Stell- als auch Fahrradabstellplätze sind nach Vorga-
ben der Landesbauordnung auf den Grundstücken nachzuwei-
sen. Die Anlage von öffentlichen Stellplätzen einschließlich 
jene für Fahrräder oder Carsharing sind auf den festgesetzten 
Verkehrsflächen möglich. Die Lage und Ausgestaltung bleibt 
jedoch der Ausbauplanung vorbehalten. Eine konkrete Festle-
gung erfolgt nicht, um auch langfristig sich ändernden Gege-
benheiten flexibel reagieren zu können. 
An der Westseite des Plangebietes gibt es bereits einen Rad-
wegnetzknoten, mit dem die angrenzenden Stadtteile schnell 
und gut erreichbar sind. Zusätzlich wird an der Römerstraße 
die Radwegeverbindung attraktiver gestaltet werden und es 
wird über die Rheinstraße – John-Zengerstraße – Entwick-
lungsband eine Buslinie durch das Gebiet geführt. 

    5 Bürgerin, Schreiben vom 02.02.2017   
5.1 Die Reduzierung der Stellplätze von 1 auf 0, 7 pro Wohnung 

wird mit Sorge betrachtet. Im Lebensumfeld der Bürgerin haben 
Familien und Paare eher zwei Autos als eines. Außerdem su-
chen Gäste, Zulieferer und andere Personengruppen immer wie-
der Parkmöglichkeiten. Als direkter Anwohnerin der Kirschgar-
tenstraße gegenüber der Neubebauung wird eine aufkommende 
Parkplatznot und Parksuchverkehren befürchtet. Die Änderung 
der Bebauungsdichte trägt auch zur Verschlechterung der Situa-
tion bei. Es wird um eine Rückführung zum geplanten Faktor 1:1 
(eine Wohnung = ein Stellplatz) gebeten. 

Der Nachweis eines reduzierten Stellplatzschlüssels von 1,0 
auf 0,7 bezieht sich auf Flächen, die westlich der Römerstraße 
liegen. Die Römerstraße stellt stadträumlich eine Barriere dar. 
Zielsetzung des Bebauungsplanes ist, diese Wirkung zu redu-
zieren. Gleichwohl soll die Funktion der Römerstraße mit 2 
Fahrspuren je Richtung erhalten bleiben. Es daher davon aus-
zugehen, dass sich kein wesentlicher Parkplatzsuchverkehr im 
Bereich der Kirschgartenstraße niederschlagen wird. 
Unabhängig hiervon wird der reduzierte Stellplatzschlüssel für 
Gebiete östlich der Römerstraße angewendet, bei dem das 
wohnungspolitischen Konzepte Schwerpunkte beim geförder-
ten Mietwohnungsbau vorsieht. Das Unternehmen, das das 
wohnungspolitische Konzept umsetzt, geht in vergleichbaren 
Nutzerfällen unter Berücksichtigung der Lage im Stadtraum 
und dem ÖPNV-Angebot davon aus, dass die Nachfrage etwa 
bei 0,5 Stellplätze je Wohneinheit sein wird. Zudem besteht 
bei einem Interesse eines Betreibers die Möglichkeit, einzelne 
Kfz-Stellplätze für Carsharing-Anbieter von dem Unternehmen 
zur Verfügung zu stellen. 

Der Stellung-
nahme wird zur 
Kenntnis genom-
men. 

    6 Bürger, Mail vom 02.02.2017   
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6.1 Der Bürger schließt sich der Stellungnahme des Stadtteilvereins 
Südstadt (siehe Punkt 2) an. 

Siehe Abwägungsvorschlag zu 2. Siehe Beschluss-
vorschlag zu 2. 

    7 Bürgerin, Mail vom 03.02.2017   
7.1 Die Stellungnahme des Bürgers bezieht sich auf den Bereich der 

geplanten Lärmschutzwand / -landschaft im Bereich der Feuer-
bachstraße. Der Bürger hat bisher übersehen, dass die geplante 
Lärmschutzwand an der Bahnlinie nördlich über die Feuerbach-
straße hinausgeht. Die Bestandsgebäude nördlich der Feuer-
bachstraße sind ebenfalls vom Bahnlärm betroffen und sollten 
mit berücksichtigt werden. 

Die Bestandsgebäude nördlich der Feuerbachstraße liegen 
außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes. Es 
handelt sich um private Gebäude, die nicht zur Konversions-
fläche Südstadt gehören. Die schalltechnische Bestandssitua-
tion wird für diese Flächen Gebäude nicht verschlechtert. Eine 
weitergehende planerische Konfliktbewältigung ist nicht not-
wendig. 

Der Stellung-
nahme wird nicht 
gefolgt. 

7.2 Eine Lärmschutzwand an einem nach unten abfallenden Bahn-
damm sollte optimaler Weise unten nahe der Bahnstrecke er-
richtet werden. Dann könnten nämlich die 5-7 Meter zwischen 
Lärmschutzwand und Straße begrünt bleiben und beispielweise 
auch als Spielfläche genutzt werden, anstatt direkt an der Stra-
ßenkante eine 3 Meter hohe Wand zu errichten und den schön 
mit Bäumen und Sträuchern bewachsenen Bahndamm optisch 
für die Anwohner zu zerstören und den ökologischen Wert zu mi-
nimieren. Es sollten hierzu Verhandlungen mit der Deutschen 
Bahn aufgenommen werden. 

Aus schalltechnischer Sicht ist die Lage der Schallschutzwand 
an der Bahnstrecke deutlich ungünstiger, da eine geringere 
Abschirmung erzielt wird. Eine Wand am Böschungsfuß 
müsste, um die gleiche abschirmende Wirkung zu erzielen, 
deutlich höher werden, um den Lärm von den drei hier ausei-
nander verlaufenden Gleisen abzuschirmen. Der abfallende 
Bahndamm befindet sich zudem Eigentum der Bahn und ist 
als Spielfläche, die sackförmig in eine Tieflage enden würde, 
nicht geeignet. Unklar werden auch die Dauer und der Aus-
gang einer Verhandlung mit der Deutschen Bahn sein, zumal 
die Bahndammflächen entwidmet werden müssten. Mit der 
Kombination einer Lärmschutzlandschaft in Verbindung mit ei-
nem Lärmschutzwall wurde städtebaulich eine Lösung gefun-
den, um die Länge der Lärmschutzwand so gering wie möglich 
zu halten und zugleich ein attraktives Freiflächenangebot zu 
schaffen. Zugleich wird mit den Schallschutzmaßnahmen si-
chergestellt, dass die zu schützenden Gebäude mittelfristig für 
eine Wohnnutzung zur Verfügung stehen. 

Der Stellung-
nahme wird nicht 
gefolgt. 

7.3 Aktuell endet die Lärmschutzwand knapp hinter dem schönsten 
Baum in dieser Straße, einem wilden Kirschbaum, der im Früh-
ling sehr schön blüht. Ein angehängtes Foto zeigt den Bereich 
der Lärmschutzwand und die gefährdeten Bäume mit der im Vor-
dergrund stehenden wilden Kirsche. Der wichtigste Baum kann 
erhalten werden, wenn die Lärmschutzwand 2-3 m früher als ge-

Die Stellungnahme steht nicht widerspruchsfrei zu Punkt 7.1 
mit der Forderung, die Gebäude nördlich der Feuerbachstraße 
in den Schallschutz stärker einzubeziehen. Eine weiterge-
hende Kürzung der Lärmschutzwand wird nicht den ausrei-
chenden Lärmschutz für die zu schützende Wohnbebauung 
bieten. Der zivilen Nachfolgenutzung von Wohngebäuden un-

Der Stellung-
nahme wird nicht 
gefolgt. 
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plant endet bzw. auf diesen ersten Metern etwas filigraner aus-
fallen könnte. Die Bäume diesem Bereich sind im Zuge der Be-
standserfassungen nie mit erfasst und bewertet worden. 

ter Beachtung gesunder Wohnverhältnisse wird in der Abwä-
gung ein höheres Gewicht zugeteilt als dem Erhalt von Bäu-
men. 

7.4 Im Bereich des geplanten Lärmschutzwalls lässt sich durch eine 
einfache Umplanung ein großer prägender und zu fällender 
Baum nahe des bestehenden Radweges erhalten. Die Ord-
nungsnummer des Baumes korrespondiert auf dem Plan "zu-
sammenfassender Bericht Baumbestand“ nicht mit dem städti-
schen Baumkataster. Der Lärmschutzwall mit einer Höhe von 
4m müsste hierzu im Innenbereich verschwenkt und der Baum 
mit einer Mauer geschützt werden. Der Bürger bittet um Nen-
nung der Ordnungsnummer des Baumes, damit durch Experten 
der Zustand des Baumes zur Kenntnis genommen werden kann. 

Die „einfachen Umplanungen“ werden sich schwieriger gestal-
ten als beschrieben: Um den Baum wie beschrieben vor ei-
nem „Eingraben“ zu schützen wären enorme technische Auf-
wendungen wie der Einbau von Stützmauern in dem durchge-
henden konzipierten Lärmschutzwall um den Baum herum 
notwendig, wenn zugleich Lärmschutzfunktion aufrecht erhal-
ten bleibt. Zugleich wird die Spiellandschaft hier ihre Funktion 
nicht mehr erfüllen können. 
Der Schaffung von ausreichend lärmgeschützten Wohnraum 
in Zusammenhang mit einer Spiellandschaft wird unter den 
gegebenen Umständen von notwendigen technisch aufwendi-
gen Maßnahmen gegenüber einem Erhalt des Baumes ein 
größeres Gewicht zugeteilt. 

Der Stellung-
nahme wird nicht 
gefolgt. 

1.4 Erneute Beteiligung der Behörden 
Die erneute Beteiligung der Behörden erfolgte mit Schreiben vom 21. Dezember 2016 bis zum 3. März 2017 gemäß § 4 Absatz 2 Baugesetzbuch. 

Nr. TÖB, Schreiben / Mail vom … (ggf. gekürzte Fassung) Abwägungsvorschlag Beschlussvorschlag 
1 Nachbarschaftsverband Heidelberg – Mannheim, Schreiben vom 01.02.2017 
1.1 Der geänderte Bebauungsplanentwurf stimmt mit den zu-

künftigen Darstellungen des Flächennutzungsplans über-
ein. 
Die Änderung des Flächennutzungsplans im Bereich 
"Mark-Twain-Village Nord" wurde am 25.11.2016 von der 
Verbandsversammlung des Nachbarschaftsverbands ab-
schließend beschlossen. Die Begründung zum Bebau-
ungsplan kann in ihrem Kapitel 2.3 entsprechend ergänzt 
werden. 

Die Hinweise zur geänderten Darstellung des Flächennut-
zungsplanes werden in der Begründung redaktionell ergänzt. 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 

    2 Eisenbahn-Bundesamt, Schreiben vom 03.01.2017 
2.1 Es bestehen keine Bedenken gegen den Bebauungsplan 

„Südstadt - Mark-Twain-Village Nord". Es wird auf das 
Schreiben vom 21.01.2016 und auf das Schreiben der 

Die Inhalte der beiden Schreiben haben keine Auswirkungen 
auf die Änderungsgegenstände zur erneuten Beteiligung. In-
sofern hat die Abwägung zur ersten Beteiligung Bestand. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Deutschen Bahn AG, DB Immobilien vom 02.02.2016 ver-
wiesen. 

    3 Rhein-Neckar-Kreis, Schreiben vom 09.01.2017 
3.1 Es bestehen gegen das Bebauungsplanverfahren grund-

sätzlich keine Bedenken, wenn die in der Begründung un-
ter Kapitel 8.1.12 (Vorkehrungen zum Schutz vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen) gemachten Ausführungen be-
rücksichtigt werden. 

Die in dem genannten Kapitel gemachten Ausführungen sind 
von den zuständigen Behörden und Ämter zu berücksichtigen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

    4 Regierungspräsidium Karlsruhe, Straßenwesen und Verkehr, Schreiben vom 14.02.2017 
4.1 Es bestehen keine Bedenken gegen den Bebauungsplan 

„Südstadt - Mark-Twain-Village Nord". 
Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist keine Beschluss 

erforderlich. 
    5 Stadtwerke Heidelberg, Schreiben vom 17.01.2017 
5.1 Es sind alle Kabel / Leitungen und die dazugehörigen 

Schutzstreifen in den gesamten B-Plan MTV aufzuneh-
men. 

Mit den Stadtwerken Heidelberg wurde vereinbart, dass die 
Bestandsleitungen mit Schutzstreifen in einem Beiplan in die 
Bebauungsplanentwürfe der Konversionsfläche Südstadt auf-
genommen werden. 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 

5.2 Neue Baumstandorte sind nicht auf dem Kabel-/Leitungs-
bestand sowie notwendigen Neubautrassen und deren 
Schutzstreifen der Stadtwerke Heidelberg Netze GmbH zu 
platzieren. 

Abweichungen vom festgesetzten Standort sind in einem Ab-
stand von 5m in Längsrichtung von erschließenden Straßen 
zulässig, um einzelfallbezogen in Absprache mit den zuständi-
gen Ämtern Standorte zu finden, damit einerseits die Straßen-
räume mit Bäumen begrünt werden und zugleich die Leitun-
gen mit Wurzelschutz verlegt werden können. 

Der Stellungnahme 
wird entsprechend der 
Abwägung gefolgt. 

5.3 Verwiesen wird auf die bisherigen Stellungnahmen und 
Schreiben: 
- 07.09.2015 
- 16.07.2014 und 27.03.2013 
- 08.02.2016 
- Protokoll vom 01.08.2016 
- E-Mail vom 20.12.2016 an das Stadtplanungsamt 

Siehe Umgang mit den Stellungnahmen zu den anderen 
Punkten unter 5. 

Siehe Beschlussvor-
schläge zu den ande-
ren Punkten unter 5. 

5.4 Es wird auf folgende Grundlagen hingewiesen: 
- Anweisung zum Schutz unterirdischer Leitungen der 
Stadtwerke Heidelberg Netze (Leitungsschutzanweisung) 

- Grundsätzliche Anforderungen des Verteilnetzbetreibers 
zum Thema Versorgungsinfrastruktur 

Siehe Umgang mit den Stellungnahmen zu den anderen 
Punkten unter 5. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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- „Technische Vorgaben der Stadtwerke Heidelberg Netze 
GmbH für ebenerdige Gebäudestationen" 

- Zielnetzplanung als Richtschnur für zur Zeit definierbare 
Bedarfe Standorte Versorgungsinfrastruktur 

5.5 Es wird darauf hingewiesen, dass die Stadtwerke Heidel-
berg als Verteilnetzbetreiber Rahmenbedingungen einfor-
dern, die eine Wahrnehmung der Rechte und Pflichten aus 
dem Versorgungsauftrag und der im EnWG definierten 
Aufgaben zeitgerecht und mit verhältnismäßigem Kosten-
aufwand ermöglichen. 
- Grundsätzlich sind in allen Gehwegen (beide Straßensei-
ten, unabhängig von den Eigentumsverhältnissen der be-
troffenen Verkehrswege) Räume für Versorgungstrassen 
mit einer Breite von 1,00 m vorzusehen. Dabei sind die 
Anforderungen aus der Leitungsschutzanweisung zu be-
achten. 

- Bei Abweichungen vom klassischen Querschnitt Gehweg 
- Straße - Gehweg sind gleichwertige geeignete Trassen-
räume abzustimmen. 

- Für die im Baufeld B3 vorhandene Bestands-Trafostation 
ist gegebenenfalls bei entsprechendem Leistungsbedarf 
ein technisch-wirtschaftlich tauglicher Ersatzstandort er-
forderlich. Dabei sind die grundsätzlichen Anforderungen 
des Verteilnetzbetreibers zum Thema Versorgungsinfra-
struktur formulierten Anforderungen und Bedenken hinrei-
chend zu würdigen. 

Die konkrete Trassenplanung erfolgt durch die Stadtwerke 
Heidelberg. Grundsätzlich sollen Stromkabel in die Gehwege 
verlegt werden. Die Trassenräume als auch Trafostandorte 
werden insgesamt mit den beteiligten Fachämtern abge-
stimmt. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

5.6 Es wird gebeten, im Textteil unter 8. folgende Ergänzung 
vorzunehmen: 
[ ... ] Auf den mit Leitungsrechten belasteten Flächen sind 
unter Berücksichtigung der notwendigen Leitungsschutz-
streifen Baumpflanzungen und Überbauungen ausge-
schlossen. [ ... ] 
Die minimal zu berücksichtigenden Leitungen und die ge-
naue Lage ergibt sich aus der vorliegenden Netzauskunft. 

Siehe Umgang mit der Stellungnahme zu 5.2. Siehe Abwägungsvor-
schlag zu 5.2 

5.7 - Die Achsen von Baumreihen sind grundsätzlich in mit 
den notwendigen Leitungstrassen vereinbarem Querab-
stand zu definieren (siehe Leitungsschutzanweisung). 

Siehe Umgang mit der Stellungnahme zu 5.2.  Siehe Abwägungsvor-
schlag zu 5.2 
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- Entlang der Achse kann der Pflanzung von Bäumen 
ebenfalls nur im mit den notwendigen Leitungstrassen 
vereinbarem Längsabstand, zum Beispiel bei Querungen 
und Abzweigen, zugestimmt werden. 

- Im Bereich der Neubau-Trafostation Elsa-Brandstrom-
Straße (Lärmschutzwall) sind die notwendigen Trassen-
raume freizuhalten. 

- Bei Bestandsbäumen, die mit notwendigen Leitungstras-
sen unvereinbar sind, sind gegebenenfalls geeignete Er-
satzpflanzungen erforderlich. 

5.8 Die 110 kV-Bestandsleitung und einschließlich notwendi-
gem Schutzstreifen (beidseitig 2,50 m - siehe Leitungs-
schutzanweisung) zwischen Feuerbach- und Kirschgarten-
straße ist von übergeordneter Bedeutung für die Versor-
gung des Gesamtstadtgebiets und zwingend zu erhalten. 
Die Herstellung einer zustimmungsfähigen Überbauung in 
diesem Teilbereich ist mit der Stadtwerke Heidelberg 
Netze GmbH abzustimmen. Die Kosten für die hierzu not-
wendigen Baumaßnahmen sind vom Verursacher zu tra-
gen. 

Siehe Umgang mit der Stellungnahme zu 5.2. Die Trassen-
räume als auch Trafostandorte werden insgesamt mit den be-
teiligten Fachämtern abgestimmt. Regelungen zur Kostentra-
gung sind nicht Gegenstand des Bebauungsplanes. 

Der Stellungnahme 
wird entsprechend der 
Abwägung gefolgt. 

5.9 Im Zuge der Neuordnung von Straßen und Plätzen wird 
gemeinsam mit dem Strom neue Leerrohrtrassen für die 
Beleuchtung sowie für Telekommunikation verlegt. Eine 
Neuordnung beziehungsweise Neubau der Beleuchtungs-
anlage und Rückbau der alten Lichtpunkte ist in diesem 
Zusammenhang ebenfalls geplant. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

5.10 Das Gebiet Mark-Twain-Village ist neu mit Leitungen für 
die Trinkwasserversorgung zu erschließen. Hierfür liegen 
Planungen vor. 

Die Planungen werden zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

5.11 Für die Leitungsverlegung wird hierbei eine Nutzung des 
öffentlichen Raumes angestrebt. Sofern im Bebauungs-
plan vorgesehene Verkehrsflachen privat werden sollten, 
ist eine Dienstbarkeit für die Nutzung zur Trinkwasserver-
sorgung sicherzustellen. 

Die Dienstbarkeit ist vom Vorhabenträger beim privaten Ei-
gentümer einzuholen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

5.12 Die im Bebauungsplan vorgesehenen Verkehrsflachen rei-
chen dann für eine Erschließung aus, wenn Anschluss-
punkte für die Gebäude durch die Stadtwerke Heidelberg 

Die konkreten Anschlusspunkte werden im Zuge der Erstel-
lung der Bauanträge festgelegt. Die Stadtwerke werden vom 
Baurechtsamt hierzu gehört. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Netze GmbH vorgegeben werden können. Es wird um 
eine frühzeitige Einbindung zur diesbezüglichen Abstim-
mung mit den zukünftigen Eigentümern der Gebäude oder 
deren Beauftragten gebeten. Bei Gebäuden mit gemeinsa-
mer Tiefgarage ist ein Quartiersanschluss vorzusehen. 

5.13 Die US-Wasserleitungen auf dem Gebiet des Bebauungs-
plans nördlich der Rhein- und westlich der Römerstraße 
stehen noch unter Druck und werden derzeit für die Bau-
wasserversorgung und Löschwasservorhaltung benötigt. 

Die Bestandsleitungen genießen Bestandsschutz. Aufgabe 
der Stadtwerke ist die Sicherung der Wasserversorgung. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

5.14 Bei Veräußerung von Grundstücken sind die Kosten für ei-
nen eventuellen Rückbau zu berücksichtigen. Hierzu ist 
eine grundsätzliche Regelung anzustreben. Der Betrieb 
der US-Leitungen auf zukünftigem Privatgrund ist solange 
erforderlich und zu dulden, bis die Neuerschließung mit 
Leitungen zur Trinkwasserversorgung eine Stilllegung er-
möglicht. 

Regelungen zur Kostentragung sind nicht Gegenstand des 
Bebauungsplanes. Die Bestandsleitungen genießen Be-
standsschutz. Aufgabe der Stadtwerke ist die Sicherung der 
Wasserversorgung. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

5.15 Der Verbau von Neubauten darf den jeweiligen Schutzbe-
reich einer Gas- oder Wasserleitung nicht stören. 

Bei der Festsetzung der Baufenster für die Errichtung von Ge-
bäuden handelt es sich um eine Angebotsplanung. Diese 
kann umgesetzt werden, wenn andere zu beachtende Be-
lange wie einzutragende Leitungsrechte ausreichend berück-
sichtigt sind. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

5.16 Es wird auf die kritische Hauptversorgungstrasse der 
Fernwarme DN 500 entlang der Römerstraße und dem 
Schutz dieser Leitung vor Überbauung und neuer Über-
pflanzung verwiesen. Eine Umlegung dieser Leitung ist 
aus versorgungstechnischen-, logistischen- und finanziel-
len Gründen nicht möglich. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

5.17 Es wird gebeten, alle Fernwärmebestandsleitungen in den 
Bebauungsplan zu übertragen mit Stand vom Juli 2016 
und die dazugehörigen Schutzstreifen auf Privatgrund zu 
kennzeichnen. Diese Schutzstreifen haben auch im 
Grundbuch Bestand. Aktuell werden Bestandsleitungen 
der Stadtwerke Heidelberg Netze GmbH durch neuge-
plante Gebäude und Bäume überplant. Die Schutzstreifen 
der Bestandsleitung sind zwingend mit aufzunehmen. Eine 

Siehe Abwägungsvorschlag zu 5.1 und 5.16. Siehe Beschlussvor-
schlag zu 5.1 und 
5.16. 
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Umlegung der betroffenen Leitungen ist gegen eine Kos-
tenübernahme verursachergerecht mit Ausnahme der 
DN 500 Leitung in der Römerstraße möglich. 

5.18 Es ist sicherzustellen, dass keine neuen Bäume auf den 
Bestandsleitungen gepflanzt werden. Neu zu pflanzende 
Baume sind zwingend mit den Bestandsleitungen der 
Stadtwerke Heidelberg Netze GmbH abzugleichen. 
Neupflanzungen mit Wurzelschutz können mit einem Ab-
stand von mindestens 1,50 m und ohne Wurzelschutz mit 
einem Abstand von mindestens 2,50 m gepflanzt werden. 
Eine Unterschreitung dieser Abstände ist nicht zulässig. 
Dies gilt gleichermaßen für die Schutzstreifen der Be-
standsleitungen. 

Siehe Umgang mit der Stellungnahme zu 5.2. Siehe Abwägungsvor-
schlag zu 5.2 

5.19 Der Verbau von Neubauten darf den jeweiligen Schutz-
streifen einer Leitung nicht stören. Ebenso ist zu prüfen, 
ob diese Baumaßnahmen innerhalb der definierten Bau-
grenzen möglich sind. Auch dürfen keine schweren Punkt-
lasten auf dem Leitungsbestand der Stadtwerke Heidel-
berg Netze GmbH stehen. Der Zugang der Leitungen 
muss zu jeder Tages- und Nachtzeit möglich sein. Sind 
Leitungsumlegungen wegen Problemen resultierend aus 
den Bautätigkeiten unausweichlich, dann ist das gegen 
eine Kostenübernahme vom Verursacher möglich. Ausge-
nommen ist hierbei die DN 500 Leitung in der Römer-
straße. 

Siehe Umgang mit Stellungnahme zu 5.15  

5.20 Für Schaden und Folgeschaden haftet der Verursacher. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

    6 Amt für Bauordnung und Denkmalschutz, Schreiben vom 19.01.2017 
6.1 Im Bebauungsplangebiet werden drei Kerngebiete festge-

setzt. Lediglich in MK 1.1 ist großflächiger Einzelhandel 
zulässig. In den anderen Kerngebieten ist großflächiger 
Einzelhandel ausgeschlossen. Des Weiteren werden ge-
nerell Vergnügungsstätten ausgeschlossen. 
Damit sind mit dem großflächigen Einzelhandel und den 
Vergnügungsstätten zwei Nutzungsarten ausgeschlossen, 

Ableitend aus dem Masterplan ist es Zielsetzung des Bebau-
ungsplanes MTV-Nord, eine bisher fehlende Stadtteilmitte für 
die Südstadt zu schaffen. Diese Stadtteilmitte soll nicht allein 
aus dem Nahversorgungsstandort östlich der Römerstraße 
generiert werden, sondern entlang der Rheinstraße auf die 
westliche Seite der Römerstraße übergehen (siehe Begrün-

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 
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die nach der BauNVO im Kerngebiet zulässig sind. Zuläs-
sig hingegen sollen kirchliche, kulturelle, soziale und ge-
sundheitliche und sportliche Zwecke sein. Diese Nutzun-
gen sind aber auch in Mischgebieten und allgemeinen 
Wohngebieten zulässig. Des Weiteren sind in den Kernge-
bieten MK 1.2 und MK 1.3 oberhalb des Erdgeschosses 
nur Wohnungen zulässig. 
Es wird die Frage gestellt, ob mit den getroffenen Festset-
zungen der Charakter des Kerngebiets tatsächlich getrof-
fen ist. Kerngebiete dienen vorwiegend der Unterbringung 
von Handelsbetrieben sowie der zentralen Einrichtung der 
Wirtschaft und der Verwaltung und der Kultur. Zumindest 
in den Kerngebieten MK 1.2 und MK 1.3 bietet sich eher 
der Gebietscharakter eines Mischgebiets an. In Bezug auf 
die Lärmwerte nach der TA Lärm gibt es zwischen Kern-
gebieten und Mischgebieten keine Unterschiede, so dass 
hier kein Nachteil entstehen würde. Letzten Endes wird 
durch die Vorgabe, dass oberhalb der Erdgeschosse in 
den Kerngebieten MK 1.2 und MK 1.3 nur Wohnen zuläs-
sig ist, der Grundcharakter des Kerngebiets verändert. 

dung Seite 16 f.). Die „Parkterrassen“ sind auch in dem Er-
gebnis der Mehrfachbeauftragung besonders gewürdigt wor-
den. 
Mit der Festsetzung von Kerngebieten auf den südlichen Teil-
flächen wird der angestrebte städtebauliche Charakter der 
„Parkterrassen“ deutlich unterstrichen. Im Erdgeschossbe-
reich soll gerade kein Mischgebiet mit einem gleichwertigen 
nebeneinander von Wohnen und Gewerbe entstehen, son-
dern ein differenziertes öffentlichkeitswirksames Nutzungsan-
gebot. Das Wohnen ist daher erst in den Obergeschossen zu-
lässig. Dabei ist es nicht unüblich, in Kerngebieten oberhalb 
des Erdgeschosses nur Wohnungen zuzulassen, da die urba-
nen Qualitäten sich hauptsächlich aus den Erdgeschossnut-
zungen ergeben. Diese gilt es, in den Erdgeschossnutzungen 
zu konzentrieren. 
Die Festsetzung eines Mischgebietes hätte ferner zur Folge 
gehabt, dass eine weitgehende Begründung für die Über-
schreitung der GFZ-Obergrenze des § 17 BauNVO notwendig 
geworden wäre. Die vom Verordnungsgeber allgemein getra-
gene GFZ-Obergrenze für Mischgebiete liegt bei 1,2. Städte-
baulich einfacher ist es, eine GFZ-Überschreitung mit Werten 
von 3,4 beziehungsweise 3,8 zu begründen, wenn der Aus-
gangswert bei 3,0 bei Kerngebieten statt bei 1,2 liegt. 

6.2 In Bezug auf die Überschreitung der Obergrenze der GFZ 
(statt 3,0 wird eine GFZ von 3,8 zugelassen) wird auf § 17 
Absatz 2 BauNVO verwiesen, wonach die Überschreitung 
der Geschossflächenzahl durch Umstände oder Maßnah-
men auszugleichen ist. Zumindest an der maßgebenden 
Stelle der Begründung zum Bebauungsplan (Ziffer 8.1.2 
Maß der baulichen Nutzung, Seite 42 und 43) werden 
diese ausgleichenden Maßnahmen nicht genannt. Als aus-
gleichende Umstände kommen laut Kommentar Fi-
ckert/Fieseler (§ 17 Rnr. 45) unter anderen in Betracht 
- im Baugebiet selbst oder in unmittelbaren Anschluss da-
ran vorhandene größere, der Erholung und Freizeitgestal-
tung dienende Grün- oder Freiflächen oder 

In Kapitel 6.6 der Begründung wird bereits auf den angrenzen-
den Bürgerpark, den Paradeplatz sowie die Lärmschutzland-
schaft als öffentliche Grün- und Freiräume hingewiesen. Auch 
die „Parkterrasse“ wird als wichtiger öffentlicher Aufenthalts-
bereich genannt (Seite 20). Als redaktionelle Änderung wird 
zum Satzungsbeschluss ein Verweis auf diese ausgleichen-
den Maßnahmen in die Begründung aufgenommen. 
Im Übrigen ist auf der Seite 22 ein Querschnitt der Bebauung 
mit Höhenentwicklung an der Parkterrasse und des angren-
zenden Bürgerparks dargestellt. Es ist nicht ersichtlich, dass 
hier gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht gewahrt 
werden. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Anlage 02 zur Drucksache 0390/2019/BV



"Südstadt Konversion Teil 2: Mark-Twain-Village Nord“ 78/84 
Begründung zum Abwägungs- und Satzungsbeschluss in der Fassung vom 15.11.2019 

 

 

Nr. TÖB, Schreiben / Mail vom … (ggf. gekürzte Fassung) Abwägungsvorschlag Beschlussvorschlag 
- eine günstige Zuordnung von Wohngebieten zu Arbeits-
stätten oder 
- eine Verkehrsanbindung und leistungsfähige Verkehrs-
bedienung vorwiegend durch den ÖPNV. 
Empfohlen wird, an der betreffenden Stelle eine kurze Be-
gründung zu den zu treffenden ausgleichenden Maßnah-
men einzufügen. 

6.3 In Bezug auf die örtlichen Bauvorschriften fällt ein hoher 
Detailierungsgrad der getroffenen Regelungen auf. Die 
Regelungstiefe führt im Vollzug zu erhöhtem Aufwand der 
Prüfungen im Baugenehmigungsverfahren durch die Bau-
rechtsbehörde. 
Formulierungen wie „Hauptgebäude sind in der Materialität 
und Farbigkeit der Fassaden aufeinander abzustimmen, 
das Gestaltungskonzept ist vorzulegen" oder "Nebenanla-
gen, wie Müllsammelplätze, Fahrradabstellanlagen, Gerä-
tehäuser sind im Plangebiet einheitlich zu gestalten" sind 
nicht besonders geeignet, der Baurechtsbehörde eine si-
chere Rechtsgrundlage zur Durchsetzung der Gestal-
tungsvorgaben an die Hand zu geben. 
Bei der Regelung, die die Gestaltung der Nebenanlagen 
betrifft, stellt sich die Frage, wie private Bauherren sicher-
stellen sollen, dass diese Nebenanlagen im Plangebiet 
einheitlich gestaltet werden. Einerseits wird hier die Bauf-
reiheit erheblich eingeschränkt, andererseits gilt dann das 
Windhundprinzip, das heißt derjenige, der zuerst eine Ne-
benanlage plant und gestaltet, trifft gleichzeitig die Vor-
gabe für alle anderen Baugrundstücke. 

Zum Bebauungsplanentwurf wurde ein Gestaltungsleitfaden 
erstellt, die die Inhalte der Regelungen genauer beschreiben. 
Der Gestaltungsleitfaden liegt dem Amt für Bauordnung und 
Denkmalschutz vor. Den wenigen Grundstückseigentümer / 
Bauherren liegt der Gestaltungsleitfaden ebenfalls vor. Die 
meisten Flächen, bis auf die vier Wohngruppen, befinden sich 
im Eigentum der MTV-Bauen und Wohnen. An der MTV-
Bauen und Wohnen ist die städtische Wohnungsbaugesell-
schaft beteiligt. Es ist davon auszugehen, dass die Gestaltung 
aufeinander abgestimmt ist. 
Den Wohngruppen wurde ebenfalls kommuniziert, dass die 
Gestaltung untereinander abgestimmt werden muss und ein 
untereinander abgestimmtes Freiflächenkonzept zu erstellen 
ist. Zum Satzungsbeschluss wird in der Begründung als re-
daktionelle Änderung auf den Gestaltungsleitfaden verwiesen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

6.4 Pylone und Stelen sind im Bebauungsplanentwurf als un-
zulässig festgesetzt. Es stellt sich im Einzelfall die Frage, 
ob bei Gebäuden, in denen mehrere Gewerbebetriebe an-
sässig sind, nicht das Aufstellen einer Stele vor dem Ge-
bäude in gestalterischer Hinsicht vorteilhafter ist als eine 
Werbeanlage direkt am Gebäude. Hier wäre es wün-
schenswert, wenn im Ausnahmefall eine Stele zugelassen 
werden könnte. 

Aufgrund des Konfliktes mit einem Pylon in einem anderen 
Baugebiet und der Lage des Nahversorgungszentrums an der 
Römerstraße wurde auf Pylone und Stelen verzichtet. Zudem 
soll eine einheitliche Regelung mit den anderen Südstadt-
Konversions-Bebauungsplänen getroffen werden. Ziel ist, 
dass der Freiraum frei von Stelen und Pylonen bleibt, da diese 
stärker auf den Freiraum, von Sichtbeziehungen und Laufwe-
gen wirken als am Gebäude untergebrachte Werbung, die in 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Des Weiteren besteht Zweifel, ob die Formulierung unter 
Ziffer 3 „Anforderungen an die Gestaltung der umgebauten 
Flächen", "die nicht überbaubaren Flächen sind in Aus-
nahme der zulässigen Überschreitung gärtnerisch zu ge-
stalten und dauerhaft zu unterhalten", nicht zu sehr in 
Baufreiheit und das Eigentumsrecht des Bauherrn ein-
greift. 

dem zulässigen Maß an den Gebäuden untergebracht werden 
kann. 
Die Landesbauordnung gibt den Plangebern durch § 74 Ab-
satz 1 Nummer 3 die Möglichkeit, Anforderungen an die Ge-
staltung, Bepflanzung und Nutzung der unbebauten Flächen 
der bebauten Grundstücke zu treffen. Hiervon wird Gebrauch 
gemacht, um eine durchgehende wertige Gestaltung auch der 
unbebauten Flächen zu erhalten. 

    7 RNV, Schreiben vom 20.01.2017  
7.1 Die Schreiben der rnv vom 06.08.2014, 19.11.2014, 

25.02.2015 und 08.02.2016 behalten vollumfänglich ihre 
Gültigkeit. Es wird um Beachtung der darin aufgeführten 
Anmerkungen gebeten. 

Die Inhalte der beiden Schreiben haben keine Auswirkungen 
auf die Änderungsgegenstände zur erneuten Beteiligung. In-
sofern hat die Abwägung zur ersten Beteiligung Bestand. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

    8 Deutsche Bahn AG, Schreiben vom 24.01.2017 
8.1 Gegen die·Neuaufstellung / Änderung des Bebauungspla-

nes bestehen aus eisenbahntechnischer Sicht keine Be-
denken. Es werden hierfür jedoch folgende Bedingungen / 
Auflagen und Hinweise gegeben. 

Siehe Umgang mit Stellungnahmen zu 8.2 ff. Siehe Beschlussvor-
schlag zu 8.2 ff. 

8.2 Der Lärmschutz wird in Form einer Kombination aus Lärm-
schutzwand und einem Lärmschutzwall ausgeführt. Beige-
fügt ist als Bild ein Ausschnitt aus dem städtebaulichen 
Entwurf mit Darstellung des Lärmschutzwalls und der 
Lärmschutzlandschaft. 
Entlang des Radweges ist in Verlängerung der Lärm-
schutzwand ein Zaun zur Abgrenzung zu den Bahnanla-
gen zu errichten, da der Lärmschutzwall auch als Spielflä-
che für Kinder dienen soll. Der Zaun ist hinreichend stabil 
auszuführen. 
Der Zaun muss ferner über eine Tür auf Höhe des südli-
chen Fußes der Lärmschutzlandschaft verfügen, um die 
Zugänglichkeit des Gleisbereiches für die Instandhaltung 
gewährleisten. Die Tür ist verschließbar auszuführen und 
das Schließformat abzustimmen. 

Aus § 9 BauGB ergibt sich keine Rechtsgrundlage, eine sol-
che Einzäunung festzusetzen. Dieses ist in den nachfolgen-
den Verfahren zu regeln. 
Im Übrigen wird die Spielflächen für Kinder auf der Seite vor 
dem Radweg gesichert. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

8.3 Der Eisenbahnbetrieb darf weder behindert noch gefähr-
det werden. Die Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit 
der Bahnanlagen sind stets zu gewährleisten. 

Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen zu Flächen der 
Deutschen Bahn AG (DB AG). Die an der Grundstücksgrenze 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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der DB AG zu errichtende Lärmschutzwand wurde im Bauge-
nehmigungsverfahren mit Beteiligung der DB AG abgestimmt. 

8.4 Die Flächen befinden sich in unmittelbarer Nähe zu einer 
Oberleitungsanlage. Es wird ausdrücklich auf die Gefah-
ren durch die 15 kV Spannung der Oberleitung und die 
hierzu einzuhaltenden Bestimmungen hingewiesen. 

Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen zu Flächen der 
Deutschen Bahn AG (DB AG). Die Bestandssituation wird in 
Bezug auf die Oberleitung nicht verschlechtert. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

8.5 Es muss unbedingt vermieden werden, dass Kinder oder 
Nutzer des Spiel-/ Sportplatzes sich selbst und den Eisen-
bahnbetrieb zum Beispiel durch Ballspielen gefährden 
können. 
Im Bereich des Spiel- / Sportplatzes muss daher die Ein-
friedung eine entsprechende Höhe aufweisen sowie mit ei-
nem engmaschigen Gitter versehen werden. Die Einfrie-
dung ist von dem Bauherrn beziehungsweise dessen 
Rechtsnachfolgern auf deren Kosten laufend instand zu 
setzen und gegebenenfalls zu erneuern. 
Bei der Errichtung von Spiel- und Sportplätzen nahe akti-
ver Bahnstrecken ist die DIN 18035-1 zu beachten. Insbe-
sondere wird auf die geforderte Höhe von Ballfängen ver-
wiesen. 

Es gehört zur gängigen Praxis, dass die Fachplaner angewie-
sen sind, die entsprechenden DIN-Normen zur Anlage von 
Spielplätzen, Sportplätze, Freianlagen für Spiele und Leicht-
athletik zu beachten. Zur Bahnlinie sind im Übrigen keine Ball-
spielflächen geplant. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

8.6 Eine Ableitung von Dach-, Oberflächen- und sonstigen Ab-
wässern auf oder über Bahngrund sowie einer Versicke-
rung in Gleisnähe kann nicht zugestimmt werden. Sie sind 
ordnungsgemäß in die öffentliche Kanalisation abzuleiten  
oder außerhalb des Bahngeländes zu versickern. 

Regelungen zur einwandfreie Beseitigung des Abwassers und 
des Niederschlagswassers ergeben sich aus § 33 LBO BW 
sowie zum Abwasser aus den §§ 55 und 56 des Wasserhaus-
haltsgesetzes und § 46 des Wassergesetzes für Baden-Würt-
temberg. Eine weitergehende Regelung ist im Bebauungsplan 
nicht notwendig. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

8.7 Bei Wohnbauplanungen in der Nähe von lärmintensiven 
Verkehrswegen wird auf die Verpflichtung des kommuna-
len Planungsträgers hingewiesen, aktive und passive 
Lärmschutzmaßnahmen zu prüfen und festzusetzen. 
Je weiter die Orientierungswerte der DIN 18005-1 über-
schritten werden, desto gewichtiger müssen die für die 
Wohnbauplanung sprechenden städtebaulichen Gründe 
sein und umso mehr hat die Gemeinde die baulichen und 
technischen Möglichkeiten auszuschöpfen, die ihr zu Ge-
bote stehen, um diese Auswirkung zu verhindern. 

Die Prüfung von Lärmschutzmaßnahmen mit den Hinweisen 
zur Abwägung sind im Planverfahren erfolgt. Es wurden ent-
sprechende Maßnahmen festgesetzt, so das gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse unter Berücksichtigung der Belange 
der DB AG gewahrt sind. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Abwägungsfehler bei der Abwägung der Belange des Im-
missionsschutzes und insbesondere der Anforderungen 
an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse in Ansehung 
der Immissionen aus dem Bahnbetrieb sind erheblich im 
Sinne des § 214 BauGB und führen zur Unwirksamkeit 
des Bebauungsplans. 
Die sich aus dem Bahnbetrieb und der Unterhaltung der 
Anlagen der DB Netz AG ergebenden Immissionen sind 
entschädigungslos zu dulden. Dazu gehören Lärm, 
Bremsstaub, Erschütterungen und gegebenenfalls elektri-
sche Beeinflussung durch magnetische Felder. Im Falle 
der Einrichtung von Schutzmaßnahmen gegen diese Im-
missionen sind die entstehenden Kosten durch die Be-
troffenen zu tragen. 

8.8 Der Bauherr ist angehalten, das Grundstück im Interesse 
der öffentlichen Sicherheit und auch im Interesse der Si-
cherheit der auf seinem Grundstück verkehrenden Perso-
nen und Fahrzeuge derart einzufrieden, dass ein gewolltes 
oder ungewolltes Betreten und Befahren von Bahngelände 
verhindert wird. Die anfallenden Kosten gehen zu Lasten 
des Bauherrn beziehungsweise seiner Rechtsnachfolger. 
Die Einfriedung ist vom Bauherren laufend instand zu hal-
ten und gegebenenfalls zu erneuern. Die Kosten hierfür 
gehen zu Lasten an den Bauherren beziehungsweise sei-
ner Rechtsnachfolger. 

Die an der Grundstücksgrenze der DB AG zu errichtende 
Lärmschutzwand wurde abgestimmt. Weitergehende Eingriffe 
in die bestehende Situation werden nicht festgesetzt. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

8.9 Die Baugenehmigungsanträge für den Geltungsbereich 
sind uns zur Stellungnahme vorzulegen. Wir behalten uns 
weitere Bedingungen/Auflagen und Hinweise vor. 

Die Beteiligung von Nachbarn im Baugenehmigungsverfahren 
ist durch die § 55 LBO BW geregelt und obliegt der zuständi-
gen Behörde. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

    9 Naturschutzbeauftragter der Stadt Heidelberg, Schreiben vom 01.02.2017 
 Die in den vorliegenden Unterlagen dargestellten Ände-

rungen beziehungsweise Ergänzungen ergeben bezüglich 
Naturschutz keine wesentlichen neuen Erkenntnisse. 
Zu begrüßen ist die Neupflanzung von 251 Bäumen als 
Ausgleichsmaßnahme der zu fällenden 217, was dadurch 

Da die erneute Offenlage keine weitergehenden naturschutz-
rechtlichen Auswirkungen haben und es keine wesentlich 
neuen Erkenntnisse gibt, erübrigt sich eine weitergehende Ab-
wägung. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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eine höhere Anzahl der Ökopunkte von 660.433 gegen-
über den bisherigen 617.570 bei Pflanzen und Biotopen 
ergibt. 
Ebenso erfreulich sind die festgeschriebenen vorgezoge-
nen Ausgleichsmaßnahmen der stark rückläufigen Gebäu-
debrüter Mauersegler und Haussperling, die bereits auf 
der Vorwarnliste der gefährdeten Tier- und Pflanzenarten 
der BRD geführt werden. Hierbei sind vor Beginn der Brut-
periode und Einrüstung der im Text aufgeführten Gebäude 
spezifische Nisthilfen für die beiden Vogelarten anzubrin-
gen. 
Das durch höhere Flächenversiegelung entstehende Defi-
zit von -195.377,4 Ökopunkten beim Schutzgut Boden ist 
in anderen Teilflächen in der Konversionsfläche Südstadt 
auszugleichen. 
Des Weiteren wird auf die Aussagen der Stellungnahmen 
vom 15.02.2015, 18.08.2015 und 06.02.2016 sowie auf 
die des Amtes für Umweltschutz vom 27.08.2015 und 
07.03.2016 verwiesen. 
Aus Sicht des Naturschutzes ist es wesentlich, die durch 
Gutachten von Eiling 2013, Heinz 2014 und Bioplan 2014 
ermittelte Biodiversität der streng und besonders ge-
schützten Arten in dem oben genannten Gebiet zu erhal-
ten und möglichst durch weitere Maßnahmen noch zu er-
höhen. 

    10 IHK Rhein-Neckar, Schreiben vom 02.02.2017 
 Die IHK Rhein-Neckar hat zum Entwurf des Bebauungs-

plans „Mark-Twain-Village-Nord“ keine weiteren Hinweise. 
Es wird somit an den Stellungnahmen vom 20. August 
2015 und 10. Februar 2016 festgehalten. 
In den Stellungnahmen wird die gewerblichen Nutzungen 
in den Erdgeschosszonen entlang der Römerstraße und 
der Rheinstraße begrüßt. Bezüglich der geplanten großflä-
chigen Einzelhandelsnutzung wird darauf hingewiesen, 
dass die Vorgaben der Landes- und Regionalplanung ein-

Die obere Raumordnungsbehörde hat zum vorgelegten Ent-
wurf des Bebauungsplanes keine Anregungen vorgetragen. 
Aufgrund der festgesetzten Nutzungsbestimmung eines Nah-
versorgers und der bisher schlecht versorgten Südstadt ist 
nicht zu befürchten, dass negative städtebauliche Entwicklun-
gen eintreten. 
Die Römerstraße bleibt weiterhin eine gut ausgebaute und 
leistungsfähige Verkehrsachse, zugleich wird ihr Charakter mit 
der zivilen Nachnutzung der angrenzenden Flächen insbeson-
dere an den Rändern zu einer Stadtstraße ändern. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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zuhalten sind und sichergestellt sein muss, dass keine ne-
gativen städtebaulichen Entwicklungen eintreten. 
Die Römerstraße muss zwingend als gut ausgebaute und 
leistungsfähige Verkehrsachse bestehen bleiben. 

    11 Polizeipräsidium Mannheim, Schreiben vom 13.02.2017 
 Im Grundsatz bestehen im Hinblick auf die Verkehrskon-

zepte, Verkehrserschließungen sowie Straßenraumgestal-
tungen keine Bedenken. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. Es ist keine Beschluss 
erforderlich. 

 Die Festlegung der Stadt Heidelberg, dass die Stellplatz-
pflicht aus 37 LBO für die geplanten Wohnbereiche einge-
schränkt wird, ist mit erheblichen Bedenken zu versehen. 
Die Einschränkung der Stellplatzverpflichtung auf 70 % 
der erforderlichen Stellplätze kann erhebliche Beeinträchti-
gungen durch ruhenden Verkehr in den einzelnen Er-
schließungsstraßen verursachen. Darüber hinaus werden 
die angrenzenden Straßenbereiche dieses Wohngebietes 
mit einer erhöhten Frequenz an ruhendem Verkehr rech-
nen müssen. 
Diese Auswirkungen verursachen in der Regel erhebliche 
verkehrsrechtliche Probleme und Probleme in der leis-
tungsfähigen Nutzung der ausgewiesenen Erschließungs-
straßen. 
Es wird gebeten, im Hinblick auf diese geplante Festle-
gung der Stellplatzpflicht nochmals über alternative Park-
möglichkeiten beziehungsweise Parkangebote nachzu-
denken. 

Der Nachweis eines reduzierten Stellplatzschlüssels von 1,0 
auf 0,7 bezieht sich überwiegend auf Flächen, bei denen die 
Bestandsgebäude für eine zivile Nachnutzung saniert werden. 
Die Neubebauung an der Römerstraße und den Ecken der U-
Bebauung tragen hierbei mit zum Lärmschutz bei. Da die 
großzügigen grünen Innenhöfe in der Form erhalten werden 
sollen, ist es in den Teilgebieten WA1.1 und WA1.2 Nord 
städtebaulich nicht möglich, zusätzlich Tiefgaragen unter ver-
tretbaren Aufwendungen in das Gebiet zu integrieren. Die not-
wendigen Stellplätze sollen daher oberirdisch nachgewiesen 
werden. Zugleich werden mit dem wohnungspolitischen Kon-
zeptes Schwerpunkte beim geförderten Mietwohnungsbau ge-
setzt. Hierbei einbezogen ist auch die südliche Fläche des WA 
1.2. Die Größe einer Tiefgarage und damit die Kapazität ist 
hier beschränkt, da die Grundstücksbildung unter Berücksich-
tigung der Bestandssituation erfolgt. Das Unternehmen, das 
das wohnungspolitische Konzept umsetzt, geht in vergleichba-
ren Nutzerfällen unter Berücksichtigung der Lage im Stadt-
raum und dem ÖPNV-Angebot davon aus, dass die Nach-
frage etwa bei 0,5 Stellplätze je Wohneinheit sein wird. Zudem 
besteht bei einem Interesse eines Betreibers die Möglichkeit, 
einzelne Kfz-Stellplätze für Carsharing-Anbieter von dem Un-
ternehmen zur Verfügung zu stellen. 
Der Stellplatznachweis für die Julius-Springer-Schule erfolgt 
nach der geltenden Landesbauordnung. Die Stellplätze wer-
den analog wie bei privaten Bauherren auch auf dem Bau-
grundstück nachgewiesen. 

Der Stellungnahme 
wird nicht gefolgt. 
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Zudem werden an den öffentlichen Verkehrsflächen öffentli-
che Stellplätze vorgesehen. 

    12 Amt für Umweltschutz, Gewerbeaufsicht und Energie, Schreiben vom 25.01.2017 
12.1 Im Umweltbericht sind im Kapitel 2.1.6 die den Ausführun-

gen zu Luftschadstoffimmissionen zu ändern: 
Das Planungsgebiet unterliegt keiner über das im bebau-
ten Gebiet von Heidelberg ohnehin bestehende Maß hin-
ausgehenden besonderen Luftschadstoffbelastung. Insge-
samt ist der Siedlungsbereich von Heidelberg geprägt 
durch zu hohen leicht erhöhte Stickoxid- und Benzolkon-
zentrationen, die vor allem im Winter bei austauscharmen 
Wetterlagen auftreten. Im Sommer treten durch photoche-
mische Reaktionen verursachte Ozonspitzen auf. Insge-
samt stellt sich das Plangebiet somit als Teil eines lufthygi-
enisch belasteten Bereiches dar. 

Der Umweltbericht wird entsprechend der Stellungnahme ge-
ändert. 

Der Stellungnahme 
wird gefolgt. 

12.2 Unter Beachtung der im aktualisierten Schalltechnischen 
Gutachten der WSW & Partner GmbH vom 07.10.2016 
aufgeführten Empfehlungen bestehen aus immissions-
schutzrechtlicher Sicht keine Bedenken. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

12.3 Die vorhandenen prägenden Baumbestände im Bereich 
der Innenhöfe sind zu schützen und zu - erhalten. Auch ist 
darauf zu achten, dass der Innenhofbereich vorrangig der 
Entwicklung von Grünflächen dient und nicht durch die Un-
terbringung von Nebenanlagen dominiert wird. 

Das Amt für Umweltschutz, Gewerbeaufsicht und Energie wird 
in Baugenehmigungsverfahren beteiligt und kann dort Stel-
lungnahmen zu Bauanträgen abgeben. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

12.4 Seitens der Abteilung „Energie“ bestehen zu den geänder-
ten Planinhalten keine Bedenken 

Es ist keine Abwägung notwendig. Es ist kein Beschluss-
vorschlag notwendig. 
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